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53. Sitzung des La.ndtages von Rheinland-Pfalz 
am Dienstag, dem 8. Februar 1966 

Die Sitzung wird um 9.40 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtags eröffnet. 

l'rllsidcnt Van Volxem: 

kh eröffne die 53. Sitzung des Landtages. Beisitzer sind 
die Herren Abgeordneten Diel und Veltin. Der Herr 
Abgeordnete Veltin führt die Rednerliste. Es fehlen 
entschuldigt die Abgeordneten Billen, Heller, Schmidt 
und Frau Wetzei. kh begrüße auf der Tribüne als Gäste 
des Landtages Mitglieder der Jungen Union des Land­
kreises Frankenthal, Angehörige des Volksbildungs­
werkes Gundheim, Kreis Worms, und Schüler der Ver­
suchsklasse für das 9. Schuljahr aus Trier. 

(Beifall des Hauses.) 

Jch rufe auf den Punkt l der Tagesordnung: 

Fragestunde 

- Drucksache II/554 -

Es liegen zwei Mündliche Anfragen vor; zunächst die 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Thorwirth (SPD) 
Nr. 60 betreffend Zuschüsse aus dem Etat des Gesamt­
deutschen Ministeriums an das Pfalztheater und Pfalz­
orchcster. Die Anfrage wird verlesen. 

Abg. Diel (Schriftführer): 

Mündliche Anfrage des Abg. Thorwirth (SPD) Nr. 60 
betreffend Zuschüsse aus dem Etat des Gesamtdeut­
schen Ministeriums an das Pfalztheater und Pfalzor­
chester. 

In der Fragestunde des Deutschen Bundestages hat am 
2. Dezember 1965 der Bundesminister für Gesamtdeut­
sche Fragen, Dr. Erich Mende, auf eine Frage des Ab­
geordneten Dr. Müller-Emmert (SPD), Kaiserslautern, 
die Mitteilung gemacht, daß nach seiner Auffassung die 
rheinland-ptälzische Landesregierung neuerdings eine 
Unterstützung kultureller Einrichtungen im pfälzischen 
Grenzgebiet ablehne. 

Ich fruge daher die Landesregierung: 

l. Hat die Landesregierung Rheinland-Pfalz die weitere 
Gewährung von Zuschüssen in Höhe von 40 000 DM 
an das PfaLzthcater und 30 000 DM an das Pfalz­
orchester, die aus grenzpolitischen Erwägungen aus 
dem Etat des Gesamtdeutschen Ministeriums bisher 
bewilligt wurden, für die Zukunft abgelehnt? 

2. Welche Gründe hat die Landesregierung, falls diese 
Mitteilung in vollem Um!ang zutrifft, diesen Stand­
punkt einzunehmen? 

3. Gilt dieser Standpunkt der Landesregierung auch für 
Zuschüsse des Gesamtdeutschen Ministeriums, die 
bisher kulturellen Einrichtungen im Bezirk Trier 
(zum Beispiel Städtisches Theater 140 000 DM, St.­
Matthias-Basilika in Höhe von 150 000 DM) gewährt 
wurden? 

4. Welche Maßnahmen gedenkt die Landesregierung 
gegebenenfalls zu ergreifen, um den Ausfall von Zu­
schüssen aus dem Gesamtdeutschen Ministerium für 
kulturelle Einrichtungen auszugleichen? 

Präsident Van Volxem: 

Die Anfrage wird durch den Herrn Ministerpräsidenten 
beantwortet. 

Ministerpräsident Dr. h. e. Altmeier: 

Irerr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Lan­
desregierung hat zu keinem Zeitpunkt eine Unterstüt­
zung kultureller Einrichtungen im pfälzischen Grenz­
gebiet durch das Bundesministerium für Gesamtdeut­
sche Fragen abgelehnt. Dem entsprechend beantworte 
ich die Frage Nr. 1 der soeben verlesenen Mündlichen 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Thorwirth mit einem 
Nein. Durch dieses Nein zur Frage 1 beantworten bzw. 
erledigen sich die weiterhin gestellten Fragen Nummer 
2, 3 und 4 von selbst. 

Präsident Van Volxem: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Thorwirlh 
(SP~)! 

Abg. Thorwirth: 

Herr Ministerpräsidentr Ist die Beantwortung der An­
frage so zu verstehen, daß sich der Gesamtdeutsche 
Minister bei der Erklärung im Parlament geirrt hat? 

Ministerpräsident Dr. h. e. Altmeier: 

Wahrscheinlich hat er sich geirrt. Ich möchte das aus 
der Korrespondenz entnehmen, die im weiteren Verlauf 
geführt worden ist. 

Präsident Van Volxem: 

Weitere Zusatzfragen? 

(Abg. Thorwirth: Danke, nein!) 

Ich rufe auf die Frage Nr. 61 des Herrn Abgeordneten 
Hilf betreffend Maul- und Klauenseuche (MKS). 

Abg. Diel (Schriftführer): 

Mündliche Anfrage des Abg. Hilf (CDU) Nr. 61 betref­
fend Maul- und Klauenseuche (MKS). 

In letzter Zeit werden fast täglich alarmierende Be~ 
richte über die Verbreitung der Maul- und Klauenseuche 
(MKS) unter den Klauentierbeständen des Bundesge­
bietes in Presse und Rundfunk veröffentlicht. Es wird 
davon gesprochen, daß die Seuche besonders ansteckend 
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sein soU, sehr bösartig verläuft und infolgedessen zu 
außPrgewöhnlich hohen wirtschaftlichen Verlusten führt. 

ld1 frage daher die Landesregierung: 

1. W~Jme Maßnahmen sind von ihrer Seite ergriffen 
wordt-n, um einer Verbreitung der MKS in unserem 
L<\ndE> vor:wbeugen? 

2. Ist es nicht möglich, in Rheinland-Pfalz sämtliche 
Klauentiere schutzzuimpfen? 

Präsident ·van Volxem: 

J>ie Mündliche Anfrage wird durch den Herrn Innen­
minister beantwortet. 

Innenminister ''Volters: 

Herr Pr'.\sident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ri>n! :l.m· Frage 1: Als sich zu Jahre.sbl:!ginn die Maul­
und Klauenseuche in Süddeutscll.land und Nordv.·est­
dt>utschland bedrohlich auszubreiten begann, habe ich 
sämtliche mit dem Vollzug des Viehseuchengesetzes be­
lrauL~n Behörden auf die Gefahr hingewiesen und zu 
g1·ößter Aufmerksamkeit aufgefordert. Dank der Um­
;;i<'ht aller hiü die Seuche in den wenigen Fällen, in 
dent!n i;.ie nach Rheinland-Pfalz eingeschleppt worden 
ist. niei:-;t durch fü'hlRchtvieh oder durch Personeriver­
kch!', kP.ine Gelegenheit zur Ausbreitung gefunden. Be­
f;lllene B<'slände wurden unverzüglich getötet. Außer 
d(•l' n<'F-i nft•ktion und Sperre der Gehöfte werden ctie 
Af.•fährdeten Rindf.'r in der Umgebung der Seucht!nau.s­
li!'ii('h~ ~whutz~eimpft. Wegen seiner be.sonderen Ge­
fährdnn~ hl'lbe ich für den Regierungsbezirk Pfalz eine 
vi<'hseuchenpoUzeiliche Beschränkung des Verkehrs mit 
Schh1chlvieh aus Süd<ieutschland veranlaßt und Er-
1„icht„t'lmgen im Viehverkehr mit dem nordwestdeut­
~<:'h„n Seudwngebiet für das ganze Land rückgängig 
_l.\Clllilchl. 

Zur Frage 2: Zur vorbeugenden Schutzimpfung sämt­
licher Klauentlere i.m Lande ist folgendes zu sagen: Es 
gilit, wr 7.eit keinen Impfstoff, der auch die für Maul­
un<i Kl<i.uenseuche hochempfänglichen Schweine be!rie­
rligl"nd sd1titr1>n kann. Die Impfung kann also nur bei 
Rindern erfolgen. Der Impfschutz verliert nach sech.-:1 bis 
<1cht Mom1ten erheblich an Wirksamkeit, gegenüber dem 
zur :leit in Süddeutschland vorherrschenden Virustyp 
sL"hon früher. Die Impfungen müssen also jähJ:lich 
wi•.•derh<Jlt werden. Da mehrere Virustypen mit jeweils 
verschiedenen Varianten vorkommen, ist nicht immer 
zu ~ewährleisten, daß der eingesetzte Impfstoff gegen­
über jedem möglichen Seuchenerreger von höchster 
Spczi(it.ät ist. Der Impfstoff selbst kann nur für eine 
he~l immte Zeit gelagert we1''C!en. 

Aus diesem Grunde ist es verständlich, daß in keinem 
Lande größere Mengen von Impfstoff vorrätig gehal­
ten werden. Der zur Ver!ügun.g stehende Impfstoff 
wird 7.Ur Zeit durch das zuständige Bundesministerium 
auf die elnzelnC'n Länder verteilt. Eine Flächenimpfung 
ist deshalb schon aus diesem Grunde zur Zelt nü:hl 
möglich. Sobald Impfstoff in genügciJ.dem Umfange vor­
handen ist, werde ich durch meine Veterinärabtcilung 
prüfl:!n lasRf.'n , ob Flächenimpfungen in unserem Lande 
vorgenommen werden sollen. 

Präsident Van VQlxem: 

Eine Zusatzfrage wird nicht gestellt. 

Ich rufe auf den Punkt 1 der Tagesordnung: 

Zwf'ite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
iiber dle Feststellung des Haushaltsplanes für das 

Redmungsja.hr 1966 

- Drucksache II.1520 -

Wir fahren rort ln der zweiten Beratung <::les Landes­
gesetzes über die Fcsll\tellung des Haushaltsplanes für 
das Rechmmgsjahr 1966. Ich eröffne die Besprechung. 
Das Wort hat der Herr Ministerpräsident 

Ministerpräsident Dr. h. c. Altml'ier: 

Herr PräsJqent! Meine seh1· verehrten Damen und Her­
ren! Gestatten Sie mir, in diesem Zeitpunkt der De­
b~tt~ auf die gnmdsät?.lichen StPllungnahmen zu ver­
:>ehiedenen Punkten eimmg<>hPn, ctie rfiP Herren Vor­
sitzenden der drei Fraktionen dieses Hohen Hauses 
gestern zum Haushaltsplan im allgemeinen und zu aus­
gewählten Fragen im besonderen abgegeben haben. 
Dazu gehört an der Spitze das Bekenntnis zur freiheit­
lichen Grundordnung, von der der Herr Abgeordnete 
Dr. Skopp gestern gesprochen hat, verbunden mit dem 
Bekenntnis aller Fraktionen die;;~ Hause::;, zu denen 
sich auch die Mitglieder der Lande~regierung gesellen, 
nämlich zu dem Willen, allen Angriffen, die die~ frei­
heitliche Grundordnung un~cres :-li:rnt.llchen Lebens 
irgendwie bedrohen. mit allen uns 7.m V~rfügung ste­
henden Mitteln immer da zu begegnen. wo es der 
Augenblick und das Wort erfordern. 

Das gilt, meine Damen und Herren, Vl)r allf'm ~egen­
ilbcr· den Ewiggestrigen; es gilt zugleich aber auch da, 
,.,,.o Unverständnis oder Verblendung eim~eln€'r dies er­
fordem . Die Vorgänge von Bergzabern. über die der 
Herr Innenminlster in aller Öffentlichkei1 berichtet<' 
und dil' g~stt>rn C"*genstand übcrcini;timmcnder Auf­
fassungen der Fraktionen hier waren, braucht' n n icht 
dramatiste·L·t zu werden, aber wir wllten sie auch nicht 
leicht nehmen. Das war ja :;ich(!t' - di.ejeuigen, die jene 
Zeiten in jungen .Jahren miterlebten, wei·den mir ~ht 
geben - der zu spät erkannte schwen>.'i~~g<mdc Fehler. 
daß die demokratischen Kräfte VOL' 1933 die Gefahren 
nlcht so ernst genommen haben, nicht :so ernst nehmen 
wollten, wie es notwendig gewe:;:en wäre. 

Widerstehet den Anfängen! Das gilt sicherlich hier. Es 
gilt für die Regierung, ebenso - wie gestern alle Frak­
tionen bekundeten - für die tragenden Kräfte unseres 
demokratL<:chen Lebens im I.ande wie in der Bundes­
republik. 

(Beifall im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Hen· Dr. Skopp hat gestern 
betont. daß in die:re freiheitliche Grundordnun,g auch 
die Existenz unseres Landes gehört. Seine Exist<?'nzbe­
rechtigung nach SI) vielen schweren - abl'I" wir dürfen 
heute -rückschauend auch sagen, erfolgreichen - An­
strengungen der vergangenen 19 Jahre war, wie die 
Aussprache ergab, die feste Überzeugung aller und die 
Grundlage der Beratungen überhaupt. Sie wissen, meine 
Damen und Herren - ich will nicht nachkarten, aber 
ich glaube, ich darf es >1.1ohl sagen -, das war nicht 
immer so. Um so mehr freue ich mich in diesem Jahre 

• 

• 
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über diese übereinstimmende Bekundung. rmmer habe 
ich daran geglaubt und immer festgehalten an der 
Überzeugung, daß diese alte und geschichtsreiche Land­
schaft, daß dieses unser Land Rheinland-Pfalz in der 
politischen Geographie der Bundesrepublik seine eigene 
Aufgabe in einer besonders schweren Zeit zu erfüllen 
hatte, im Rahmen und in der Verpflichtung für das 
Ganze. 

Hc1·r Dr. Skopp, wenn Sie mir gestern wegen meiner 
jüngsten Erklärungen unterstellt haben sollten oder 
wenn Sie <.>s so verstanden hätte n, daß ich den Ver­
fassungsauftrag des Artikels 29 nicht beachtet oder 
gar beseitigt sehen wollte, dann hätten Sie mich sicher­
lich mißverstanden. Ich habe vor wenigen Wochen auf 
einer Prc~sekonferenz auf Befragen vielmehr erklärt, 
es sei an der Zeit, die ewige Diskussion um die Neu­
gliederung und die Durchführung des Artikels 29 zu 
beenden. Entweder, so meinte ich, würde der Artikel 29 
jetzt durchgefüh1·t, oder aber der Verfassungsgeber 
selber - und das ist das Entscheidende - zöge aus der 
Unmöglichkeit seiner Ausführung heute oder morgen 
dit> notwendigen Konsequenzen . 

Meine Dum<:>n und Herren! Lassen Sie mich sofort an­
fügen, daß der Föderalismus nach unserer Auffassung 
untcilbal' ist. Ich sage das in bezug auf alle zur Zeit 
bestehenden Länder und wm die Frage angesichts un­
serer ÜbC'reinslimmung nicht weiler vertiefen. Ich 
möch te abe1· bei dieser Gelegenheit eine Frage beson­
ders anschnC'iden, weil sie in der Öffentlichkeit immer 
falsch gewertet wird. Es geht nämlich um den Begriff· 
der Leistungsfähigkeit, der durchweg mit dem Begriff 
der Finan:r.st ärke oder in noch vereinfachter Form mit 
dem Begriff der Steuerkraft gleichgesetzt wird. So 
kommt es nämlich, daß von gewissen Leuten - bis zu­
!Cl:t.t noch von Nordrhein-Westfalen - denjenigen Bun­
clcsHfndcrn einfach deshalb schon die Existenzberech­
tigung abgcsprocht.>n wird, welche nich t aus eigener 
Stc ucrkra!l a llein die ihnen obliegenden Aufgaben zu 
t•rfüllen vermögen. 

Mt•ine Damen und Herren! Jedes hochentwickelte Land 
bC'hlcl1t aus Verdichtungsräumen oder Ballungszentren 
mit hohen Steuererträgen und daneben aus agrarisch 
strukturierten Gebieten, die ihrer Natur nach geringere 
Steuerleistungen <:>rbringen. Das ist und war auch in 
Deutschland immer so. Bt>i der ungleichen, von der 
Natur aus besorgten Grundausstattung der Landschaf­
ten und Regionen mit unterschiedlichet• Bodenqualität 
und mit differenzierten Bodenschätzen wird es ein 
Dauer.luslund bleiben, daß der Staat, dem die Gleich­
wertigkeit der Lebensverhältnisse aller seiner Staats­
bürger - wie bei uns ~ Verfassungsauftrag ist, für 
einen gerechten Ausgleich zu sorgen hat. Es macht im 
Ergebnis keinen Unterschied, ob sich dieser Ausgleich 
etwa zwischen den Provinzen eines Zentralstaates oder 
zwischen den Ländern eines Bundesstaates vollzieht. 
Für den föderativ gegliederten Staat ist der WiJle zum 
freiwilligen Ausgleich jedoch dem Verfassungsprinzip 
immanent. 

Sehr zutreffend hat der Herr Kollege Dr. Kohl gestern 
darauf hingewiesen, daß die Nachteile zufälliger, oft 
tragischer, oft blutiger Geschichtsergebnisse gerade in 
unserem Grenzlandbereich hier im Westen Deutsch­
lands nicht verewigt werden könnten, daß vielmehr der 
Aurtrag des Landes darin bestand und besteht, diese 
historischen Nachteile nun endlich zum Besseren unse­
rer Bevölkerung zu wenden. Vieles konnte dabei mit 
gutem Erfolg in den vergangenen fast 20 Jahren her­
beigeführt werden. Vieles bleibt als Aufgabe, vor allem 

im wirtschaftlichen Strukturprogramm des Landes, be­
stehen. 

Unsere föderative Grundordnung, meine Damen und 
Herren, hat eben ihren eigentlichen Grund in der Tat­
sache, daß jedem Land ganz spezielle Aufgaben ob­
liegen. Trotz aller Tendenzen, dem Bund weitere Auf­
gaben anzuvertrauen - Aufgaben, über die man im 
Einzelfalle reden kann, vielleicht auch r~den muß ~, 
trotz allem ist die föderative Ordnung daher uns ge­
mäß und durch keine Entwicklung, wie es immer wie­
der dargestellt wird, überholt. 

rch bin gestern hier mehrfach ln meiner Eigenschaft als 
Präsident des Deutschen Bundesrates angesprochen und 
zu gewissen Aktivitäten in diesem Amte von Ihnen, 
meine Damen und Herren, ermuntert worden. Deshalb 
sei mir ein kurzes Wort zum gegenwärtigen Bund­
Länder-Verhältnis - ich komme in spezieller Weise bei 
der Finanzreform noch einmal darauf zurück - ge­
stattet. 

(Vizepräsident Rothley übernimmt den Vorsitz.) 

Spannungen und Konflikte sind nicht Anzt>ichen einer 
Verkümmerung, sondern sie s ind im Gegenteil ein Be­
weis dafür, daß im Gehäuse der Verfassung echtes, 
gutes, wirkliches Leben vorhanden ist. In de l· bundes­
staatlichen Ol'dnung ist ein gewisses Spannungsver­
hältnis zwischen dem Bund und den Ländern ganz 
naturgegeben, und es kommt allein darauf an, das der 
föderativen Struktur unseres Staab;wescns innewoh­
nende dynamische Prinzip zum Wohle dl"I' Gei>amthci t 
nutzbar zu machen. 

In der scchzehnjährigen Geschichte unseres Grund­
gesetzes gibt es genug Beispiele und eindeutige Be­
weise dafür, daß es den Ländern an Loyalität und So­
lidarität gegenüber dem Bund niemals gefehlt hat. 
Diese Tatsache kann auch nich t in Zweifel gezogen 
werden, wenn schon einmal zur verbindlichen Klärung 
von Streitfragen und Auslegungen bestimmter gesetz­
licher Bestimmungen über die Abgrenzung oder Trag­
weite von Kompetenzen, wie es zum Beispiel im soge­
nannten Fernsehstreit geschah, das Bundesverfassungs­
gericht bemüht werden mußte. Wieso soll das e in vo'r­
wurf sein? Wofür, meine Damen und Herren, wäre das 
Gericht sonst da? 

Eine gewisse Elastizität muß selbstverslündlich unse­
rer Staatspraxis innewohnen. Zu- und Abg<:bcn, so 
möchte ich es sagen, gehört dazu. Ich möchte mich aber 
mit allen Mitteln einer grundsätzlichen Aushöhlung der 
Länderkompetenzen widersetzen, da dies dem Wohle 
des Ganzen auf die Dauer gesehen sich<:>rlich nicht 
nützlich w ürde. Denn - ich sagte es schon - bei der 
föderativen Struktur handelt es sich eben nicht um ein 
statisches, sondern um ein dynamisches Ordnungs­
prinzip. Das aber bedeutet, daß zeitbcdingte Verände­
rungen und zeitbedingte Entwicklungen sich auch auf 
den materiellen Gehali des föderativen Prinzips aus­
wirken. 

Unter diesem Aspekt muß deshalb auch in erst<:>r Linie 
die Praxis der Länder gesehen werden, die darauf 
hinauslief, im Bereich ihrer eigenständigen, im Grund­
gesetz garantierten Kompetenz überregionale, gemein­
same Aufgaben allein oder auch unter Einschluß des 
Bundes, wie wir es erlebt haben, einer optimalen Re­
gelung zuzuführen. Ich meine, Wissenschaflsl'at, Unter­
haltung bestehender wissenschaftlicher Einrichtungen, 
die Finanzierung neuer Hochschulen oder - zur Zeit -
die Errichtung eines Bildungsrates, neben vielen ande-
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l '•'ll :<t.1i<Hi;vertraglich geregelten einheitlichen Bestim­
nrnngen. ~ind 'Cin sichtbarer Beweis dafür. Es wird nie­
mand lJestreiten. daU sich diese aus der Llinderinitia­
tive he rvorgegangenen Einrichtungen im großen und 
1-1an:r.t.>n bc•währt haben. 

'1'1·011.dem - so lesen und hören wir es in der Öffent­
lichkf>it immf'.'r wi<'dPr - is t der Beifall nicht allgemein. 
Im:lwsonciE>rE' versucht immer wieder die Theorie. der­
<11·t1gen Losun~en, wie soll ich sagen, am Zeug zu flicken. 
So w~rdt.•n beispielsweise in neuerer Zeit - ich habe 
audt in m•~tner Antrittsrede im Bundesrat darauf hin­
g<!Wi<'"•'ll - ~ewist>e Lösungen als Strukturwundlungen 
im födt•t•ali~ti!'<:hl•n At1fbal1 unseres Staates oder als 
Trend zum unitarisdien Bundesstaat oder zur Errich­
l1m~ einer dritten Ebene gekennzeichnet wid d araus 
1.;lf'>ic:'h<'nwise die l''orderunP- abgeleitet, es müsse die 
KnmpC'tE'nzverteilung zugunsten des Gesamtstaa tes. des 
Hundes eoen. geändert werden. 

D <1 hciß1 es etwa dl:'rn Sinne nach - wenn die Finanz­
l'E>form in den nächsten Tagen der Ö!!ent1ichkcit über­
g~·bcn wird. da nn werden Sie es an ganz bestimmten 
::;t':.'llcn lesen - : Die eigenen Au.tgabcn des einen Lan­
<les, cii<' es im Recht des Grundgesetzes anpackt und 
erfüllt. gehen in Ordnung, da sagen wir ja; aber - so 
~ugl man weiter - wenn solche Landesaufgaben zu 
f'i1wr gomwinsamen Länderaufgabe werden sollen. 
,„·1mn die Lnnder untPreinander durch vertragliche Ab­
machun~en derartige Abkommen treffen - die, die ich 
<>bE'n n<innte. oder auch das jetzt im Gespräch befindliche 
Hiimburg<'r Schulnbkommen - oder wenn sie diese 
du1'<'h gemeinsame Finanzierun.e:svereinbarung hcrbci­
flihren. riRnn i;agen wir nein: das gehört - so folgert 
imm Cälsrhlich weiter - bereits in die Zuständigkeit 
rles Hundes. Wo immer Länder etwas zusammen 
ma chen. so sagt man also: Da ist eine Landeszuständig­
keit ni<:'ht mehr gegeben, da ist der Beweis dafür er­
bracht. d::iU P!' auf der höheren Ebene des BundC!s ge­
marht wt>rden muß. 

kh mömtP solchen Auffa:ssungen mit dem gleichen 
Nachdruck entgep;entrele n. wie es d ieser Tage mein 
baYC'rlscht>r KollE>ge Dr. Goppcl zutreffend getan hat. 
Hi~r handelt es sich ebe n nicht um Bundesaufgabc.n. Es 
\\'l'rdE'n ~1"1.mdgesetzlich garantierte Länderaufgaben 
nkht Bundesaufgaben, wenn sich zwei oder drei oder 
vi(•r oder 11:ar e lf Länder zusammentun, um an diese 
ihn~ La ndesaufgabe gemeinsam heranzutreten, sondern 
h ier handelt es sich lediglich um die Selbstkoordinie­
rung der Länder im Rahmen ihrer grundgesetzlich ga­
r<1n1i.-r1E>n Zt1ständigkeiten. 

Wir habPn Mer das oberste Gericht der Bundesrepublik 
auf uns .... rer Seite; denn es hat im Fernsehstreit bestä­
tigt - ich zitiere wörtlich -. „daf~ die Tatsache der ge­
meinsamen Erfüllung einer Aufgabe durch die Länder, 
~leic.ilgüJtig. aus welchen Gründen es geschähe, für sich 
gcnnmm<:>n k.:>in G1·und sei. da.raus etwa eine Bundes­
:t.\t~tänd igkeit w recht (ei-ligen". 

Meine Damen und Herren! Grundlage einer jeden 
staatlichen Ordnung, ein.er staatlichen Betätigung ist 
der H.aushaltsplan El.ls die Summierung der Aufgaben 
tür ein ganzes J ·ahr. Seine Verwirklichung setzt e ine 
g~rdnete Wirtschaft und geordnete öffentliche Finan­
:r.E:'n voraus. Io.:h kann deshalb, Herr Dr. Skopp, keinen 
WiderspJ'tjch zwischen dem empfinden, was Bundes­
kllnzler F.rhard immer wieder klärend un(l mahnend 
ä.usgcsp rochen h at, zu dem, was jüngst Bundeswirt­
~chaft:miini!>Ler Schmückcr m einte . .Sie hatten ja gestern 
dem Herrn Bundesmini-ster Schmücker geglaubt danken 

zu müssen - und ihn dadurch in einen gewisHen Gegen­
setz 7.U den Auffas~ungen des Btmd<-Rk::im:lers zu stel­
Len - , und zwar deshalb, w~l Schmücker dazu aufge­
fordert hätte, nid1t gleich .wieder in ~onjunkturpessi­
mismus zu verfallen. Meine Dame n und Herren, ich 
habe nachgelesen, WRS der Herr Schmi.ick1•r ge!>vtgt hat. 
Und da möchte ich sagen: Nich ts wird dramatisiert, 
wenn von Wirt-~rh<1ftswachstum, wenn von Preisstabili­
tät, wenn von Währungsstabilität m it allem Erni;t ge­
sprochen wird oder wPnn Tendenzen l='nt~i;~engctretell 
wird, <.1ie geeignet sein könnten, eine ~olche Sicherheit 
zu g:efährden. Nichts <inderes hat dPr BunctE>~knm:ler in 
seinen verschiedenen Appellen an alle in unserem Volke 
betont. Es i.st auch ver.!!tanden worden. In gleicher 
Weise uber hat der Bund('"Swirts<.:haftsminbler noch vor 
weni·gen Tagen darauf hingewit>sf'n, daß Auftrag~-t>in­
gänge und' Produktionen in der Industrie,. vor allem bei 
den Investiti<msgfü<>rn und Grunds tof(en, langsamer 
\..,,amsen würden. Er ~pricht von einem gedämpften Ge­
schäftsgang der StahlindustrLe; eT spricht davon, daß 
auf dem Baumal·kt die Nachfrage naC'h .~€'lassen hat. 
<.1aß :c;Eline ~tärkere Differt>m.ienmg d er Konjunktur 
nach Branchen sichtbar und zu er warten ü:t. F.r sagt, 
daß das Bruttosozialprodukt voraussichtlich langsamer 
steigen wfirde, und er ersul'ht dE'shalb dRrum, im Wirt­
schaftsleben alles realistisch :i:• 1 sehen und s ich vor 
Phantasien zu hüten. Schließlicli n.:.l Schmückcr erklärt, 
wie zu lesen ist, die d~utsche Wirtschaft ::;ei in ihrer 
Leistungskraft nach wie vor ungebrochen - Gott sei 
Dank! -, um ~ber mahnend hinzuzufügen - und nun 
komme kh ·zu· dem, was der Herr Kol1ege Dr. Skopp 
gestern gesagt h,at -, wenn freilich diese Leistungskraft 
durch übertriebene Anspruche überfordert würide, dann 
bl'auchten wir illls niclit zu wundern, wenn es ein es 
Ta~es 'i.virtschaftlich womöglid1 doch abwärts ginge. 

Diesen mahnenden Worten - sie s timmen ä bsolut mit 
dem überein, was F.rh;rnd wiederho lt erklärt hat - setzt 
Schmück.er dann hinzu - und das ist wohl das, was 
Herr Dr. Skopp gestern, dann allerdings a u!! dem Zu ­
samqlcnhan,g. w~1~usgerisseo, hier andeutete -. daß es 
:t~odl ' ·ra1sCh wäre, nun gleich wieder in das andere 
Ex trem zu verfallen und von übcrlrieb~r~m Optimis­
mus unvermittelt in unangebrachten Pessimismus um­
zuschlagen oder umgekehrt. 

Beides, meine Damen und Herren, Ma hnung und Op­
timismus, s-0 meine ich, gilt es in d~e Ordnung des Ta­

'ges ·ciirffzuit't~IIen; ' iii äer Wii.-tschaft wie im Staate, Der 
Staat ist in seinen Leis tungen .abhängig von den Er­
trägnissen unserer Wirtschaft. Stabilität - ich sage es 
noch einmal -, Preisgefüge, Währung und Konkurr~nz­
fähigkeit draußen in der Welt sind die Voraussetzun­
gen: 'lliueb. !ür unseren Haushalt~plem 1966, ganz gleich, 
ob 'er· nüri. .. ä!s 'Haushalt pfüchtgemäßer Begrenzung, wie 
wir gestern hier hörten, od<:>r etwas schlich t als Haus­
halt der Sparsamkeit, wie es die Reogierung und di.e 
Regierungsparteien el"klärten, bt;!-zeichnet wird. 

Die Regierungsvorlage, meine Damen und Herren. hat 
nach den gestdgen Vorträgen der Herren Rerichterslat­
ter keine allzu wesentlichen Veränderun·gen erfahren. 
Das Haushaltsgesetz aber ist das wichtigste. Gesetz 
überhaupt. War es angesichts dessen, Herr Kollege Dr. 
Skopp, vielleicht nicht etwas voreilig, wenn Sie geste rn 
von einer mangelnden 0-bereinstimmung r.wisch.en Re­
gieru~ Wld Koalition sprachen - so al~ e in kleiner 
Keil zwischen Regierung und Koalition, so als ein 
F11agez.eich.en, wie ich es verstanden h abe? Es ist ja 
i>chon vom .Herrn Abgeordneten Dr. Kohl darauf ge­
antwortet worden. Natürlich gibt es Ver::;chiedenheiten 
in den Auffassungen, auch in den Auffa!;imngcn der 
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Koalitionsparteien, auch in der Fraktion der SPD und 
auch in der eigenen Fraktion! Warum denn nicht, meine 
Damen und Herren? Hätte das noch etw.as mit Demo­
kratie zu tun, wenn einfach diktiert würde: Das ist die 
Meinung, die hat jeder zu befolgen!? 

Lassen Sie mich, Herr Kollege Dr. Skopp, Ihre Besorg­
nis wegen der Uneinigk.eit - so habe ich es verstanden -
im eigenen Lager zerstreuen: In den grundsätzlichen 
polilisch~n Zielen, die wir uns gestellt hab~n. stimmen 
wir immer überein. Herr Dr. Kohl hat das gestern hier 
sehr deutlich ausgesprochen; ich mOChte es mir zu eigen 
machen. 

Und ein Weiteres. Offt!nsichtlich haben doch auch Sie, 
meint' Damen und Herr.en von der SPD-Fraktion, wenn 
ich die Ausführungen Ihres verehrten Sprechers gestern 
recht verstanden habe, die zu bewältigenden Aufgaben 
und die finanziellen Prognosen weitgehend überein­
stimmend mit der Regierungsvorlage beurteilt. 

Selbstverständlich habe ich volles Verständnis dafür, 
wenn Sie den Etat des Ministerpräsidenten aus pollti­
schcll Gründen ablehnen. Das ist das gute Recht der 
Oppo!>ition, meine Damen und Herren. Und der Mini­
sterpräsident muß es tragen; er weiß es auch zu 
tragen. 

CAbg. Dr. Kohl: Mit Würde tragen!) 

Er hat dub~i immer noch ein wenig die Hoffnung, daß 
Ihre Einstellung :w dem gesamten Werk in der dritten 
Lesung vielleicht doch noch eine Revision erfährt; und 
die dritte Lesung ist ja schließlich die entscheidende. 

Ich habe auch Verständnis daiü1·, dciß 1:s gestern nicht 
ohne Vorvi,,iirfo abging, etwa an die Adresse des „alt­
väterlichen" Ministerpräsidenten, Herr Kollege Dr. 
Skopp, oder seines „hausbackenen" Finanzministers. 

(Abg. Dl'. Skopp: Das habe ich so nicht gesagt, 
Herr Ministerpräsident!) 

- Doc:h, das haben Sie gesagt. 

(Heiterkeit bei der CDU und vereinzelt im Hause.) 

Unterstellen Sie mir bitte einmal, daß ich es schon recht 
verstanden habe. 

Gestern war auch von dem Verhältnis des Ministerprä­
sidenten zu seinen Ministern die Rede. Hier war in 
Ihren Ausführungen ein gewisser Widerspruch spür­
bar. Au! der einen Seite war es der Vorwurf: Dieser 
Ministerpräsident diktiert seinen Ministern nach den 
Rich tlinien der Politik; und auf der anderen Seite, bei­
spielsweise bei den Ausführnngen über den Justizetat, 
klang der Vorwurf auf: Dieser Ministerpräsident küm­
mert sich ja überhaupt nicht um seinen Justizminister, 
und deshalb müssen wir ihn selbst einmal an die Kan­
dare nehmen. 

lch möchte mich, meine Damen und Herren, trotz allem 
- wenn ich jetzt wieder von dem „altväterlichen" und 
„hausbackenen'' spreche - :w der Auflassung bekennen, 
daß ebenso wie der Familienvater im Kleinen auch der 
verantwortliche Politiker im Staat gut daran tut, in 
besseren Zeiten des Wohlergehens für schwerere Zei­
ten zu sorgen, das heißt Schulden zu tilgen, damit in 
mageren Jahren noch immer die Möglichkeit besteht, 
neu in eine Verschuldung zu gehen, und nicht die Be-

wegungsfreiheit etwa in diesem Augenblkk durch die 
Abdeckung alter Verpflichtungen 7.u verlieren. 

(Beifall der FDP und Zurufe : St:!hr richtig!) 

Diese Altväterlichkeit, meine Damen und Herren, hu­
ben sicherlich auch andere maßgebende Leute in der 
Bundesrepublik bis zuletzt zum Ausdruck gebracht. 
Gestern ist wiederholt das Gutachten der wissenschaft­
lichen Sachverständigen über die wirl:schafts- und fi­
nanzpolitische Lage in der Bundesrepublik hier zitiert 
worden. Wenn Sie es einmal durchlesen, so werden Sie 
darin ungefähr genau desselbe finden, was ich soeben 
mit anderen Worten gesagt habe. Es hdßt, „weil :<ic 
die Voraussetzungen und die Einsichten, die Dämpfung 
der Ausgabefreudigkeit der öffentlichen Hand als anti­
zyklische Maßnahme in Zeiten der Überhitzung noch 
einmal nachträglich in unsere Erinnerung rufen W'Jl­
len". 

Im übrigen, meine Damen und Herren: Wir hab~·n 

wahrlich in der Vergangenheit nicht nur Schulden ge­
tilgt. Wir haben sie in noch viel schwereren Zeitf:!n zu­
nächst einmal machen müssen. Als es . besser wurde, 
haben wir nicht nur Schulden getilgt, sondern Regie­
rung und Parlament haben sich in diesen zurückliegen­
den Jahren des wirtschaftlichen Wachstums und stei ­
gender Staatseinnahml.!n mit vielen Anstrengungen zu­
gleich auf die neuen Schwerpunktaufgaben konzen­
triert. Schließlich waren es doch die Landesregierung 
und die sie tragenden Parteien, die damals - 1959 - das 
Sondervermögen für den Schulbau cnichteten. „Minde­
stens 50 Millionen DM" hieß es damals in dem Gesetz 
vom 7. Dezember 1959. Aus diesem „mindestens" mach­
ten wir dann, den gesteigerten finanziellen und wirt­
schaftlichen Möglichkeiten folgend, in den JahrE>n der 
aufsteigenden Konjunktur rund 130 Millionen DM. <?h<.· 
das zweite Gesetz vom 17. Dezember 1963 für den 
Schulbau mit 200 Millionen DM in diesem Hause be·· 
schlossen wurde, wodurch schließlich der Grundstock 
für das Zehnjahres-Schulbauprogramm gelegt wurde. 

Gestern wurde, ich glaube vom Herrn Kollegen Skopp, 
kritisch von meinem Schreiben vom 23. September 1965 
an den Herrn Landtagspräsidenten gesprochen. J awohl, 
der Ministerrat hat seinerzeit, so heißt es in diesem 
Brief, sich mit dem Bedarfsplan - ich spreche jetzt von 
dem Zehnjahres-Schulbauplan - eingehend befaßt und 
ihn gebilligt. Aber er hatte auch hinzugefügt: „ In wel­
cher Zeit er sich realisieren läßt, hängt von der Ent­
wicklung der Einnahmen und von der Gestaltung der 
Haushaltspläne in den kommenden Redmungsjahrl'n 
ab." Das heißt, es braucht keine zehn Jahre zu dauern, 
wenn die Entwicklung besser als erwartet wird, und es 
muß a1.1ch schließlich länger dauern, wenn die Ent­
wicklung - was wir nicht wünschen - in das Gegenteil 
umschlägt. 

Meine Damen und Herren! Wer vermöchte diese Bin­
senwahrheit zu bestreiten? Ist sie nicht eine Selbstver­
ständlichkeit? Jedenfalls vermag Ich von dem Stand­
punkt einer Haushaltsverantwortung her in dieser 
Feststellung nur eine solche Selbstverständlichkeit zu 
erblicken. Dabei bleibt - das hat die Regierung ausge­
sprochen und beschlossen - die Vorrangigkeit des Kul­
turellen, insbesondere auf dem angesprochenen Gebiet, 
selbstverständlich gewahrt. 

(Beifall der CDU und bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren! Herr Dr. Skopp hat be­
hauptet, wir hätten den Universitätsausbau verzögert, 
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Wt>il wir Schulden bezahlt hätten, und jetzt kürze der 
Bund l't>ine Mittel. Die Mittel des Bundes, meine Da­
mc•n und He rren. für unsere Universität waren immer 
heschei<len , der Löwenanteil war, ist und bleibt vom 
Land aufzubringen. Aber die Forderung, die der Herr 
Kollege Dr. Skopp hier äußerte, ist aus anderen Grün­
<lE'n '1bsolut unzutreffend. Einmal haben wi1· den Uni­
vt>rsitätsau:;bau zu keinem Zeitpunkt verzögert. Ich will 
kPine gute oder ungute Erinnerung ;m die Vergangen­
heit auffrischen; man könnte da einiges zitieren, was 
vor Zl:'hn oder 15 Jahren über die Universitä t gesagt 
wurde. Bi; ~ei !est~estellt., daß das Land - was in der 
Bundesrepublik unbes treitbar ist und was gestern auch 
von Herrn Dr. Kohl hier ;r,utreffcnd ausgefüh1·t wurde 
- auch in seinen finam.schwachen Jabren dem Autbau 
seiner Universität so starken Auftrieb gegeben hat, daß 
e1· Jwul,.. kontinu ierl ich weitergeführt werden kann. 
F.in Blirk auf <lie Baustellen an der Universität und an 
d~'n Kliniken Ra~t mehr aus als viele Worte. 

Dit> zwi~chem:.P.itlit'h vom Wissenschaftsrat der Bundes­
r„gl~1·ung vorgeschlagene und gestern hier erwähnte 
,.;ol!.enan11te Negati.vliste betrifft zunächst einmal alle 
u~·iver!'itätt>n In der Bundesrepublik.. Sie ist nach mei­
m•r Meinung bedauerlich, wobei aber immerhin fest­
;r,ustellen ist. daß von den insgesamt auf die Mainzer 
Universität entfallenden 19 Baumaßnahmen nur ~ieben 
im gl:!g~nwärtigen Zeitpunkt im Jahre 1966 aus Bun­
de~mitt•'ln nicht mit.gefördert werden sollen. Das heißt 
abrn· ;r,ugleich, daß die übrigen zv1rölf Baumaßn.alunen 
unv~t'ät1dert H.Uch weiterhin durch den Bund gefördert 
W<'l'df'n. 

Im übngim braucht es meines Emchtens - auch das 
möchte ich hier klar aussprechen - zu diese1· vorübe1·­
gehendcn Verzögerung von Teilmaßnahmen nicht zu 
komm('n. w.e-nn der Bund sich jetzt dazu entschließen 
wollte. seine vertraglichen Verpflichtungen gegenüber 
den I ~ndern zu erfüllen . Darüber ist sicherlich das 
let~.t.t? Wort noch nicht gesprochen ; denn bekanntlich 
h<1t s ich der llund ebenso wie d ie Länder verptlichtet, 
ulljährlim ftir die Fina!'.zierung besteh ender Hochschu­
len je 250 Millionen DM a ufzubringen. Die Länder ha­
h ··n das getan; der Bund für 1965 bisher allerdings 
11<1ch nicht. 

Dieses .Frnj!;ezeicht.•11 in der vertraglichen Leis tung des 
Hunde11 kPnn;r,Pichnet im übrigen die zur Zeit beste­
lio:1ttl<:c6 fin ilm:iPlle Situation. Einerseits hat der Bund 
wegen cter engen Verzahnung von Wissenschaft und 
For1<chung ein berechtigtes Interesse an seiner Mitbt?­
t1~ili.l{un!i( ::in den großen kulturpolitischen Aufgaben; 
andi>rf'r!'eits kann er a ber seine Interes.sen nicht da­
durch abgelte-n, daß er in dem gleichen Augenblick, 
Pt w<t dur<'h eine l!:rhöhung des Anteils an den großen 
SLeut>m, wie es vor einigen Jahren ~chah, die Län­
dereinnahmE:'n in dem gleichen Zeitpunkt verki.irzt.. Hier 
ist das Grundp1.'oblem einer kommenden .Finanzreform 
angesprnchen, von der seit Jahr und Tag sehr viel ge­
sprod1('11 wird, von der jeder je nach seiner Interessen­
l age allerdings nur mehr erwartet, obwohl der zu 
verteilende Kuchen am Ende auch durch eine Reform 
n ich l größer wiid. 

Herr Kollege Dr. Kohl hat gestern auf die Finanz­
reform hingewiesen und mich um einige Äußerungen 
dazu gebeten. Mein~ Damen und Herren, ich tue das 
gerne! 

Au! ilm~1· &.arbrücker Konferenz im Jahre 1963 ha ben 
die Ministerpräsidenten gegenüber dem Ilund die For­
derung nach einer sogenannten Flurbereinigung erho-

ben, die wiederum zwi:::chen der Aufgaben- und Au.s­
gabenwirt.schaft des Bundes und der Länder Ordnung 
schaffen soll. Der Herr Bund~kRnzl~r hat damAls di(>se 
Anregung aufgegriffen. So kam es dann zu der Bil­
dung einer Bund-Länder-Kommisision, auf der Seite 
des Rundes die Bundesminister Da.hlgrün u nd Nied<'r­
alt, auf der Seite der Länder die Ministerprä:<identen 
Goppel, Diederichs. Meyers und AltmPier. 

Es wurde d1lnn g1•meinsam vom Bunde~kan:r.l0r und 
von den Ländern ein Sachverstän<Jigcn!!;remium ein.ite­
seilzt. Nach sehr intensiven jahrelangen Beratungen .ist 
es nun endlich so w,~it, daß dieses Gutachten auf den 
Tisch gelegt werden kann. F.s wird am k-0mmenden 
Donnerstag vom Bundeskanzler und <len Re.~erungi;­
chefs der Bundesländer entgegengenommen. 

Als Mitglied dieser Bund-Länder-K-0rnmisi::ion verletzt> 
ich, meine Damen u nd Herren, ~lctier nicht die bis­
h erige Vert raulichkeit der Beratungen. \VPnn ich in 
einigen Stichwo1•ten ::;a~e, worum e' geht 

Das Gut.achten der Sachverständigenkommi.ssion befaßt 
sich au.t 398 Schreibmasch ineni;eiten 11eb:-;t vielen. vielen 
Beilagen und GrundgcRctzändernng;wor:;l'hlägen 1. mit 
dem Ziele der Finimzrefnrm: Was wi!l !;ie? - , 2. mit 
neuen Formen der Zusammem~rbeit - gemeint ist die 
Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Ländern 
bei sogen~nnten Gemeinschaflse1-ur.~Hbe11. von <ienen kh 
el.>t!n gesprochen habe - . 3. mit der Neuordnung des 
butidessta.atlichen Finanzausg!eiC'hs, 4. mit der Ge­
meinde-Finanzreform und 5. mit den MittP!n ein,,.r 
wirt..~chaftEch rationalen Fiskal- und Kreditpolitik. 

Die Öffentlichkeit wird in den nächs ten Tagen. meine_• 
Damen und Herren, von diesem sehr um!assen<len Re­
form.werk Kenntnis nehmen. Man wird dari.iber debat­
tieren, man wird - ich glaube, man bra11cht kein Pro­
phet zu sein, um das hier ;r,u '"g~n - au ch darüber 
streiten. Man wird n och lange nicht mit ::illern i>invt>r­
standen sein, auch nicht in d<>n GPmeindPn, in rlPri gro­
ßen. kleinen oder mittleren GemPlndt>n . F:~ wird. z.u 
diesen Vorschlägen hier Zustimmunl{ und dort Ableh­
nimg geben. Es ist - wie icll schon sagte - ein großes 
w~rk. Es ist kein Gesetzentwul'f ;in i:ich. sondE'rn es 
sind Fe!'tstellungen mit Vorschläg<:!'n. au~ tlenen c'l iP GP­
setzeswerke entstehen sollen, d ie vorwieg.-nct VE>rfas­
sungsändernden Charakter hätten. wociurch ?.uglPiC'h 
und wiederum die Schwierigkeit ihr~r Verwirklichuni? 
angedeutet werden kann. 

Es wird - auch das kann ich hcutt? schon sagen, nhn~ 
die V~rtraulichkeit zu brechen - auch von den Ländern 
nicht alles hingenommen w erden, da :;ie sich sichel'lich 
in dem einen oder anderen Falle in ihren lebenswich­
tigen lnie.l't?:>sen beeinträchtigt fühlen. Aber, meine Da­
m en und Herren - und das scheint mir die Haupt sachf• 
zu sein - , die Finanzn;,form ist nach l angen Jahren der 
Debatten und der Andeutungen in diesem Gutachten 
umfassend bdumdelt, das heißt, sie ist in Angriff ge­
nommen, sie kommt in den Lauf, und es kommt nun­
mehr danmf an, alle Kräfte anzuspannen. um sie best­
möglich zu venvirklichen. 

Dazu bedarf es - ich habt! e.s t?be11 schon gesagt - einer 
Anzahl wichtigster Gesetze mit ver!as;:;ungsändernden 
Mehrheiten. Da steht die Forderung nach einer kla ren 
Lastenabgrenzung und einer bedarfsgerechten Vertei­
lung der Steuereinnahmen zwischen Bund und Ländern 
einschließlich ihrer Gemeind~n. 

Meine Damen und Herren! Wi.e hnmer die Aufgaben in 
der Zukunft verteilt werden sollten, so ist auf jeden 
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Fall der Finanzbedarf der Aufgabenträger daran zu 
orientieren. Ein auf diesem Wege erarbeitetes Vertei­
lungssystem müßte eine möglichst gleichmäßige Betei­
ligung an der Aufkommensentwicklung der großen 
Steuern gewährleisten. Der unterschiedlichen Entwick­
lung der Einnahmen des Bundes und der Länder, wie 
wir sie oft feststellen konnten, wird daher von vorn­
herein da<lurch vorgebeugt werden müssen, daß der 
Steuerverbund auf eine breitere Basis gestellt wird. 
Deshalb gehört zu der Einkommen- und Körperschaft­
steuet' zumindest auch die Umsatzsteuer, wodurch auch 
in det· Einkommensentwicklung der Länder in Zukunft 
dne größere Krisenfestigkeit gewährleistet würde. 

Weiterhin ist die Forderung nach einer gerechten Ver­
teilung des regionalen Steueraufkommens zu erheben, 
und zwar so, wie es dem wirtschaftlichen Steuerlei­
~tung~betrag der einzelnen Länder entspricht. Zur Zeit 
ist - wie Sie wissen - das Verhältnis zwischen gebiet­
!ichem Aufkommen und gebietsmäßiger Steuerleistung 
in vielen Fällen durch die zunehmende Verflechtung 
der Wirtschaft und die moderne zentrale betriebsot·ga­
nisatot'ischc Entwicklung oft genug gestört. Die Stär­
kung der Wirtsclrnftskraft dieser Länder in den ver­
i;angcncn J;.thren hat zu keiner entsprechenden Steige­
rung der Steuerkraft geführt. Die Anpassung det· 
Steuergesetzgebung an diese tatsächlichen Gegebenhei­
ten wäre nicht meht' und nicht weniger als ein Postulat 
ctei· Gerechtigkeit. 

It:h möchte auch der Meinung entgegentreten, daß mit 
einer Neuverteilung der Aufgaben und einem neuen 
vertikalen Finanzausgleich etwa ane Finanzprobleme 
be!'cits gelöst seien. So nachhaltig ich für eine Neuord­
nun~ dieses vertikalen Finanzaw;gleichs pHidlere, weil 
der gcgcnwärtige Zustand den allzu offenkundigen Be­
darf der Länder ebenso offenkundig unbet·ücksichtigt 
läßt, so wird dadureh ein Ausgleich der Steuerkraft 
der Länder untereinander noch lange nicht überflüssig 
werden. 

D('l' Finanzausgleich muß alle Länder in die Lage ver­
~etwn. die ihnen obliegen<'!en Aufgaben zu erfüllen. 
Mir liegt keineswegs daran, einer absoluten Gleich­
macherei das Wort zu reden. Ich müdite aber auch 
Vorstellungen zurückweisen - wie ich es eingangs schon 
~agte -, die die finanziell schwachen Lär.de!" auf ein 
~;x1stt'nzminimum verweisen wollen. 

r:inen guten Ansatzpunkt für die Verbesserung der Fi­
nanzkraft der steuerschwachen Länder sehe ich, meine 
Damen und Herren, in einem derzeit im Bundesrat an­
hängigen Initiativantrag, der diesen Ländern Ergän­
zungszuweisungen des Bundes gewähren soll, so wie es 
in Artikel 107 des Grundgesetzes vorg.:sehen ist. Fünf 
von elf Ländern - Niedersachsen, Schleswig-Holstein. 
Bayern, Rheinland-Pfalz und das Saarland - haben 
sich zu diesem Initiativgesetzentwurf veranlaßt gese­
hen. Er wird am kommenden Freitag im Bundesrat er­
neut verhandelt . 

Durch unsere nemühungen - die fünf finanzschwachen 
Länder, m<>ine Damen und Herren, haben mit 21 Stim­
men die Mehrheit im Bundesrat; 21 gegen 20, das läßt 
uns hoffen, daß dieser Entwurf wenigstens die Hürde 
im Bundesrat nimmt, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

wobei wir noch nicht wissen, wie es im Bundestag ge­
hen wird - hat dieser Initiativa nt rag eine Fassung er­
fahren, die a uch unserem Lande eine Stä rkung seiner 

Finanzkraft bringen könnte, wenn wir - wie 1ch schon 
sagte - dieses Gesetz zunächst im Bundesrat und dann 
im Bundestag über die Hürde bringen könnten. Wir 
werden uns Jedenfalls schon am kommenden F'reitag 
im Bundesrat mit besten Kraften darum bemühen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Dr. Storch und 
auch die anderen Herren Redner haben gestern neben 
dem Landesplanungsgesetz die baldige Verabschiedung 
des Landesgesetzes über die Verwa!tungsvcreinfadwng 
gefot·dert. Ich folge mit dieser Erwarti;ng den gestern 
gemachten Ausführungen gerne, kann allerdings - das 
wird er begreifen - dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Skopp nicht folgen, wenn er dubei von einer „schmal­
spurigen" Verwaltungsvereinfachung gesprochen hat. 
Wenn kh ihn recht verstanden habe. will die SPD die 
Vorlage der Landesregierung durch eine „große" Ver­
waltungsreform übertrumpfen. Schade, Herr Dr. Skopp, 
daß Sie das jetzt erst tun wollen! 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Die Vorlage der Landesregierung ist vom 11. Januar 
1965. Wie schön wäre es gewesen, wenn auch diese Vor­
lage vielleicht bei derselben Gelegenheit oder wenige 
Wochen später mit in die Arbeit des Parlaments und 
der Ausschüsse gelangt wäre. 

Es ist aueh unzutreffend, wenn der Vorlage der Lan­
desregierung unterstellt wird - das hört man ja immer 
wieder -, sie beabsichtige lediglich die Veränderung 
oder Verlegung von Behörden, Kreisen oder Amtsge­
richten usw„ wobei der Herr Kollege Dr. Skopp - üb­
rigens unzutreffend - gestern in den Katalog der Maß­
nahmen. die d i<;> Regierung in ih rer Vera ntwo!'tung <1l­
lein treffen solle, auch die Amtsgel'ichte bzw. die Ge­
richte ins;:esamt einbezogen hat. Das ist aber natürlich 
nur durch Gesetz möglich. 

Meine Damen und Herren! Unsere Vorlage beinhaltet 
mehr. Ich habe es bei der Begründung am 9. März 1965 
an dieser Stelle sehr ausführlich erklärt. Ich h1:1bc da­
mals unsere Gesamtkonzeption vorgetragen und er­
klärt, daß dazu ein Bündel von Maßnahmen gehört, 
dessen wesentliche Elemente ich damals in vier Punkte 
zusammenfaßte: 

1. die Bereinigung und Modernisierung des gesamten 
Landesrechts, 

2. die sinnvolle Abgrenzung der Verwaltungsbezirke, 

3. die stärkere Zuordnung der Verwaltungskompeten­
zen und 

4. die Rationalisierung des Verwaltungsablaufs nach 
den heute auch für die Wirtschetft gt'ltenden Ge­
sichtspunkten. 

Meine Damen und Herren! Man hat behauptet, die 
Landesregierung wolle der Verantwortung innerhalb 
ihres Zuständigkeitsbereiches aus dem Wege gehen. Ich 
habe schon gesagt, das ist absolut unzutreffend. Die 
Landesregierung hat ja schon in der vergangenen Le­
gislaturperiode Initiativen ergriffen, die allerdings da­
mals leider nicht zum Tragen kamen. Andererseits kann 
doch niemand bestreiten, daß bei E>inem solchen Werk 
gesetzgeberische und administrative Maßnahmen mög­
lichst weitgehend Hand in Hand gehen müssen. So 
kann zum Beispiel der Grundsatz der Einräumigkeit 
der Verwaltung nicht verwirklicht wet'den, wenn hin­
sichtlich de r Ve rwa ltungsgr enze n d er allgeme inen in-
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n~rtc"n Verwaltung keine absolute Klarheit besteht. Es 
krinn~n die Ministerien keine Aufgaben auf die Be­
zirksregierungen übertragen, wenn die Existenz dieser 
Institutionen nicht ge:;ichert ist. 

Diese Bei::;piele ließen sich beliebig vermehren. Ich bin 
gestern in diesem Hause au! Zeitungsnotizen über Aus­
li.lh rung~n des früheren Abgeordneten Dr. Ludwig hin­
gcw ie::;en woroen. der die Vorlage unseres Gesetzes am 
J l. .Janui~r 1965 - so habe ich gelesen - als ein Ablen­
kimJli<m<lnöver bezeichnet hat. Meine Damen und Her­
ren! Das ist keine sachliche Behandlung mehr. Deshalb 
mul.l i<:h auch eine solche Verdrehung von Tatbeständen 
für die Regierung mit Entschiedenheit mrückweisen. 
Dte Rc~it-rung hat in ihrer Erklärung die Verpflichtung 
ausgesprochen, was sie im einz.clnen will. Sie hat die 
v~rpflichtung eingehalten. 

Meine Damen und Herren! Der SPD ging es doch da­
mals nic·ht schnell genug. Es wurde, wenn ich mich 
rE>chl erinn".'re. i:'in Untersuchungsausschuß hier ange­
r~~t oder l<Ol(nr einJ,lesetzt, und jetzt, 1.3 Monate später. 
:.vi:<it'l'l 1111~ Herr Dr. Ludwig eine eigene Pfälzer Vor­
lage. 

<Abg. Dr. Kohl: Rheinland-Pfälzer Vodage!) 

- Rheinland-Pfälzer Vorlage! Nach der Zeitungsnotiz 
war das nicht. ganz klar. 

{Abi(. Dr . .Skopp: Das war nicht so gedacht! -
Abg. Dr. Kohl: Hier steht wörtlich: „Die SPD 
wir-d in Kürze a uch einen eigenen Plan .zur Ver­
waltuni;1srefotm für RheinLand-Pfalz vorlegen." -
Abg. Dr. Skopp: Das ist nicht so gedacht, das 
~1.t'ht in verRchiedenen Zeitungen auch verschie-

den! - Unruhe im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Man kann den Zeitpunkt 
E'iner der<irtig durchgreifenden Maßnahme noch so gut 
wählen; wenn man nämlich von einem bestimmten Ge­
»kh t:;pun kt ausgeht, dann liegt er immer falsch. Ent­
-. ..... "'<.let• ist die Bundestagswahl im Wege oder die Land­
tagswahl oder die Gemeindewahl. 

1Zurui von der SPD: Oder alle! - H<.'iterkl'it im 
Hause.) 

Mi>ine Dami>n und Herren! Mfln brnucht eines für eine 
V1~l'W<Jltungsreform: Man braucht dai:u Mut für die Re­
form und vor allen Dingen auch Mut für die Verwirk­
lictnmg. 

iBe-ifall bei der CDU.) 

f>ie~en Mut haben die Regierung und mit ihr die sie 
tragt:!11dcn Koalitionsparteien aufgebracht. Hier aber 
wird von ein~m Werk der Überheblichkeit oder der 
Ablenkung15manöv<'r gesprochen. Wenn .Sie damals und 
auch h~ute die Presse in der ganzen Bunde:m~publik 
verfolgt haben, dann steMen Sie fest, daß dieses Werk 
<11:; eine mutige und al.s eine b esondere und aus der 
Situation unserer Zeit heraus notwendige Tat, unbt!­
;:diad~t der parteipolitischen Anschauungen, erklärt 
wurden ist. 

Gehen Sie nur an dieses Werk mi.t dem gleichen Mut 
h~ran damit es möglidist bald verwirklicht werden 
k<inn.' Die Regierung würde sich dar.über außerordent­
lich freuen. Ich habe mich auch darüber gefreut, daß 
gestern VC)n allen Fraktionen auf eine baldige Verab­
~whü•dung des Landesplanungsgesetzes gedrängt 1111or­
den ist.. Auch hier handelt es s ich um eine Vorlage, dle 

in vielfacher Hinsicht neue Wege beschrE•itct. Das gilt 
sowohl für die erstmalige Festlegung von materiellen 
Raumordnungsgrundsäizen in einem Landesgesetz als 
auch !Ilr die gefundene Organisationsform. Ich möcht"' 
allerdings warnen vor der Auffassung, als könnten im 
Planungsrecht gefundene Origanlsation~forml'n Jn die 
staatliche oder kommunalp Verwaltung übertragen und 
zementiert wer-den. Nach uns<>rPr Auffa:;:mng sollen 
auch in der Zukunft die Verwaltungsorganisation das 
.statische Element und die regionalen Plang~meinsdiaf­
ten <las der fortschreitenden Entwicklung angepaßte 
dynamische Element unserer Sli.ats- und GeRellschafts­
ordnung abgeben. 

Meine Damen und Herren! Herr Dr. Kohl hat gestern 
hier angeregt, in verstärktem Maße Raumordnung übl'r 
die Landesgrenzen hinweg zu betr~il.wn. Tc.:h darf fest­
stellen, daß für das Rhein-Main-Dreieck bereits ein 
Verwa!tun.gsabkommcn mit dem Lande H€'Ssen best.:-ht, 
un"d daß wir dabei sind, ein ähnlic-hes Abkommen für 
den Gr6ßraum Mannheim-Ludwigshafen mit den Län­
dern Hessen und Baden-Wü.rttembe~ ab1.uschließen. 
Diese Abkommen sollen auf der einen Seite die Selb­
~tändigkcit der Regionalplanungen in unserem Lande 
gewährleisten, auf der anderen Seite die notwendige 
Abstimmung mit den Nachbarländern herbeiführen. 
Angestrebt wird ein ähnliches Abkommen für den an 
rlas Saarland angrenzenden Bereich von Homburg -
Zweibrücken. Vielleicht darf in diesem 7.u"~mm<'>nhang, 
wenn ich von der Saar spreche, die gute Zusammen­
arbeit mit dC'!TI saarländischen Nachbarn herausgestellt 
·werden. 

Sie wissen, die beiderseitigen Kabinette kommen von 
Zeit zu Zeit zusammen. Sie vereuchen, beiderseitige 
Ve•·~inbarungen da het:b~izu!Uhren, wo es im Intert:sst! 
der überleitenden beiderseitigen Maßnahmen möglich 
isl Das gilt für Straßenprojekte, Probleme der Raum­
ordnung und für Venvaltw1gs!ragen. Ich nenne als 
markante Be.ispieie die Zusammenlegung der Landes­
arbeitsämter der beiden Länder, die sich bewährl hat. 
Ich nenne die verschriedenen anderen Zusammenlegun­
gen von Oberbehörden in unserer rheinland-pfälzischen 
V.erw:altung, Umgekehrt ist es neuF>rdings unsel' Be­
~Lreben, un.sere Obet'bcrgverwc1ltung mit d~~rjenigen des 
Saarl.ande~ durch vertragliche Abmachungen zusam­
menzulegen. 

Der Saar-Pfalz-Kanal wurde von Herrn Dr. Kohl ge­
stern angesprochen. Der war auch vor wenigen Tagen 
wieder 'Gegenstand von Besprechungen zwischen Bun­
desminister Dr. Seebohm und den beiden Minb;terprä­
sldenten des Sa::irlandes und Rheinland-Pfalz. Dabei 
wurde festgestellt, daß die sogenannten Als-ob-Tarife 
durch die E"WG-Kommission neuerdings als sogenannte 
Wettbewerbstarife abgelehnt word~n sind, wodurch 
iru>be<>vndere die Saarwirtsd1a[t erneut vor eine schwere 
Situation gestellt ii;t. 8i e wissen. m<:'ine Damen und 
Herren - ich habe das in <:ler vergangenen Woche auch 
in Bonn wiederholt - , daß wir von den Als-ob-Tarifen 
nie begeistert waren. Jetzt lehnt die EWG-Konunission 
die. Wettbewerbstarife ab. Ich möchte an dieser Stelle 
aut:h h~ule wieder keinen Zweifel darüber lasi;en, daß 
wir 'ilOn Rhe.inland-Pfalz letzten Endes nur im Bau 
des Saar-Pfalz-Kanals die optimale Lösung erblicken. 

(Lebhafter Beifall des Hauses.) 

Das Saarland will Massengüter zu billigeren Frachten 
nach Süddeutschland bt'ingen. Wir wollen die Wasser­
straße. weil jede Wassers traße wirtschaftlich s1.ruktur­
verbessernd wirkt. Beides sind verscliiedene Ziele. Aber 
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beide Ziele können gemeinsam durch den Saar-Pfalz­
Kanal zum besten der beiden Länder verwirklicht 
werden. Deshalb wollen wir daran festhalten. 

Herr Dr. Skopp hat gestern einen Teil seiner Ausfüh­
rungen der Personalpolitik gewidmet, allerdings ohne 
jede Konkretisierung, die mich allein in den Stand 
ven;etzen würde, auch ebenso konkret zu antworten. 
Personalpolitik besteht nämlich aus einer Fülle von 
Einzclmoßnnhmcn, auf die ich nur eingehen kann, wenn 
sie genau bezeichnet werden. Eines aber lassen Sie 
mich erneut hier fesbtellen: Karteien über die Partei­
zugehörigkeit unserer Landesbeamten werden, wie ich 
oft g.mug an dieser Stelle versichert habe, jedenfalls in 
unserem Lande nicht geführt Der einzige Fall, der 
gestern konkret angesprochen worden ist, betraf die 
Neubesetzung der Stelle des pfälzischen Regierungs­
präsidenten. Deshalb will ich auch ebenso offen und 
konkret darauf antworten. 

Der Regierungspräsident ist politischer Staatsbeamtet'. 
Der politischl• Beamte, meine Damen und Herren, ist 
aber noch lange kein Politiker. Von dem politischen 
Beamten wird von Gesetzes wegen verlangt, daß er 
sich in fortlaufender Übereinstimmung mit den grund­
sätzlichl.!n politischen Ansichten und Zielen der Regie­
rung befindet. 

(Abg. Fuchs: Herr Ministerpräsident, gestatten 
Sie eine Zwisl.!henfrage?) 

- Bitte ~chön, ja! 

Abg. Fuchs: 

Welch dnen Unterschied machen Sie denn zwischen 
einem politischen Beamten und einem Politiker? 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist doch ein großer Unter­
schied! - Abg. Fuchs [zum Abgeordneten Dr. 

Kohl]: Lassen Sie mich doch fragen!) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Die Frage ist falsch gestellt. Wenn ich von dem poli­
tisclien Beamtc>n sprct:he und ihn dem Politiker gegen­
überstelle, dann sage ich: Parlament, Abgeordnete, Mi­
nister machen in diesem Staat die Politik, die staat­
liche Politik. Dazu bedienen sie sich ihrer Beamten. 
Unter denen gibt es eine Anzahl, die man der Beson­
derheit und der Bedeutung der demokratischen Ent­
wicklung wegen politische Beamte nennt, weil sie an­
ders als die übrigen Beamten - zum Vorteil oder auch 
zum Nachteil, so oder so - behandelt werden. 

(Abg:. Fuclu;: Herr Ministerpräsident, gestatten 
Sie noch eine Zusatzfrage?) 

- Ja, bitte! 

Abg. Fuchs: 

Heißt das, daß der politische Beamte nach Ihrer Mei­
nung keine eigene politische Meinung vertreten darf 
und kann? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Selbstverständlich nicht, er muß sie haben! 

(Abg. Dr. Kohl: Völlig klar!) 

Nichts haben wir in der Vergangenheit mehr bedauert, 
als daß wir Beamte hatten, die leider keine politisc·he 
Meinung hatten. Aber, meine Damen und Herren, der 
Regierungspräsident der Pfalz oder von Koblenz 
kann in diesem Amt eines politischen Beamten, des 
Regierungspräsidenten, nicht seine Politik zum Zuge 
bringen bzw. vertreten, ganz gleich, welche partdpoli­
tische Einstellung er hat, sondern nur diejenige, die 
ihm von seiner Regierung pflichtgemäß übertrag1m 
wird. Ich glaube, das ist ganz selbstverständlich. 

(Beifall bei den RegierungspartciE:>n. - Abg. Dr. 
Skopp: Das ist richtig, absolut richtig! - Unruhe 

im Hause.) 

Vielleicht wird es noch klarer, wenn ich das Gesetz 
sinngemäß zitiere: 

Von dem politischen Beamten wird von Gesetz1.!s 
wegen verlangt, daß et· sich in fortlaufender Über­
einstimmung mit den grundsätzlichen politischen 
Ansichten und Zielen der Regierung bdindet. 

Es ist also das gute Re<.:ht der Landesregierung - ein 
Recht, meine Damen und Herren, das dcic::h jede Lan­
desregierung, gleich ob von Rheinland-Pfalz oder Hes­
sen oder sonstwo, für sich in Arn:pruch nimmt -. wenn 
sie sich nach dem ihren Richtlinien gemäßen Mann um­
sieht, von dem sie erwarten kann, daß er ihl'e poiiti­
schen Ziele und Aufgaben erfüllt. Daran ändert im 
speziellen Fall auch nichts die Tatsache, die gestern 
hier angeführt wul'de, daß der pfiilzi~ch._. Regierungs­
präsident auc.:h Geschäftsführer - meine D<1mE:'n und 
Herren, und nur Geschäftsführer - des pfälzischen Be­
zirksverbandes ist, jenes Bezirksverb~md<.>i;, der ja nicht 
durch den Geschäftsführer entscheidet .. sondern d<!l' 
durch die parlamentarische Abstimmung seiner Mitglie­
der seine Entscheidungen lrim. 

Es ist gestern durch die Herren Dr. Kohl und Dr. 
Storch darauf hingewiesen worden, daß wir in Rhein~ 
land-Pfalz im· Laufe lunger Jahre im übrigen sehr 
großzügig - gestern ist schon der Rcgici·tmgspräsi<leni 
von Rheinhessen genannt wurden - verfahl'en haben, 
jedenfalls, Herr Fuchs, sehr viel großzügiger, als die~ 
zu den gegebenen Zeiten in Nordrhein-Westfalen, in 
Niedersachsen. in Hessen oder in Berlin der Fall ge­
wesen ist. 

(Beifall bei der CDU. - Abg, Fuchs: Herr Mini­
sterpräsident, gestatten Sie noch eine Frage?) 

- Ja, bitte! 

Abg. Fuchs: 

Herr Ministerpräsident, sind Sie nicht auch der Mei­
nung, daß - nach der Definition, die Sie vom politi­
schen Beamten vorhin gegeben haben, daß er also Ihre 
Politik auszuführen hat ein_ solches Aushängeschild 
ganz willkommen ist? 
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Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Das müssen Sie noch einmal verdeutlichen. 

Abg. Fuchs: 

Sie haben vorhin erklärt, daß der pülitische Beamte 
das auszuführen hat, was Ihren politischen Vorstellun­
gen im La nde entspricht. 

<Ministl'.'rpräsident Dr. h. c. Altmeier : Den Vor­
stellungen der Regierung!) 

- Dc>n Vnri;tellungen der Regierung, repräsentiert durch 
den Ministerpräsidenten ! S ind Sie da nicht auch der 
Meinung, daß dann ein solches Aushängeschild wie d er 
Regierungspräsident in Rheinhessen ganz willkommen 
ist'? 

(Abg. Dr. Kohl: Warum nicht!) 

Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Herr Kollege Fuchs, ich habe früher an dieser Stelle 
~eh<>n einmal gesagt, es ist - erstens - ein Unterschied. 
ob eine Relo!ierung den Regierungspräsidenten, also den 
politischen Beamten, beruft oder ob sie ih n etwa ent­
forn t. wenn sie ihr Amt übernimmt. Sehen Sie, wenn 
ich die a nderen Länder genannt habe, dann wollte 
ich mit dem Fall von Rheinhesl!cn sagen: Wir waren 
anständige Leute; 

(Abg. Weis: Sehr gut!) 

wir haben den Herrn Dr. Rückert gekannt. und ich 
habe ihm vertraut. Ich bin einmal gefragt worden : 
'Wann wird denn das mal geändert? Ic:h lla!Je l:!S nicht 
gdillden. Das beweisl die Großzügigkeit der Regierung 
<-l llf der einen Seite, 

ükHa ll b t!i der CDU. Heiterkeit bei der SPD.) 

selbstver ständlich auf der anderen Seite 

(Zurufe von der SPD.) 

- Die Großzügigkeit, die allerdings in den ebengenann­
len Ländern nicht geübl wur de. Soll im Ihnen die Na­
men der ('ntfernten politische n Beamten alle aufzeigen? 
Es gäbe eine lange Liste von Beamten, die zum Be i­
spiel der CDU oder der FDP, je nachdem, angehörten 
und dann beim Regierungswectlsel gdum mußten -
E't w<1 als d amals Herr Kollege Steinhoff in Norddtl:!ilt­
Westra len an die Spitze kam oder in Niedersachsen 
Herr Kollege Diederichs. Sie mußten „die Platte put­
zen" und in den Wartest and gehen. 
Also m<1 chen Sie mir - -

(Zuruf des Abg. Beckenbach.) 

- Herr Kollege Beckenbad t, in dem Evangelium des 
VC'rgan genen Sonntagl; he ißt es: ,.Ist dein Auge neidisch, 
'.VC'il ich gut bin?'' 

tAllgcme ine lebhafte Heiterkeit und Beifall der 
Regierungspart.den.) 

Es handelt. sich da um d en Arbeiter. der in den Wein­
berg entsandt wurde. Machen Sie mir bitte keinen 
Vorwurf, weil ich l!Ut w ar, indem ich den Herrn Re-

' 

gierungspräsidenten Dr. Rückert seit Jahr und Tag mit 
Zustimmung der R egierung auf diesem Platz belasse n 
habe. Das z eugt eben von der Großzügigkeit die~er Re­
gierung. daß sie es geta n ha t. 

(Anhaltende Heiterkeit im Hause. - Abg. Becken­
bach: Meinen Sie also, Herr Ministerpeäsident, 
daß es normal gewesen wäre, wenn Sie n ich t 

gut gewesen wären? - Erneute a llgemeine 
Heiterkeit.) 

- Anomales macht diese Regierung n icht, davon dür­
fen Sie überzeugt sein! 

(Erneute allgemeine Heiterkeit.} 

Nun, m eine Damen und Herren, ich möchte zum SchluU 
kommen. !eh weiß, ich habe nicli.t a lle Fragen behan­
delt, aber ich mußte mich ja doch l:!inigermaßen au! die 
Zeit einl'ichten. Die Debatte wird Gelegenheit geben , 
durch die Ressortminister - wo es möglich ist . auch 
dw·ch mich - zu der e inen oder andere n Fra,i!e noch 
Stellung zu nehmen. 

Herr Dr. Kohl hat ges te n t an diei::e r S telle den Mit­
gliedern der Landesregierung und mir für unsere Ar­
beit geda nkt. Cch bedanke mich bei ih m für diese Auf­
merksamkeit, und ich gebe den Dan k, meine Damen 
und Herren, gern an alle Mitglieder dieses Hohen Ha u­
sei; zurück, an alle Mitglieder, d ie in langen Fraktions­
und Ausschuüsitzungen die vielgest Ritigen Problem e 
des Haushaltes biehaudelten und auch in diesem schwie­
rigen Jahre 1966 zu meiste rn versuchten. Ich möchte in 
diesen Dank a usdrücklich a lle uni;e re Mitarbeiter in 
den Minis terien einbezieh t!n und da mit der Hoffnung 
Ausdruck verleihen. daß wir uns zum Schluß. das heißt 
- wie ich eben schon sagte - in der d r itten Les ung, h ie1· 
alle zusammenfinden. um uns a uf d em Boden des 
Haushaltes als der Grundlage unse res Wirkens im 
Jahre 1966 für die Daseinsfürsorge und für die Da­
seinsvorsorge unserer Bürger zu mühi>n. 

(Beifall der Re~ierurii<s 111:1rteit'lt. 1 

Vh1e1Jräsldent Rothley: 

i l Ich erteile das Wor t dem Herr n Abg1:urdneten Dr . 
L Skopp (SPD). 

l 
i 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Präsident! Meine Dam en und Herren! Ich habe 
mic.)i vor allem des\vegcn zum \1l urt gcn1cldet, \·VeU ich 
einen Irrtum aufklären muß, der Ihnen, Herr Mini­
i;tcrprä:;;ident, in l.Je:tug au! meine gestr igen Ausfüh­
rungen ganz offensichtlich unterlaufen is t. I c:h habe in 
gar keiner Weise von einem ,.hausbackenen Finanzmi­
nister"' gesprochen und natür lich a ucb n icht von einem 
„altvä ter lichen Landesvater", obwohl das ja s icherlich 
auch durchaus positiv und in gutem Sinne gemeint sein 
könnte, wenn es gesagt worden wäre. Was ich gesagt 
habe, ist wörtlich I olgendes: „Wir sind der Meinung. 
daß S ie, verehrter Herr Ministerp1·äsident , es Ihrem 
Finanzminister n ichl hä tte n gestatten d ür ft>n, d iei:e 
hausbackene Finanzpolit ik zu bet reiben." Das habe ich 
gesagt; ich habe von h ausbac:kener Fina nzpolitik ge­
sprochen. 

• 
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Nun kann man darüber verschiedener Meinung sein. 
Sie haben diese Politik, Herr Ministerpräsident, hier 
wieder verteidigt oder geglaubt, sie verteidigen und 
bekräftigen 7.U $ollen. Wir sind anderer Meinung. Heute 
müs8en wir 300 Millionen DM aufnehmen zu den heu­
tigen Kapitalmarktbedingungen, statt daß wir in den 
vel'gangenen Jahren lieber die notwendigen lnvesti­
ticmen und nicht Darlehensrückzahlungen vorgenom­
men hätten. Da kann man verschiedener Meinung sein. 
Nach den Grundsätzen eines ordentlichen Kaufmanns -
und ich glaube, Herr Ministerpräsident, wenn Sie mir 
l'in persönliches Wort gestatten, wir beide sind von 
Hause aus Großkaufleute oder Industriekaufleute -
könnte man jedcnfaiis, wenn man gewisse Entwick­
lungcm erkennt und sieht, auch umgckch1·t verfahren. 
Aber dazu will ich jetzt gar nicht mehr sprechen; das 
sind Auf!assungssachen, die offenbar hier nicht geklärt 
werden kiinnen. rm übrigen möchte ich meinen, daß 
uni:;er Freund, der Herr Kollege König, dazu als Fi­
nanzsprecher der Fraktion ja sicherlich einiges fundiert 
und vertiefend sagen wird. 

Abci· die Richtigstellung über meine Ausdrücke, die ich 
gebrnuchl habe, i:;dtien mir dringend notwendig zu sein. 

Nun, Herr Ministerpräsident, Sie sind dann eingegan­
gen auf den von mir vermeintlich nur konstruierten 
Gegensatz zwischen dem Herrn Bundeskanzler und 
dem Hel'rn Rundcswirtschaftsminister. All das, was 
Sie gesa~t haben, war zum Teil nicht Inhalt meiner 
Ausführungen, zum Teil konnte man es durchaus aus 
meinen Ausführungen heraushören und als zu meinen 
AusCührungen gehörig betrachten. Ich wiederhole aber 
die Passage aus den Ausführungen beider Herren, die 
den Widc1·spruch ganz deutlich macht. Es handelt sich 
nämlicll um die Ft·age: Mit welcher Methode will man 
der gegenwärtigen schwierigen Situation - ich sage 
ausdrücklich nur: schwierige Situation - in Wirtschart. 
Wiihrung und Finanzen begegnen? Da ist der Herr 
ßundcswil'tscha!tsministe1· der Meinung - ich zitiere 
nach der Presse-Information Nr. 25166 der Lande::;bank 
und Girozentrale Rheinland-Pfalz, einet· sicherlich im 
,;ozialdc•mokratischcn Sinne ganz unverdächtigen 
Stelle -: 

Es bedürfe eines konjunkturpolitischen Instrumenta­
riums, das ein gesamtwirtschaftlich richtiges Ver­
halten begünstige. 

Es bedarf also, meine Damen und Herren, eines kon­
junkturpolitischen Instrumentariums, das in etwa der 
Mdhnd<-• det· französischen Planifikation ähnlich sein 
wird und ähnlich sein muß, wenn Worte einen Sinn 
habl'n sollen. 

Dcl' lkrr Bundeskanzler erklärt - wieder nach dersel­
ben Quelle, diesmal Nr. 21!66 -: 

Er halte fost, daß nicht mit einem dirigistischen ln­
;.;trumcmtarium konjunkturpolitische Ausv.:ucherun­
gen bekämpft werden können. 

Wenn das kein Widerspruch hinsichtlich der anzuwen­
denden Methode ist, wie sie der Herr Bundeswirt­
schaftsminister sieht und wie sie der Herr Bundes­
kanzler sieht, dann verstehe ich nichts von den Dingen. 
Das mag sein. 

Meine Damen und Herren, das habe ich gesagt, und in 
der Beziehung habe ich den Widerspruch herausgear­
ucitc t und dargeste llt. Es ist möglich, da ß die b eiden 
Il<:'!Te n :-:ich ein igen, es wird ihnen gar nichts andere s 

übrigbleiben. Der Herr Bundeswirtscllaflsminister wird 
für seine Methode eine ganz breite Mehrheit im Bun­
destag finden; denn er hat dasselbe gesagt wie der 
Wirtschaftsexperte, der Bundestagsfraktion der SPD, 
Professor Schiller. Der Herr Bundeskanzler wird sich 
hier also sicherlich angleichen müssen; es wird ihm in 
der gegenwärtigen Situation, wie gesagt, gar nichts an­
deres übrigbleiben. 

(Beifall der SPD.) 

Auch das mußte ich sagen, damit klar wird, was ich 
gemeint hatte und daß ich nicht so ganz unbedarft 
li.io~ oi1"'1f".'li'l'h t~iollo;M+ ll"ltl t" Ar<i.hn.,...t1'l">1"'n.rl.nf- ~r~J....n. „ ............. ........................... „ ........................... „ ... J.„ .................. „ ........... & ........ ..._~...,'"' >„„,,.,. ..... . 

(Abg. Dr. Kohl: Das hat ja niemand gesagt, 
Herr Kollege!) 

- Nein, deshalb sage ich es; der Verdacht konnte auf­
kommen. 

(Abg. Gaddum: Gestatten Sie eine Zwischenfrage?) 

- Ja, bitte! 

Abg. Gaddum: 

Sind Sie der Meinung, Herr Kollege Skopp, daß - Sie 
sprachen von dirigistischen Maßnahmen - dirigistische 
Maßnahmen sich in den Maßnahmen der Globalpla­
nung, der Planifikation, wiederfinden würden? 

Abg. Dr. Skopp: 

Die dirigistischen Maßnahmen nicht im einzelnen, aber 
in bezug auf die Richtung, die - zum Beispiel in der 
Im·estitionspolitik - in der gesamten Volkswirtschaft 
damit angegeben wird. 

(Abg. Gaddum: Sehen Sie darin dirigistische 
Maßnahmen?) 

- Das kann man schon so nennen, wenn man das will. 
Über diesen Begriff muß man sich unterhalten. Im 
einzelnen lehnt sie jeder ab, lehnen auch wir sie ab, 
werden sie auch nicht kommen. Der Herr Bundeskanz­
ler lehnt sie auch global ab; das wissen Sie, Herr Kol­
lege Gaddum, ganz genau. 

(Abg. Gaddum: Dann sind wir uns ja einig!) 

- Sehen Sie, und das lehnt der Herr Bunde,.;kanzler ab. 
Wir sind uns also einig. 

(Abg. Dr. Kohl; Auch der Herr Bunde::;kanzler 
ist dieser Meinung !J 

Nein, nein, der Herr Bundeskanzler ist gar nicht die­
ser Meinung, der Herr Bundeska nzler ist absolut nicht 
dieser Meinung. Das Höchste, was er zugesteht, meine 
Herren - - wir wollen das jetzt aber nkht vertiefen; 
von mir aus gern, ich gehe auf jedes Fachgespr1id1 
auf diesem Sektor get·n ein. Der Herr Bundeskanzler 
ist lediglich der Meinung - und das haben Sie wahr­
scheinlich im Auge -, daß man endlich zu einer lang­
fristigen Haushaltspolitik in den öffentlichen Haus­
halten kommen müsse. Das hat er nämlich in der De­
batte als Beantwortung dieser Passage bei den Aus­
führungen von Schiller im Bundestag sehr deutlich ge­
sagt. Das is t se in c Me inung. Das meint abl'r n icht 
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lforr Schmi.ic:ker: Herr Schmücker hat durchaus mehr 
gemeint. Gut! 

Meine Damen und Herren! Der Herr Ministerpräsident 
hat dann noch einmal den Artikel 29 hier erwähnt und 
ist dankenswerterweise darauf eingegangen. Nur habe 
ich <tines vermißt, verehrter Herr Ministerpräsident: Es 
wäre doch hier jetzt wirklich Gelegenheit gewesen -
und ich hii"lte es für notwendig -, daß Sie auf Grund 
der gestrigen massiven Darlegungen Ihres nordrhein­
westfälischen Herrn Kollegen Meyers im Fernsehen, 
wo sogar die Karte über die Aufteilung des Landes 
Rheinland-Pfalz gezeigt wurde, 

{Abg. Dr. Kohl: Das war gestern abend!) 

wenigstens ein Wort, ich möchte meinen, einige Sätze 
gesagt hätten. 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier:Darilch 
dazu etw<ts sagen?) 

- Bitte! 

Minlsterprll.sfdent Dr. h. e. Altmeier: 

Ich bin erst soeben nach meiner Rede darauf aufmerk­
sam gemacht worden. Ich habe gestern abend kein 
Fernsehen gesehen. Im Verlaufe die.ser Tagung werde 
ich nach dt>m Studium dieser Ausführungen darauf zu­
rückkommen. 

Abg. Dr. Skopp: 

Schön, vielen ~ank. Das war nämlich ein starkes 
Stück. 

In <HeS<'r Fernsehsendung hat der Herr Ministerpräsi­
dent von Nordrhein-Westfalen auch die Anträge - von 
denen Sie, Herr Ministerpräsident, gesprochen haben -
der Länder Schleswig-Holstein, Niedersach.ser:i., Rhein­
land-Pfalz und Saar hinsichtlich der unmittelbaren 
ßundes1.u weisungen behandelt. 

(Abg. Dr. Kohl: Und Bayern!) 

- Nein, das hat Herr Meyers nicht gesagt; er sprach 
nur von vier Ländem, Bayern hat er nicht erwähnt, 
Da ist er zu vorsichtig, wahrscheinlich zu klug dazu. 
Im Falle Bayern berüeksichtigt Herr Meyers sicherlid:I 
auch die kulturellen und geschichtlichen Vorgänge. 

Dil hat er alf;O auch diese Anträge erwähnt und ausge­
führt ; Er, Herr Meyers, sehe darin eine ganz große 
Gefährdung des föderalistischen Prinzips, wenn solche 
Anträge gestellt werden; denn - wörtlich der Herr Mi­
nisterpräsident von Nordrhein-Westfalen, Ihr verehr­
te1· Parteifreund, Herr Ministerpräsident -; „Wer be­
zahlt. schafft an!" Wenn solche Anträge gestellt und 
verwirkhcht würden, würden also diese Länder in un­
rnitt~lbAre Abhängigkeit vom Bunde geraten, und das 
wäre tödlich für das föderalistische Prinzip. Aber kh 
danke Ihnen, Herr Ministel:"präsident, für Ihre An­
kündigung, daß Sie dazu etwas sagen wollen. 

lch übrigen haben Sie, Herr Ministerpräsident, dieses 
ganze Problem des Artikels 29 vor langen Jahren ein­
m a l mit. der Frage der Wiedervereinigung in Zusam­
menlum!!, gebrachL Dieser Gedanke ist seinerzeit von 
einer pol itischen Persönlichkeit unseres Landes als 

faule Ausrede abgetan worden. kh bin nicht dieser 
Meinung~ ich bin der Meinung - das kann ich jetzt 
natürlich nur für mich sagen, gestatten Sie mir diese 
eine Bemerkung-, daß zum Beispiel im mitteldeutsd!en 
l;ta.u.m und .m den Ländern des Bundes, die heute an 
diesen m.itteldeut~chen Raum grenzen, die Frage, was 
wird in Mitteldeutschland, und wie wird dann die Ge­
samtgestaltWJJil auch hier in Westdeutschland, wenn die 
Wiedervereinigung einmal Wirklichkeit werden sollte, 
eine ~hJ:' erns.t zu nehmende Frage ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Natürlich!) 

Das muß man auch einmal sehen. Man kann Gutes 
waUen, und wenn man es zur unrechten Zeit macht, 
wirkt es sich dann trotzdem nichl positiv aus, ä la lon­
gue gesehen. 

Herr Ministerpräsident, Sie haben dankenswerterweise 
ausfilhrli<:he Darlegungen über die Finanzreform ge­
macht. Hier kommt es sehr wesentlich, meine Damen 
und Herren, auf das Ziel an, das mit der Finanzreform 
verfolgt wird, und ich möchte Sie, Herr Ministerprä­
sident, heute vonnittag erneut in Ihrer Eigenschaft als 
Präsident des Bundesrat4'-S ansprechen. 

Das Ziel der Finanzreform kann durdlaus auch in die 
gefäh1·1iche Richtung gehen, daß die Zentralgewalt des 
Bundes dadurch gestärkt wird, das föderalistische Prin­
zip Schaden erleidet und die Länder in eine Situation 
hlnej.ngeraten, die sehr schwierig wird und die sie 
wiederum in eine noch schwierigere und geradezu ge­
fährliche Situation hinl'!ichtlich ihre-s Verhältnisses zu 
den Gemeinden bringen muß. 

(A.bg. Dr. Kohl: Natürlich, natürlich!) 

- Eben! 

Das möchte ich also ausdrücklich noch betonen. Wir 
wissen alle - und das hat gar nichts mlt Parteipolitik 
:i:.u tun, das geht durch alle drei großen Parteien, die 
im Bundestag vertreten sind, hindurch -, daß diese 
Tendenzen natürlich vorhanden sind, die Große Finanz­
reform lediglich zur Stärkung der Zentralgewalt des 
Bundes benutzen zu wollen und sie in dieser Richtung 
machen zu wollen. Da müssen wir uns, nicht nur auf 
der Landes- und Gemeindeebene, sondern aus staats­
politischen Gründen, wenn der Föderalismug wirklich 
funktionieren soll als Grundlage unse1·es Staatsleben:> 
in :Westdeutsct1land, beizeiten darüber klar sein, daß 
hier ·natürlich Gefahren drohen. 

Nun, verehrter Herr Ministerpräsident, die SPD will 
niemand übertrumpfen in be:zug auf die Verwaltungs­
reform. Wenn Sie eine wirklich echte, große Verwal­
tungsreform, wie sie ja - das hat der Ausschuß erken­
nen lassen - eine Mehrheit im Hause hinter sich hat 
U1ld. findet, . wollen, 

(Ministerpräsident Dr. h. c. A!tmeier: Das habe ich 
ja ausgeführt!) 

dann werden wir Sie ja gar nicht übertrumpfen kön­
nen; dann ·wird sicherlich die Führung bei der Regie­
rung bleiben. 

Aber die Beratungen des Ausschusses haben gezeigt. 
daß es anders läuft. Wir werden uns natürlich nicht 
daran hindern lassen - damit bestätige ich das, was der 
Herr Kollege Dr. Storch gestern hier' gesagt hat -, eine 
Verwaltwigsreform zu machen, die auf keinen Fall 
hill.le.r der R egier ungsvorlage zurückbleiben darf, son-
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dern weiterführen wird als diese. Das war der sach­
liche Sinn meiner Darlegungen. 

Eine Bemerkung in Paranthese zu den Darlegungen 
des Herrn Kollegen Dr. Ludwig, unserem früheren 
Landtagskollegen und jetzigen Oberbürgermeister von 
Ludwigshafen. Es ist schade, daß Herr Dr. Kohl jetzt 
nicht im Saale anwesend ist; aber vielleicht ist das so­
gar ganz gut so. 

{Vereinzelte Heiterkeit bei den Regierungspartei~n.) 

Ich möchte kein Trauma wecken; diese Bemerkung 
mache ich wil·k!ic:h nur in Paranthese. 

Auf der Pressekonferenz am Donnerstagabend letzter 
Woche ist wörtlich folgendes gesagt worden: „Die SPD 
der Pfalz wird eigene Vorschläge zur Verwaltungsre­
form in Rheinland-Pfalz für den p f ä 1 zischen 
Raum erarbeiten. w Das ist gesagt worden, und ich 
glaube, das ist ein absolut legitimes Anliegen des Be­
zirksvorsitzenden in der Pfalz. 

(Abg. Theisen: Ist der Herr König da?) 

- Selbstverständlich. Der Herr Kollege König hat bei­
spielsweise in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des 
Sonderausschusses unseres Parlaments seine Meinung 
zu der sehr wichtigen Frage der Mittelinstanz der Öf­
fentlichkeit zur Kenntnis gebracht. Wir können hier­
über bereits jetzt diskutieren und brauchen nicht erst 
im Ausschuß damit zu beginnen. 

(Abg. Fuchs: Die rheinhessisc:he CDU hat auch eine 
eigene Meinung! Es gibt also viele Meinungen!) 

- Nicht nur die rheinhessische CDU! Wenn Sie mich 
daran erinnern, Herr Kollege Fuchs, und ich bin Ihnen 
dankbar füt· diesen Hinweis, dann darf ich die Herren 
Kollegen aus der Pfalz, den Herrn Kollegen Dr. Kohl -
es wird ihm sicherlich aus dem Protokoll bekannt wer­
den - und den Herrn Ministerpräsidenten darauf hin­
weisen, daß die südpfälzische CDU erklärt hat, man 
müsse große Kreise schaffen und die Mittelinstanz be­
seitigen. 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: Warum denn 
nicht? - Zurufe von der CDU.) 

- Herr Ministerpräsident, jetzt sagen Sie: „Warum 
denn nicht?"! 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: Ich habe es 
ja nicht kritisiert!) 

- Wenn aber Herr Dr. Ludwig, der Vorsitzende des 
SPD-Bezirks der Pfalz, in einer Pressebesprechung ge­
nau dasselbe von seinem Standpunkt aus sagt, so ist 
das geradezu unerhört! 

(Abg. Herbert Müller übergibt dem Redner einen 
Zeitungsausschnitt. - Abg. Fuchs: Aber bitte 
nicht den ganzen Artikel zitieren ! - Heiterkeit 

im Hause.) 

- Nein! Es ist nur das, was ich bereits gesagt habe. 
Der Herr Kollege Müller gibt mir die Möglichkeit, dem 
Ministerpräsidenten und den verehrten Kollegen von 
der CDU die Quelle anzugeben; es ist die „Rheinfpalz" 
vom 7. Februar 1966. 

Lassen wir diese Fragen doch in der Öffentlichkeit dis­
kutieren. Sie müssen ausdiskutiert werden. Es geht 

doch die Bürger unseres Landes, jeden einzelnen, weiß 
Gott etwas an, was v:ir aus der Verwaltungsreform 
machen. 

(Beifall der SPD.) 

Von Übertrumpfen kann hier gar keine Rede sein. 

Herr Ministerpräsident, ich möchte in meiner Eigen­
sehart als derzeitiger Vorsitzender der Kommunalen 
Arbeitsgemeinschaft Rhein-Neckar Ihnen den Dank 
für Ihre Ankündigung aussprechen, daß eine Vereinba­
rung zwischen den Ländern Rheinland-Pfalz, Baden­
Württemberg und Hessen vorbereitet und demnächst 
abgeschlossen v:ird. Wir waren. in den letzten Wochen 
bei der KAG etwas in Sorge, wie diese Dinge weiter­
gehen sollen. Sie wissen ja, Herr Ministerpräsident, daß 
wir uns für die Grundlagen unserer Arbeit auf die 
Form eines Zweckverbandes einigen wollen. Dazu be­
darf es aber dieser Abmachungen. Wenn ich recht un­
terrichtet bin, ist am Freitag bei Herrn Staatsminister 
Filbinger in Stuttgart eine Besprechung der Landes­
planer. Ich wär·e Ihnen dankbar, Herr Ministerpräsi­
dent, wenn Sie vorher gegenüber dem Herrn der 
Staatskanzlei, der dort anwesend sein wird, erklären 
würden, daß er sich zu dieser Frage auf Grund Ihrer 
heute abgegebenen Erklärung, für die ich mich aus­
drückHc:h bedanken möchte, positiv verhalten könne. Ich 
hätte daran die Bitte anzuknüpfen, daß Sie das viel­
leicht etwas beschleunigen möchten. 

Zur Personalpolitik, Herr Ministerpräsident, haben Sie 
Ausführungen gemacht, die meiner Ansicht nach nur 
unterstrichen werden können, in bezug auf den poli­
tischen Beamten jedoch einer Ergänzung bedürfen. Der 
politische Beamte arbeitet auch in Ausführung und 
Durchführung der klaren Weisungen der Landesregie­
rung, deren Beamter er ist und an die er sich hundert­
prozentig zu halten hat. Er arbeitet jedoch besser, wenn 
er in die politische Landschaft paßt, in der er tätig ist. 
Das ist zweifellos unbestritten, und es kann ihm seine 
Arbeit nur erleichtern. Daß Sie Herrn Dr. Rückert als 
Regierungspräsidenten im Amt belassen haben, war 
sicherlich eine Folge auch dieser Überlegung(m, die Sie 
damals, als Sie gewissermaßen im stillen Kämmerlein 
entschieden, bestimmt mitbedacht haben. Es ist zwei­
fellos auch richtig, wenn der Regierungspräsident in die 
politische Landschaft paßt, in der er diese Weisungen 
und Anordnungen zu vollziehen hat. Das kann nicht 
nur nichts schaden; das ist insbesondere im freiheitlich 
demokratischen Staat, zu dem wir uns alle bekennen 
und wo selbstverständlich das Wechselspiel zwischen 
Regierung und Opposition das einzig mögliche ist, auch 
die einzig mögliche Grundlage einer wirklich guten Ar­
beit für einen politischen Beamten. Das glaubte ich er­
gänzen zu sollen, ohne dabei nun gleich Ihre Güte, 
Herr Ministerpräsident, die Sie sicherlich auch hier 
haben walten lassen, irgendwie bezwei!cln zu wollen. 
Zweifellos haben Sie als Politiker und als der politisch 
verantwortliche Regierungschef dieses Landes diese sach­
lich politischen Überlegungen in erster Linie angestellt 
und daraufhin - auch wie wir meinen - in bezug auf 
Rheinhesscn dchtig gehandelt. Wir sind nicht der Mei­
nung, daß das auch für die Pfalz zutrifft. Aber das 
mußte hier aus dem Spannungsverhältnis in der von 
uns gemeinsam geleisteten Arbeit dieses Hauses heraus 
diskutiert werden. 

Meine Damen und Herren! Nur noch eine Bemerkung. 
Ich hatte nicht die Absicht - und das ist sicherlich auch 
gar nicht möglich -, einen Keil zu treiben zwischen Re­
gierungskoalition und Regierung oder gar zwischen die 
Regierungskoaliti?n und die Parteien der Regierungs-
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koalition. Nachdem der Herr Kollege Storch gestern 
hier demonstriert hat, wie beide Hand in Hand wie 
Faust und Gretchen in Marthens Garten wandeln. 
wissen wit' ja nun, woran wir sind, Herr Kollege 
Storch. 

{Beifall der SPD.) 

Vizepräsident Rotbley: 

Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete König (SPD). 

tAhg. Fuchs; Jetzt kommt ein bißchen Leben 
dort hinein!) 

Abg. König: 

He!'r Präsident! Meine Damen und Herren! Hoffentlich 
können Sie mir verzeihi>n, wenn ich von den 2,5 Mil­
liarden DM sprechen will, um die es hier geht, nämlich 
um die Verabschiedung des Ordentlichen Haushalts mit 
~·inem Betrag von 2,5 Milliarden DM und des Außer­
ordo;>ntl!chl"n Haushaiti-; mit einer Endsumme von 300 
Millionen DM. 

(AbJ!.. Thonvirth: Das hört dle Regierung nicht 
gernl) 

Sicherlich, die Generaldell<itte war sehr interessant, 
und sie gibt die Möglichkeit, in verschiedener Weise dle 
verschiedenst<e>n Themen anzusprechen. Der Vorsitzende 
des Sonderausschusses zur Beratung_ .des. ~setz.es über 
eine VerwaUungsvereinfachung zum Beispiel hat viele 
Anregungen erfahren. Sie werden verstehen, daß ich 
davon heute nicht spreC'hen will; ich freue mich viel­
melll' aur die Sitzungen am 17. und 18. Februar. 

(Abg. Fuchs: Hoffontlicll können Sie die .Anre­
l'tungen alle verkra!ten, Herr Kollege!} 

- Das meine ich damit. Ich bin gespannt, in welehem 
Umfange - wie sagte der Herr Ministerpräsident - die 
beiden die Regierung tragenden Fraktionen hinter die­
Hem Gesetzentwurf :stehen. Das wird a uf alle Fälle eine 
großartige Sitzung werden. 

(Abg. Dr. Skopp: Hand in Hand! - Heiterkeit und 
Beifall bei der SPD.} 

Wi'i :< wir~ d<:>r Herr L andtagspräsident - er ist im Mo­
mem nicht anwesend - in Saarburg machen, nachdem 
er e rklärt hat, e:r verbürge sich dafür, daß dem Kreis 
S11arburg nichts passiert? 

(Vereinzelte Heiterkeit bei dei: SPD.) 

Vielleicht kommt l"r in die Sitzung und erklärt Ihnen, 
wie man hinter einer Regierungsvorlage steht, Herr 
Ministerpräsident! 

(Beifall der SPD.) 

Aber, wie gesagt, warum soll ich heute davon sprechen. 
Der 17. und 18. Fcbru.ar wird skhedich für alle, die 
an dies<'!.' Sitzung teilnehmen können, ein tolles Erleb­
nis werden. 

(Vereinzelte Heiterkeit im Hause. - Abg. Schwarz: 
Das ist doch keine Karnevalstagung!) 

- Offensichtlich machen Sie daraus eine! Das scheint 
Ihre Absicht zu sein; mir ist es recht. Sie sollten das 
demnach nicht sagen, dafür arbeiten wir wohl dot>h „u 
ernst. 

Übrigens bin ich aber auch recht dankbar Cür einiges, 
was gestern und heute gesagt wurde. Der Herr Mini­
sterpräsident zum Bei~piel hat gesagt, er hätte nicht 
alle Fragen behaudeln können. Das i!'t richtig. Herr 
Mlnlsh~rpräsident. Sie haben nicht einm<JI Zeil gefun­
den, uns zu erklären, v.rie Sie die 40 Millionen DM auf 
die Beine bringen, um die zwei mal vier Pro;•.<>nt Be­
soldungserhöhung gewährleisten zu können! 

· <Stäl'kcr Beüall bei der SPD Wld Zurufe: 
Sehr gut!} 

Sie haben kein Wort darüber verloren, wo die 50 Mil­
lionen Defizit aus 1964 bleiben; sie sind vorläufig ein­
mal untergegangen durch Änderung des Haushaltsge­
setzes. Sie haben uns nicht erklärt, wie Sie dieses 
Haushaltsgesetz wieder in Kraft ::;etzen wollen, wie Sie 
die 50 Millionen wieder veranschlagen. Das sind alles 
Fragen, die offengeblieben sind, und über die ich eini­
ges nocll sagen möchte. 

Ich bin rUimliCh gar nicht so überzeugt davon, daß Sie 
recht haben oder daß Sie sagen dürfen, SiP gingen au<; 
von einer geordneten Finanzwirtschaft. So geordnet ist 
sie gar nicht! Deshalb haben wir am Ende unserer Aus­
führungen in erster Lesung zum Ausdruck gebracht -
fcll. durfte der Sprecher sein -, daß wir mit großer Ver­
antwortüng· uneingeschränkt an dem Haushalt und sei­
ner Beratung mitarbeiten \Vollen und daß wir mit gro-

l _ ße.r __ \tm:ant:w.01:.tung au<.:h teilhaben wollen an der Last 
die diese zum Teil nicht gut geordnete Finanzwirt­
ischaft in ~ich birgt. 

Ich deutete es eb~n l!cl:iou an, es wäL"e sicherlich auch 
für mich ganz interessant. einiges zu dem noch einmal 
zu sagen, was der Herr Kollege Dr. Kohl gestern aus­
geführt hat von Parlamentarismus und von Macht usw. 
Ich meine, das kann alles gelten, nur em~$ liOllten wir 
uns abgewöhnen - der Herr Kollege Dr. Kohl ist nicht 
da, Sie wissen. ich scl:iätze ihn ungemein; deshalb kann 
ich ihn nicht auslassen, und in diesem Falle schon gar 
nicht -. uns hiet· immer anzuhören, was der Herr Kol­
lege Dr. Kohl über Ludwigshafen zu ~agen hat 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig! - Beifall der- SPD.) 

Sicherlich, das kann zu einem Trnum<l we1·df'!n, wenn 
eine so große Stadt absolut behen'i><:hi wird von einer 
anderen Partei. Aber das muß doch ein Fraklionsvor­
sitzender einer ander en Partei verkraften können, sonst 
könnte kh ja .ständig von Trier ri."!den; was glauben Sie, 
was ich da für Erlebnisse habe! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Und wenn ich diese Erlebnisi;e dann ergänzen wollte 
mit Hinweisen auf den verehrten Herrn Kult usmini­
ster; was meinen Sie, was der noch erzählen kann von 
Trier! Also - wie gesagt - das ist ein weites Feld. Wa­
rum denn? 'i'lfir machen hier Landespolitik, und da 
haben wir so viele Dinge, mit denen wir uns gemein­
sam plagen und mühen, daß ich meine, diesen Dingen 
sollten wir hier Ausdruck verleihen. 

kh habe gestern gehört, daß es im we;;Pnt.lichen darum 
g~llt •.. währ_Vnfil!lo;on!orme!;I .Verhalten zu üben und daß 
man s ieh de~halb ll~i:H.:heidcn müsse. Schön, darin sind 
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wir uns e inig. Aber dieses Sich-Bescheiden darf nicht 
zu einer Bemühung werden, ähnlich der um die Quad­
ratur des Kreises. Es muß eine Lösung gefunden wer­
den, es muß irgendwie erkennbar sein, was man will 
und wie man die Finanzen ordnen will. 

Lassen Sie mich noch einmal darauf zul'iickkommen ; 
ich habe cs eben schon angedeutet. Wir haben aus dem 
.Jahre 1964 - das ist nun einmal nicht wegzudiskutieren, 
mit dem Einmaleins kann man ja bekanntlich nicht viel 
oder gar keine Polemik machen - 50 Millionen Defizit. 
Die sind mit Fug und RE.'Cht und nach allen dafür gel­
tenden Bestimmungen einzuplanen in 1966. Wir ma­
chen es uns einfach; wir heben diese Bestimmung auf. 
Das kann der Gesetzgeber; das ist dann korrekt. Die 
entsprechende Bestimmung gilt nicht für 1966. Eine 
Gemeinde darf das nicht, eine Gemeinde muß diesen 
Fehlbetrag veranschlagen. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig! - Beifall der SPD.) 

Es wäre auch nicht gut, wenn sich jede Gemeinde ein 
<.>igcnes Ha ushaltsgesetz machen wollte. Es ist aber auch 
nicht gut, wenn sich ein Land von Fall zu Fall die Ge­
setze so zurechtbiegt, daß es am Ende sagt, das ist ge­
ordnet, obwohl über 50 Millionen DM überhaupt keine 
Ordnun~ besteht. Wir wissen nicht, wie wir sie ab­
decken sollen. Und wir wissen aus 1965, daß wir wie­
der einen Fehlbetrag von 100 Millionen haben. Das ist 
die Mitteilung, die uns der Herr Finanzminister immer 
wieder gegeben hat - sicherlich zu Recht gegeben hat 
- mit dem Hinweis: Nun mühen Sie sich bitte, und spa­
rt'.'n Sie! - Ich komme noch einmal zurück auf den 
Herrn Finanzminister; denn im Ausschuß hat er sich 
in verschiedenen Fällen hochinteressant verhalten. 

50 Millionen aus 1964 und 100 Millionen aus 1965 - das 
sind bcl't.üts 150 Millionen. Und dann die Bindungser­
müchUgungen. Das ist auch so eine Sache, über die man 
sich sicher einmal mehr Gedanken ma chen muß, a ls 
das heule und gestern der Fall war. 130 Millionen wol­
len wir in der Weise binden, daß wir in diesem Jahre 
schon erklären: Über diese Beträge kann sofort ver!ügt 
werden, wir erhalten das Geld aber erst a us Steuer­
einnahmen des nächsten Jahres. - Das is t zusammen 
(ust die Hälfte dessen, was im Gesamthaushalt über­
haupt flexibel ist. Darüber haben wir uns also bereits 
gebunden. Sicherlich, das macht der Bund auch, und 
im Bund ist es genauso schlecht. Es ist also gar kein 
At·gument, wenn der Finanzminister sagt, das ist Bun­
desübung. Dann ist es eben eine schlechte Bundes­
übung, und deshalb muß man sie nicht übernehmen; 
aber zu einem Teil lasse ich das gelten. 

Nur die Addition : 50 Mlllionen, 100 Millionen und diese 
130 Millionen, das ist der flexible Betrag, dann ist 
das die Summe, über die der Landtag, der Haushalts­
ausschuß, der Minister überhaupt nur verfügen kön­
nen. Und das sind doch auch Themen, da sollte man 
sich eben nicht nur „in die große Welt" begeben - ich 
mache das gerne mit, das machen wir alle irgendwann, 
es ist auch sinnvoll, daß beim Etat des Ministerpräsi­
denten andere Themen erörtert werden -, aber - wie 
gesagt - hierzu muß der Ministerpräsident aber auch 
eine Aussage treffen. Hierzu muß er mehr sagen als 
nichts. 

Schauen Sie, nun haben wir neben diesen 280 Millio­
nen, von denen ich hier spreche, des weiteren auch noch 
eine Globalkürzung vorgenommen. Das macht der Bund 
auch. Auch im Bund ist es schlecht. Wir haben es also 
jetzt auch eingeführt. Das heißt, wir haben unter den 
jeweiligen Etats eine Summe eingesetzt, die entspricht 

20 Prozent der flexible n Ausgaben des jeweiligen Ein­
zelplanes; das waren 60 Millionen. Über diese 60 Mil­
lionen haben wir uns im Ausschuß wochenlang - das 
ist gestem in der Berichterstattung, so hoffe ich, deut­
lich zum Ausdruck gekommen - sorgfältig unterhalten. 
Der Bericht, den der Haushalts- und Finanzausschuß 
darüber vorlegen durfte, sagt; Eine der Grundsatzfra­
gen, über die der Ausschuß zu befinden hatte, war die, 
ob es bei dem Verfahren der globalen Minussät'ze ver­
bleiben oder man nicht echte Kürzungen von Einzel­
positionen vornehmen sollte. Dann fährt der Bericht 
fort und sagt: Nach eingehender Diskussion hat sich 
der Ausschuß dafür entschieden, von beiden Möglich­
keiten Gebrauch zu machen. -

Wir haben auf diese Weise 7 Millionen ersatzlos ge­
strichen. Das ist bei einem 21/ t-Milliarden-Etat nicht 
erschreckend viel. Wissen Sie, was daran erschreckend 
war? - daß der Finanzminister den härtesten Wider­
stand gegen diese S t reichungen geleistet hat. Wir ha­
ben von Fall zu Fall dem Fina nzminister b eweisen 
müssen, daß wir bereit sind, zu streichen, und er war 
einfach mit seinem ganzen Haus schockiert, daß wir 
solche Maßnahmen für richtig erachteten, nachdem er 
doch den Haushalt gemacht hat. Sehen Sie, Herr Kol­
lege Dr. Kohl, das ist auch ein Thema, das bei Be­
handlung parlamentarischer Stilfragen erwähnt wer­
den muß. 

Ich war Ihnen ehrlich dankbar für das, was Sie gestern 
hierzu gesagt haben. Ich brauche es nicht zu wieder­
holen; Sie dürfen es mir aber glauben, daß es wahr ist; 
Sie brauchen zwar ke in Taschentuch, so gerührt war 
ich nicht, aber es war eine gute Sache. was Sie aus­
gP,führt haber>_ 

{Abg. Dr. Kohl: Sie sollten mir ·viel mehr 
dankbar sein!) 

- Lassen Sie mich bitte fortfahren, Herr Kollege Dr. 
Kohl. Mit dE:m was Sie gestern gerügt haben, indem 
Sie sagten: So muß es ja nicht sein, wir müssen ja 
nicht treu und brav dem entsprechen, was von der Re­
gierung kommt; die Demokratie lebt von der Diskus­
sion! - , haben Sie völlig recht. Etwas anderes ist 
falsch. Nur, wir haben ja hier einmal ein ganzes Jahr­
zehnt einen Stil erlebt, in dem einzig und allein der 
Ministerpräsident eine absolute Mehrheit in einet· Weise 
dirigiert hat, daß man in diesem Falle tatsächlich von 
Dirigismus sprechen konnte. 

(Beifall der SPD.) 

Und wenn ich sage, ich bin Ihnen dankbar, Herr Kol­
lege Dr. Kohl, dann deshalb, weil Sie dazu beigetragen 
haben, einen neuen Stil in diesem Landtag zu ent­
wickeln, und insofern - -

{Abg. Fuchs: Herr Kollege, die Wä hler haben Sie 
vergessen, die dazu beigetragen haben!) 

- Darauf komme ich doch noch zu sprechen! 

{Abg. Dr. Kohl: Das unterscheidet ihn eben; er 
denkt nicht n ur an die Wähler ! -

Abg. Fuchs: Aber auch!) 

Dieser Stil hat sich ergeben aus verschiedenen Grün­
den. 

Warum denn nicht, warum soll man n icht auch dem 
Kollegen das Kompliment machen, daß er selbst dazu 
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beigetragen hat und zum Teil dazu beitragen mußte, 
weil er die Zeichen der Zeit verstanden hat? Und das 
sind die Zeichen, die der Wähler setzt. Das ist völlig 
klar und in Ordnung. 

Man sollte aber nicht so sehr mit Zeitungsartikeln ope­
rit~l'~n. Jetzt sind Sie wieder an der Reihe, Herr Kol­
lege Dr. Kohl, Sie haben den gestern von Ihnen zitier­
ten Artikel immer noch vor sich liegen. Natürlich, ich 
sagte vorhin - Sie waren nic:ht hier -, das scheint Ihr 
Trauma :i:u sein. Wenn Sie ::oich das noch abgewönnen, 
sind Sie noch kompletter! 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Dr. Kohl: Würden 
Sie mir das Trauma einmal interpretieren? -) 

Jetzt könnte ich nämlich die Süddeutsche Zeitung zi­
tio:'ren. 

(Abg. Fuclls: Was steht denn da drin?) 

Oen Aufsatz kennen Sie sicherlich, Herr Kollege Dr. 
Kohl - das wäre doch verwunderlich, wenn Ihnen Ihr 
Pressech~{ das nicht gebracht hätte -: „Wie Peter Alt­
meif':r die politische Bühne räumen soll." - Darin steht 
::;ehr viel von Gegensätzlichkeiten, die jetzt inzwischen 
aus~eräumt sein sollen, und dann steht darin dieser 
herrliche Satz, den soll der l{err Dr. Kohl gesagt ha­
ben: Wir werden in Rheinland-Pfalz elnmal daran ge­
me~sen werden, was wir für die Bildung unserer Kin­
der getan haben! - Da sollen Sie offensichtlich - so 
schreibt der Verfasser des Artikels - mit dem Mini­
~terpräsidenten nicht übereinstimmen. Er will nämlich 
gemessen werden an dem, was in der Vergangenheit 
dazu von ihm getan wurde, und Sie wollen gemessen 
w<>rdC'n ::in dem, was Sie künftig tun. 

Skherlich. aber da sehen Sie doch, daß sich ein Ge­
gensatz ergibt zwischen Regierung und der größten 
Regierungspartei. Aber wir im Ausschuß und im r..<ind­
tag - und das bestätige ich wieder, reciJ.t deutlich so­
~ar -, wit· waren uns darin einig, daß der Schulbau die 
erste Dringlichkeit darstellt - das möchte ich auch noch 
einmal wiederholt haben -, daß die Trinkwasserver­
:;orgung praktisch die gleiche Wichtigkeit. hat und daß 
rier Krank~nhausbau in ähnlicher Weise berücksichtigt 
und fortgesetzt werden muß. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn man sich in 
großer Gemeinsamkeit angestrengt hat, diesen drei 
Dingen die Priorität zu verschaffen, dann sollte das mit 
mehr Betonung herausgestellt werden, als daß man es 
nur in einem Halbsatz. erwähnt. Gott sei Dank hat sich 
einiges an Gemeinsamkeiten gezeigt. Dieser Hau!>halt 
wärt:> nicht. zustandegekommen und wir könnten ihn 
nicht. ~i vertreten. wenn wir uns nicht in wochenlan­
ger gE>memsamer Beratung so gemüht und geplagt häi­
t~n. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: Das ist docll 
gestern anerkannt worden.) 

- S ie meinen, nur mit diesem Halbsatz? Nun, ich hätte 
~" lieber ein bißchen deutlicher gehört. 

(Abg. Dr. Kohl: Wer hat den Halbsatz gebraucht?) 

- Sie habC'n das nur mit einem Halbsatz gesagt. 

tAbg. Or. Kohl: Das ist nicht wahr; Sie haben 
nicht zugehört!} 

- Ich weiß gar nicht, warum Sie es jetzt so b~kräftigen. 
Ich bin im Grunde genommen auch schon mit dem, 
was Sie gestern gesagt haben, zufrieden. 

Unser Thema im Haushalts- und Finanzaussdl.uß lau­
tete eigentlich, zusätzliche Aufgaben ohne zusätzliche 
Mittel zu bewältigen. Das war natürlich nic:ht ganz ein­
fach; denn zusätzliche Aufgaben haben wir einen gan­
zen Katalog. 

Aul' der Bühler Höhe hat am 15. Januar Professor Kai­
ser vor einer Berufsorganisation über Planung und 
Planlosigkeit in der Verwaltung gesprochen. Dieser 
Vortrag wird in Kürze sicherlich gedruckt. Ich emp­
fehle jede1n„ ihn einrnal zu lesen. Da macht der R-cfe­
rent Ihnen, meine Damen und Herren von der CDU­
Fraktion, indirekt einige Vorwürfe, er sagt nämlidl., 
heute hätten wir zu büßen, daß der Begriff der Pla­
rii.ü:ig-efumal zü ·einem Schimpfwort verwandt woriden 
sei. So ist es auch, denn wenn jemand damals irgend­
wie über etwas nachzudenken versuchte, der wurde 
von Ihnen sofort in eine Zwickmühle gejagt, daß er 
sich kaum noch traute, von Planung zu spt'echen. Heute 
sind Raumplanungen und Raumordnung e1was Selbst­
verständliches. Die öffentliche Investitionsplanung auf 
lange Frlst ist heutt: eine Selbstvel'ständlichkeit. Die 
Bildungsplanung zur Beseitigung des Bildungsnotstan­
des ist ebenfalls heute ein selbstverständliches Thema. 
Mit einem Wort, da haben wir uns in einem großen 
Kreis gefunden; G<>tt sei Dank, daß sich so vieles Ge­
meinsame abzeichnet, denn es ist ja sehr sdl.wierig ge­
woro~n, dem Haushalt gerecht zu werden. 

Ich möchte noch etwas zur Beamtenbc::ioldung sagen. 
Wenn der Finanzminister darstellt, woraus sid1 die Be­
lastung des Flaushalts ergibt, dann versucht er sehr 
gerri nachzuweisen, daß im wesentlichen die Lasten 
durch die Beamtenbesoldung auf uns zugekommen 
seien. Vergessen wir nicht, daß ein Großteil dieser jun­
gen Beam~n. die heute ausharren, zum Teil bei unzu­
reichender Besoldung, in dem Alter sind, daß sie das 
.Jahr 2000 noch mitgestalten helfen müssen. Deshalb 
muß man sie bcsoldungi::mäßig heute interessant genug 
ausstatten, so daß sie auch bereit sind, an sich zu arbl'i­
ten; denn das, was sie zur Zeit in der Ausbildung er­
lernen, reicht nicht, um die Gestaltung des J'ahres 2000 
bewältigen zu können. Also muß der Mensch mehr an 
sich arbeiten, er muß an sich formen, er muß sich 
Neues beibringen. Und dazu gehört auch ein bißchen 
Berufsbegeisterung. Und dabei ist es nicht. gut, nur 
dauernd' zu· hören, das Negative im Haushalt sei die 
Besoldung. 

(Abg. Dr. Völker: Wieviel muß denn ein Beamt~r 
verdienen, um für das Jahr 2000 an sich zu 

arbeiten?) 

- Ich habe Sie nicht verstanden, Herr Kollege Dr. Völ­
ker. 

„ (Äbg. Dr. '\r61ker: Wieviel muß ein Beamter vei-­
dienen, damit man von ihm erwarten kann. daß er 
auch noch im Jahre 2000 an sich arbeitet? - Leb­

hafte Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

- Herr Kollege Dr. Völker, von Ihnen habe ich bii-;her 
immer angenommen, daß Sie leichter vers teh'?n können. 
Ich habe überhaupt nicht ~e::;agt, daß er noch im Jahre 
2000 an sich arbeiten soll, sondern ich habe gesagt, der 
jWlgc Beamte, der jetzt tätig ist, muß an sich so al'bei­
ten, daß er auch noch im Jahre 2000 an der Gestaltung 
mithelfen kann. 

• 
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(Abg. Dr. Völker: Das hängt doch nicht von der 
Besoldungshöhe ab. Sie werden doch nicht unter­
stellen, daß unsere jungen Beamten wegen einer 
Besoldungserhöhung mehr oder weniger arbeiten. 

- Bewegung und lebhafte Unruhe im Hause.) 

- Verl!hrter Herr Kollege, lassen wir doch diesen 
Altruismus! Ich stehe auf dem Standpunkt, der Be­
amte hat, genau wie die anderen Berufe, einen An~ 
spruch auf eine gerechte Besoldung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Er macht seinen Dienst auch so, aber mir gefällt ein­
fach nicht, daß man in dieser Weise argumentiert; 
denn das ist keine gute Sache, und damit kommen wir 
auf die Dauer nicht weiter. 

Im übrigen, was habe ich denn schon Großes gesagt? 
Ich habe doch nur festgestellt, daß wir eine Beamten­
schaft haben müssen, die mit Liebe und Passion ihrer 
beruflichen Tätigkeit verhaftet ist. Dazu setzt man na­
türlich auch voraus, daß man sie entsprechend hono­
riert. Deshalb möchte ich nicht, daß man versucht, die 
Negativ-Bilanz des Haushalts mit dem Hinweis zu ent­
kräften, daß die Besoldung hieran schuld sei. Es muß 
doch unseren Beamten leidig sein, ständig den Hinweis 
zu hören, ohne die Besoldungserhöhung wäre der Haus­
halt ausgeglichen. Das ist also keine gute Sache, und 
darum habe ich es hier noch einmal erwähnt. 

(Abg. Dr. Kohl: Wer hat denn das gesagt, 
Herr Kollege König?) 

- Ich habe es dem Herrn Finanzminister vorgehalten, 
er soll die Belastung des Haushalts nicht allein durch 
die Besoldungserhöhung begründen. 

(Abg. Dr. Kohl: Wann hat er das gesagt? Ich 
kenne diese Begründung nicht!) 

- Dann haben sie nicht genug hingehört. Ich habe es 
schon mehrfach von ihm gehört. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich nun zu­
rückkommen auf die Punkte, wie ich sie zitiert habe. 
Ich sagte: 50 Millionen plus 100 Millionen DM, dazu 130 
Millionen DM Bindungsermächtigungen und 53 Mil­
lionen DM Globalkürzungen. Ich habe uns gegenseitig 
das Kompliment gemacht, daß wir uns gemüht haben. 
Ich möchte auch glauben, daß sich dem in diesen Tagen 
noch irgendwie mehr AusdruCk verleihen läßt. 

kh bin nicht so optimistisch, zu glauben, daß allein 
über die Finanzreform alle Lösungen kommen, son­
dern ich teile die Meinung des Herrn Ministerpräsi­
denten, wie sie angeklungen ist, wir sollten uns doch 
nicht einbilden, daß uns über Nacht ein Paket angebo­
ten wird, womit dann alles mehr oder weniger seine 
endgültige Lösung gefunden haben wird. Das wird 
nicht der F<t.ll sein. Ich bin dankbar dafür, daß Sie, 
Herr Ministerpräsident, es so nüchtern gesagt haben. 
Wir werden eine Fülle von gut durchforschtem Arbeits­
material bekommen, und dann wird es an den Politi­
kern liegen, was sie daraus machen. Einiges wird Mut, 
ja sehr viel Mut verlangen. Man wird sich ebenfalls 
wieder zu gemeinsamen Anstrengungen bereitfinden 
müssen. Jedenfalls würde ich es sehr begrüßen. 

Was ich nicht begrüße, ist die Argumentation : Wir 
müssen einen manipulierten Ausgleich vornehmen, -
wie Sie es getan haben, Herr Dr. Storch, indem sio 
sagten: sonst können wir nicht die heute vom Herrn 
Ministerpräsidenten erwähnte zusätzliche Hilfe über 
den Artikel 107 des Grundgesetzes erfahren, oder: wir 
machen uns nicht kreditwürdig usw. Wie wenig solle n 

die Leute können dürfen, die das zu prüfen haben, 
wenn sie sich von uns soweit „verkohlen" ließen, daß 
wir öffentlich feststellen: wir haben den Haushalt nur 
manipuliert ausgeglichen, und dabei glauben, die mei­
sten Leute würden den Haushalt nicht lesen, davon 
verstünden sie nichts. Das könnten nur wir. 

(Abg. Dr. Storch: Würden Sie mir sehr böse ~ein, 
wenn ich eine Frage stell<.'?) 

- Nein, im Gegenteil, ich bin Ihnen dankbar dafür. 

Abg. Dr. Storch: 

Würden Sie die Anleihepapiere eines Landes kaufen, 
das einen defizitären Haushalt vorlegt? 

Abg, König: 

Ich würde prüfen, ob der Haushalt ausgeglichen ist 
oder ob er nur manipuliert ausgeglichen ist. Aber wer 
Anleihen kaufen und die Kreditfähigkeit eines Landes 
beurteilen will, der läßt sich durch solche Späßchen 
nicht beeindrucken. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

E.r wird prüfen und dabei das feststellen, was ich aus­
geführt habe. Aber das macht uns ja gar nicht anleihe­
unfähig. Ich stehe positiv zu diesem Staat und seinem 
Haushalt. Ich lehne das alles gar nicht ab, sondern mir 
gefällt nur die Argumentation nicht; denn sie ist nicht 
gut. 

(Abg. Dr. Storch: Noch eine Zwischenfrage!) 

Bitte! 

Abg. Dr. Storch: 

Ich meine nicht die Banken die diese Anleihen zu über­
prüfen haben, sondern den endgültigen Käufor, näm­
lich den Mann, der ein 1 000-Mark-Papier kaufen will 
und sich fragt, ob dieses Papier sicher ist. 

Abg. König: 

Der Mann, der 1 000-Mark-Papier<:> kaufen und wi~­
sen will, ob dieses Papier sicher ist, der fragt in der 
Regel seinen Sparkassendirektor. Und dem Sparkassen­
direktor unterstelle ich, daß er soviel davon versteht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Herr Kollege! Es ist doch einfacll nicht gut, es läßt sich 
auch mit Zwischenfragen nicht gut machen; denn das 
ist etwas, was man nicht üben sollte. 

(Abg. Fuchs: Herr Kollege König! Darf ich Sie 
bitten, an den Herrn Kollegen Dr. Storch die 
Frage weiterzugeben, ob er meint, er könne den 
kleinen Mann durch einen manipulierten Haus-

halt an der Nase herumführen?) 

- Das wird dann der Herr Kollege Dr. Storch direkt 
beantworten. Aber ich halte ihn nicht für so böse, daß 
er den kleinen Sparer direkt verulken möchte. 

(Abg. Dr. Storch; Eigentlich sind Zwischenfragen 
nur an den Redne r gestattet!) 
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- Nun, auf dieser Basis macht es sich eigentlkh ganz 
nett. 

(Abg. Fuchs: Herr Präsident! Ich werde mich 
künftig daran halten!) 

Meine Damen und Herren! Ich begrüße die heutigen 
Ausführungen bezüglich der finanzsch.wachl:!n Länder. 
Wir haben jahrelang eine solche Argumentation ge­
wünscht und gefördert, und jetzt wendet sie der Heh· 
Ministerpräsident endlich an . .Jahrelang haben wir ge­
sagt: Führen wir uns doch nicht 50 auf, als ob wir ein 
finanzstarkcs Land seien, sondern mischen wir uns in 
den Chor der Länder, die finanzschwach sind, und be­
anspruchen wir die Hilfe, auf die wir e~nen Anspruch 
habetl, Jetzt sind wir soweit. 

(Beifall bei der SPD.) 

kh w~iß nicht, ob Sie zu dieser Zeit sd10n im Landtag 
wan•n. Herr Kollege Dr. Kohl. 

<Abg . .Fluchs: Damals war er noch nicht so stark!) 

Ver~t>RSfl1 wir doch nicht, wai:; uns hier einmal Herr 
Dr. l>ahlgrün 'mrgemacht hat - da waren Sie noch nicht 
da -. der kurzfristig Finanzminister war. Er ist zwei­
ft!llos ein ti.lchtigcr Mann, aber was er hier einmal vor­
gcfühl't hal. lesen Sie doch oitte einmal nach. Er hat 
damals nachgewiesen, daß wir finanzstärker sind als 
Nordrho:?in-Westfalen. 

(Lebhafte Heiterkeit bei der SPD.) 

D.as hat Pr mit einem Brustton der Überzeugung wlter 
dem Beifa 11 der ganzen CDU hier vorgeführt, und ich 
!'\t<Jnd da mit meinem Latein. a ls ich. sagte, Sie werden 
i:i11~$ TaJ1:es solche Ausführungen bereuen. 

<Abg. Dr. Kohl: Sie waren noch ein scb.wachel' 
Mann damals!) 

- NPin. ich .habe meine Ausführungen damals so ge­
macht. 'wie heute. nur ging es damals dirigistisch vor 
~im; denn da hieß es: Klatschen! - Und dann haben Sie 
1'(eklatscht; 

(HPifPr)cPit bei der SPD.) 

cJ~nkt:>n Hie darüber nach. 

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Nun, ich bin froh. daß wir jetzt diese Linie gefunden 
h<tb~n. und ich bin der Meinung, wir sollten uns alles 
an Argumenten einfallen lassen, um in Bonn und den 
libl'igen Ländern gegenüber nachzuweisen, daß wir 
Hilfe brauchen. 

Sie haben - darf iclt das noch anschneiden, Herr Mini­
:;terprä!'lidcnt - vorhin dargelegt, daß Sie s ich jetzt erst 
einmAI mit <lcm Studium der Ausführungen Ihres 
Herrn Kollegen Meyers von Nordd1ein-Westfalen - mir 
wurden sie auch nur erzählt - beschäftigen wollen. um 
dann daz.u noch einiges zu sagen. Das gibt rhncn sicher­
lich eine Möglichkeit, hter einen guten Auftritt zu be­
kommen, und dazu beglückwünsche ich Sie. Es ist aber 
;;iu('h not.wendig, daß man sich so etwas nicht einfach 
gefallen läßt, kurz vor Wahlen solche Musik von Län­
derneugliederung anzustimmen, vrobei die Durchsich­
tigkeit so leichl den eigentlichen Zweck der Musik er­
k~n nbar macht. 

·----· - ·· ·-----

Aber nun ein anderes, das ich hier noch erwähnen muß. 
Damit komme ich im Grunde genommen auch schon 
z.um Schluß; nur bitt!:! ich, mir dafür noch einige Minu­
ten Zeit zu gewähren. 

Der Herr Ministerpräsident weist mit Stolz darauf hin. 
daß er In der Vergangenheit einige Schuldentilgungen 
durchgeführt hat für schwere Jahre. Nun, das wären 
ja jetzt sicherlich wohl die schweren Jahre. Hen Mi­
nisterpräsident, und es wäre gar kein Fe hler gewesen, 
wenn wir mit viel Disziplin - ich unterstreiche die Worte 
„v:iel Disziplin" - Rücklagen gemacht hätten, die uns 
für diese schweren Jahre etwas billigeres ~ld ver­
mittelt hätten, als daß vvir damals gute Darlehen zu 
günstigen Zinsbedingungen, zu denen wir heute keine 
mehr bekommen, zurückgezahlt haben. 

(Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: Eb~n. HL!rr 
Kollege König, die hätten Sie alle vernascht, die 

wären nicht mehr da!) 

- Aber ich spreche d-Oc:h gerade von „viel Disziplin". 
Was heißt denn hier „Sie", warum ich? 

· (,AUg;emeinc Heiterkeit.) 

Der ganze Landtag hätte Disziplin übe11 müssen, da:; 
gebe ich zu. Darüber hätte man skh interfraktionell 
unterhalten können, darüber hätte man Ge~präche füh­
ren können. Ein Finanzminister hätte wenil"(stens eine 
solche AnrPgung machEm müssen. Wenn dann dPr 
Schwur nicht erfolgt wäre, Herr Ministerpräsident, 
dann - da bin ich sogar mit Ihnen einig - hätte auch 
ich womClglich gesagt, unter diesen Bedingungen tre!fo 
ich nicht die Rücklagen. Aber Sie haben es doch gar 
nicht e..~pcrimenticrt. Sie haben doch zurn Teil sogar 
wider Gesetz Schulden getilgt und uns später davon 
in Kenntnis gesetzt.; Sie hab~n doch vielfach Maßnah­
men vollzogen und sich dann erst später von uns die 
Genehmigung dafür eingeholt, so daß wil' dann immer 
großzügig sein mußten oder daß wir es rügen mußten. 
Sie ~isscn genau, au! welche einzelnen Fälle ich hier 
Bezug nehme. 

Insoweit, wie gesagt, muß der Vorwurf gemacht wer­
den, daß Sie seinerzeit nicht das Experiment wenig­
stens mal unternommen haben, mit um: darüber zu 
sprechen, ob wir für irgendeine Notzeit oder für da:;; 
Schulbauprogramm oder für das Krankenhauspro­
gramm oder für die Trinkwasscrver~o1·gung die Mit­
tel, die wir damals trotz den günstigen Zinsbedingun­
gen getilgt haben, nicht zurücklegen füt• solche Maß­
nahmen, die wir jetzt nicht ausreichend finanzieren 
können, wo. wir uns jetzt den Kopf zerbreclu:n. wie 
wir e,s machen sollen, zum Teil Ubcr Bindungsermäch­
tigung auf kün;ftige Jaht'e. 

In diesem Zusammenhang wurde das Sondervermögen 
erwähnt, von dem der Herr Minl!!tPrpräsident sagt, er 
hätte seinerzeit auf Vorschlag der Land••sregierung das 
~setz hierzu eingebracht. Herr Ministerpräsident, wir 
erinnern uns doch allP noch viel zu gut. wie die$es Ge­
setz - ein Schulgeldfreiheitverhiuderungsgesetz oder 50 

ähnlich habe ich es damals imme r gcmmnt - entstan­
den ist. Das war doch eine „tolle" Anregung, die Sie da 
gaben, anstelle der Schulgeldfreiheit dieses Gesetz 
zu machen. Nun, wir haben heute einen Sondervermö­
gensfonds, in dem kein Geld ist, und wir haben die 
Schulgeldfreiheit. Mit einem Wort: Heute sollte man 
das nicb.t mehr so feiern, denn wir kennen die Zusam­
menhänge zu gut. 

• 

• 
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Ich will mil meinen Ausführungen folgendes errei­
chen: Ich möchte, daß wir mehr gemeinsame Anstren­
gungen anstellen, daß wir gemeinsam mehr versuchen, 
un$ zu mühen um die Verbesserung des Lebensstan­
dards der Bevölkerung in Rheinland-Pfalz. Und damit 
liabl' ich die Bürger in den Gemeinden angesprochen; 
damit habe ich ein Thema angesprochen, das unbedingt 
noch Erwähnung finden muß. 

Gernde wir in Rheinland-Pfalz haben mit der Verbes­
serung der Struktur der Gemeinden auf dem !lachen 
L..;indc ein großes Aufgabengebiet. Sie haben es freudig 
begl'üßt, Hen· Ministerpräsident, daß das Landespla­
nungsgesetz vermutlich bald verabschiedet wird, und 
Sie hegen große Hoffnungen in bezug auf die Verwal­
tungsreform. Das alles ist aber noch nicht die Lösung 
der mange!ha(ten Strukturverhältnisse auf dem flachen 
Lande. Da muß noch einiges geschehen. Dazu haben wil' 
auch schon Übet'legungen gemeinsamer Art angestellt. 
Wir werden uns darüber im Ausschuß unterhalten, und 
seien Sie sicher, dn werden wir uns manches, so hoffe 
ich, einfallen lassen, das besser ist, als was in Ihrem 
Entwurf sl~~ht. Denn darüber steht ja nichts im Ent­
wurf. Die Zusammenfassung von Gemeinden zu stär­
lter('l' Verwaltungskraft, dennoch ihre Selbständigkeit 
sicherstellen, ähnliche Lösungen für die Stadtumland­
bcziehungen zu suchen, das sind die Aufgaben, die mit­
gclöst werden müssen, wenn man Verwaltungsverein­
fachung betreiben will und wenn man zu einer Reform 
kommen will. · 

(Beifall bei der SPD.) 

Was ich sage, gilt natürlich auch für die Städte. Und ich 
habe mit' heute ein Beispiel herausgegriffen, von dem 
ich meine. daß es das beste ist. kh darf Ihnen ruhig 
sagen, ich bin bewußt abgegangen von der Stadt Trier. 
Das il;t die ärmste und älteste Stadt Deutschlands, aber 
auch die schönste; das wissen Sie alles, das lasse ich 
weg. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich habe mil· mal eine andere Stadt ausgewählt, von 
de1· ich hi.cr sprechen will ; ich habe die Stadt Bad 
Ki·cuznach gewählt. Die war für uns, die wir länger 
im Finanzausschuß tätig sind, vor Jahren der Begriff 
einer reichen Stadt; wir haben unter Kreuznach das 
verst<1ndcn, was man in rheinland-pfälzischen Verhält­
nissen eine reiche Stadt nennt. Wenn man die Entwick­
lung der Haushaltssummen der letzten Jahre dieser 
Stadt vergleicht, so ist zwar eine stetige Zunahme fest­
zustellen, andererseits sind aber die allgemeinen Dek­
kungsmittel in keiner Weise in gleichem Umfange mit­
gewuchsen. Die Stadt hat jetzt n<1chgewiesen, daß ihr 
in den letzten fünf Jahren Steuerausfälle von insge­
samt über 10 Millionen DM entstanden sind, nämlich 
einmal durch das Steueränderungsgesetz bei der Ge­
wcrbesteue1', zum anderen durch das Erste und Zweite 
Wohn ungsbaugesetz bei der Grundsteuer und schließ­
lich durch die Erhöhung der Gewerbesteuerausgleichs­
bcträgc. Und für diese Ausfälle sind im gleichen Zeit­
raum mich dem Finanzausgleichsgesetz unseres Landes 
:100 000 DM ersetzt worden. Mit anderen Worten: eine 
symbolische Finanzausgleichshandlung. 

Nun sagen wir - und ich selber ,habe es festgestellt und 
stelle es auch hier noch einmal fest -, wir haben bei 
all unseren Kürzungen den kommunalen Finanzaus­
gleich nicht gekürzt. Wir müssen aber mehr tun; wir 
müssen mehr tun, um hier zu einer Relation zu kom­
men, die es solchen Gemeinden, überhaupt den Ge­
meinden, ge stattet, mitzukommen in der Ent wicklung. 
Wir dürfen davor nicht die Augen verschließen. Wir 

müssen erreichen - und ich möchte das hier als einen 
Appell herausstellen -, daß wir nicht, wie bisher, den 
Finanzausgleich als eine Aufgabe betrachten, die wir 
nur in dem Umfange lösen, als da Mittel sind, sondern 
das ist mit eines der wesentlichsten Postulate von Lan­
desCinanzmaGnahmen; darin muß man das mit ein­
betten. Und selbst wenn es zu einer Defizitentwicklung 
führt innerhalb unseres Landeshaushalts, müssen wir 
versuchen, den Finanzausgleich soweit zu gestalten, daß 
die Gemeinden in etwa Mittel aus ihm erhalten, mit 
denen sie ihre Aufgaben verfolgen können. 

Ich möchte zum Schluß kommen und nur noch eines 
sagen. Dabei beziehe ich mich auf ein Wort von Ihnen, 
Herr Kollege Dr. Kohl. Sie haben gesagt, wir hätten 
hier zum Teil eine Rechnung au( Streit aufgemaeht, 
oder wer eine Rechnung auf Streit aufmad1e, der irre 
sich. Ich bin der Meinung, diese Erklärung hatten Sie 
nötig, nachdem, wie gesagt, so einiges an Meinungen in 
der Öffentlichkeit herumgeistert. Sie sollten aber hier 
in diesem Landtag festzustellen bereit sein - und ich 
nehme an, das sind Sie auch -, daß wir uns in den 
letzten Wochen, in denen wir im Haushalts- und Fi­
nanzausschuß den Haushalt beraten haben, geradezu 
immens angestrengt haben, den Belangen gerecht zu 
werden, daß wir - ich stelle das bewußt her<ius, so wie 
wir es in erster Lesung erklärten - versucht haben, die 
Aufgabe sehr ernst und sehr gewissenhaft :i:u nehmen. 

Ich möchte hoffen, daß der Herr Ministerpräsident auch 
zu diesen ernsten Fragen, die ich hier in Zahlen ange­
deutet habe, einiges sagt, daß er uns erklärt, wie es im 
nächsten Jahr seiner Meinung nach weitergehen soll, 
daß er ein Bekenntnis ablegt zur Schwierigkeit der 
Lage, damit, wenn sie im nächsten oder übernächsten 
Jahr womöglich durch irgend jemand anders gelöst 
werden soll, dieser sich zum mindesten berufen kann 
auf diese Aussage, die in diesem Jahre durch den Mi­
nisterpräsidenten dazu abgegeben wurde. 

(Beifall der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat nun Herr Staatsminister Glahn. 

Finanzminister Glahn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Abge­
ordnete König hat eine Reihe von Fragen angespro­
chen, die die Finanzpolitik des Landes Rheinland-Pfalz 
angehen und zu denen ich selbstverständlich Stellung 
nehmen muß. Ich bedauere, daß Herr Abgeordneter 
König bei dieser Stellungnahme nicht mehr im Saale ist. 

(Zuruf von der SPD: Er kommt sofort wieder!) 

Ich darf zunächst ganz allgemein, meine Damen und 
Herren, dazu sagen, daß ich bereits in meiner Haus­
haltsrede bei der Einbringung des Haushalts darauf 
hingewiesen habe, daß bei den Personalausgaben keine 
Reserven vorhanden sind, und daß infolgedessen die 
Frage der Besoldungserhöhung nicht miteinbezogen 
worden ist, zumal zu diesem Zeitpunkt auch noch gar 
kein Gesetzentwurf des Bundes vorgelegen hat. 

Ich glaube aber, daß dazu noch einiges mehr zu sagen 
ist, und zwar deshalb, weil das Land Rheinland-Pfalz 
nicht allein in der Nichteinbeziehung der linearen Be ­
soldungserhöhung in d en Haush alt 1966 steht. Die Län-
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der Niedersachsen und Baden-Württemberg sind eben.so 
verfahro:>n, wobei ich mich, meine Damen und Herren, 
ini;bf!sondE>re auf das Land Niedersachsen berufe. Was 
dort. Herr Kubcl, der sozialdemokratische Finanzmini­
ster, für richtig hält, das, glaube ich, darf ein freidemo­
kratisdwr Finanzminister im Lande Rheinland-P.falz 
auC'h, flir rictitig halten, ohne dafür von der Opposition 
e1ngegrif!en zu werden. 

iBeifall bei den Regierungsparteien.) 

Und Wf'nn ich dabei noch au! das reiche Land Baden­
WUrlt.emberg hinweise. wo man bis jetzt auch nichts in 
diest'r Ri<'htung getan hat, dann habe ich gute Gründe 
dafür. 

TrotzdC'm. meine Damen und Herren, war der Finanz­
minister bereit, einen Gesetzentwurf über die Erhö­
hung der Dienst- und Versorgungsbezüge !ür die Beam­
ten dem Kabinett vo1·zulegen. Dieser Gesetzentwurf 
stimmt mit der Bundestassung übe..-ein. Die Vorlage 
ist e1ber aus verschiedenen Gründen noch nicht verab­
schiedet worden. Diese, meine Damen und Herren, darf 
ieh Ihnen nennen. 

Ersten~: Rheinland-Pfalz ist keineswegs das einzige 
Land. das wegen nicht vorhandener Deckung seinen 
Etat für 1966 ohne Berücksichtigung der Besoldungs­
erhöhung aufgestellt hat. Ich habe schon erwähnt, daß 
Niedersachi;en und Baden-Württemberg ebenso ver­
fahren sind. Rheinland-Pfalz wäre infolgedessen das 
t•irnlige Bundesland gewesen, das nur- aus diesem 
Grunde, nämlich wegen der linearen Erhöhung der Be­
soldung, einen defizitären Haushalt verabschiedet hätte. 

NaC'h Lage der Din~e mußte der Finanzminister aber 
aurh befiird1ten, daß ihm erhebliche Schwierigkeiten 
bei der Beschaffung der benötigten Kredite in Höhe 
von ~twa JOO Millionen DM entstanden wären. Sie wis­
st•n :s~lbst. meine Damen und Herren, daß die Aussich­
t~n. diese 300 Millionen DM im Jahre 1966 zu bekom­
men. nicht sehr groß sind, erst recht nicht, nachdem die 
Bundesbank erklärt h~t. daß die Inan:;pruchnahme des 
Kapitalmarktes in 1966 unter keinen Umständen das 
Kredit-Ist von 1955 übersteigen darf. 

Sd1tielfüt'h darf ich auch darauf hinweisen, daß von der 
Gruppe der finan1.schwachen Länder - es sind fünf an 
der Zahl - seit Monaten P.rfolgversprecllende Schritte 
untt>rnommen wurden, um nach Artikel 107 des Grund­
gt>st>\"-E>l' l•:rgänzungszuweisungen des Bundes zu erlan­
g~~n. kh glaube, daß ich nach dem derzeitigen Stand der 
gNnt>insamen Aktion, auf die der Herr Ministerpräsi­
dent schon hingewiesen hat, hoffen darf, daß am Frei­
talf der Bundesrat einen entsprechenden Antrag auf­
greifen und ihn positiv verabschieden wird, wenn allo 
davun bt!l'Ühl'ten Länder an einem Strang ziehen. Was 
aber beim endgültigen Erfolg dieser Anstrengungen für 
Hho:>inland-Pfa!z herauskommen kann, Herr Kollege 
Künig, würde ausreichen für die erforderliche Deckung 
dP.r linearo:>n Besoldungserhöhung. 

))er i''inanzminister hat also gute Gründe gehabt, war­
um er Ihnen keinen defizitären Haushalt vorgelegt hat, 
obwohl <:>r weiß, daß die lineare Besotdungserhöhung 
im .Jahre 1966 auf ihn zukommt und im Lande Rhein­
land-Pfab: genauw verfahren werden soU wie im 
Bunde. 

Nun haben Sie, Herr Kollege König, dazu noch einige 
Bemerkungen gemacht. Sie haben ausgeführt, der Fi­
nanzminister habe bei den verschiedenP.ten Gelegen­
heiten die Finanzmisere des Landes Rhdnland-Pfalz 

mit den Vorgängen auf dem Gebiete des Besoldungs­
wesens begründet. Herr Kollege König, ich glaube, Sie 
sind hier zu weit gegangen. Das hat der Finanzminister 
nie getan;· Sie müßten mir sagen, wo und bei welcher 
Gelegenheit ich das getan habe. Daß ich meine Auf­
fassung zu verschiedenen Sparten des Landesbesol­
dungsgesetzes frei und offen ausgesprochen habe, ins­
besondere was die Regelbeförderung anbelangt, Herr 
Kollege König, das können Sie dem Finanzminister 
nicht zwn Von„urf machen; das ist eine rein sachliche 
Bt>traC'htung, die mit der Finanzkrise oder Finanz­
misere, wie Sie sich ausgedrückt haben, nichts zu tun 
hat. 

(Abg. Dr. Skopp: Herr Minister, gestatten Sie eine 
Frage in diesem Zusammenhang?) 

- Bitte! 

Abg. Dr. Skopp: 

Der Herr Kollege Dr. Kohl hat gestern hier, sicherlich 
durchaus zu Recht, im positiven Sinne das Problem des 
Bewährungsaufstieges der Angestellten angesprochen. 
Dürfen wir Ihre Meinung darüber hören? Das würde 
ja weiter natürlich in dem Sinne zu beurteilen sein, 
wie Sie das eben angedeutet. haben. 

.. „ „„ ""' .„ ' 
(Abg. Dr. Neubaut"r: Das ist ein schwe bendes 

Verfahren !J 

Finanzminister Glabo: 

Ja, es ist noch ein schwebendes Verfahren. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

- Jawohl, meine Herren, aber ich weiß, warum Sie 
\· · lach~q .. 

(A.bg. Dr, Skopp: Das „schwebende Verfahren" ist 
gestern hier deutlich in positivem Sinne ange­

sprochen worden!) 

Abe1· das sind zwei Dinge, die nichts miteinander zu 
tun hll.ben. Hen: Kollege Skopp, am l!i. dieses Monats 
~en Chefbesprechungen auf der Ebene des Bundes, 
der Lll.nder und der Gewerkschaften stattfinden, und 
ich darf annehmen. daß diese Gespräche Abschlußge­
.spräche sein werden, und daß etwa 70 bis 75 Prozent 
aller Angestellten des öffentlichen Dio:>nF-1.P!< von der 
RegelbeförderWlg betroffen werden. 

(Abg. Dr. Skopp : Gestatten Sie eine Zusatzfrage, 
Herr Ministe1·?) 

- .~~t~filL., „ • „„ „„ „.„„. , .. 

Abg. Dr. Skopp: 

Ohne in den Verdacht geraten zu wollen, erneut einen 
Keil zwischen Regierung und Regierungsparteien trei­
ben zu wollen, dar! ich Sie sehr konkret fragen: Be­
kennen Sie sich zu der Ansicht, die der Herr . Kollege 
Kohl hier gestern bekundet hat, oder ist das nicht di~ 
Ansicht der Regierung, daß man den Bewäht'ungsau!­
stieg den Angestellten geben soll'? 

• 
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Finanzminister Glahn: 

Ich bin im Augenblick nicht ganz exakt im Bilde, was 
der Herr Kollege Dr. Kohl gestern gesagt hat. 

(Abg. Dr. Skopp: Er hat gesagt, daß man das tun 
soll!) 

Ich kann Ihnen jedenfalls sagen - und das können Sie 
im übrigen im Gewerkschaftsblatt nachlesen -, daß ich 
stets die Au!fassung vertreten habe, daß, nachdem die 
Regelbeförderung für die Beamten gekommen ist, auch 
die Angestellten einen Anspruch darauf haben, regel­
befördert zu werden. 

(Abg. Dr. Skopp; Vielen Dank, Herr Minister!) 

Ich glaube, Herr Kollege König, Ihr Vorwurf war un­
berechtigt. Ich habe niemals eine Negativbilanz des 
Landes Rheinland-Pfalz aufgestellt, weil ich mit der Be­
soldung unzufrieden war. 

(Abg. König; Sie kennen doch sicherlich Ihre 
eigene Rede in der ersten Lesung!) 

Aber c.>ine sachliche Kritik daran durfte ich mir trotz­
dem, zumal im Haushalts- und Finanzausschuß, Herr 
Kollege König, erlauben. 

Aber wenn Sie schon diese Frage anschneiden und wenn 
Sie glauben, dem Finanzminister hier einiges unter­
stellen zu sollen, dann muß ich Ihnen sagen: Auch mit 
Zustimmung des Finanzministers und der Landesregie­
rung sind in diesem Jahre erhebliche Be.förderungs­
möglichkeiten geschaffen worden durch die Verbesse­
rung des Stellenschlüssels. Diese zusätzlichen Beförde­
rungsmöglichkeiten beziehen sich im mittleren Dienst 
au[ 2 098 und im gehobenen Dienst auf 763, zusammen 
:.il~o aur 2 861 Stellen. Dazu kommen noch 17 670 Be­
törderungsstellen aus dem Besoldungsänderungsgesetz 
des Jahres 1965. Das alles ist in Zusammenarbeit mit 
<.ler Landesregierung geschehen. Dabei dem Finanz­
minister unterstellen zu wollen, daß er immer sehr 
5ern auf die zunehmenden Ausgaben bei der Besoldung 
hinweisen würde. scheint mir deshalb nicht angebracht 
zu sein. 

(Abg. König : Sie haben es doch in erster Lesung 
sogar hier getan, wo Sie stehen, Herr Minister!) 

- Ich habe hier nur klar zum Ausdruck gebracht, daß 
Mittel im Haushalt 19G6 zunächst nicht vorhanden sind, 
um die lineare Besoldungserhöhung durchzuführen. kh 
habe bei dieser Gelegenheit auch darauf hingewiesen, 
was das Besoldungsänderungsgesetz das Land Rhein­
land-Pfalz kostet. 

Nun komme ich zu der zweiten von Ihnen angeschnitte­
Fragc, zu dem verschwundenen Defizit aus dem Jahre 
1964. Herr Kollege König, ich habe nie einen Hehl dar­
aus gemacht, daß ich über diese Maßnahme nicht glück­
lich bin, daß sie sicher als eine Notmaßnahme bezeich­
net werden muß und meines Eradltens nicht wieder­
holt werden sollt!'. Aber Sie selbst wissen ganz genau, 
wie schwierig die Verhandlungen um den Ausgleich des 
Etats gewesen sind. Es ist insofern auch nicht ganz 
richtig, Herr Kollege König, daß die Opposition nicht 
über alle diese Vorgänge informiert worden sei. Ich bin 
st<•ts bl•rcit gewesen, auch die Opposition über finanz­
politische Vorgänge oder Absichten des Landes zu in­
Cul'miercn. Ich habe Ihnen und dem Herrn Kollegen 
Schmidt das wiederholt gesagt. 

(Abg. König: Darüber habe ich doch kein Wort 
heute verloren!) 

- Ich weiß nicht, Herr Kollege König. Ich meine jeden­
falls, Sie hätten darauf heute wieder hingewiesen. Sie 
haben gesagt, wenn man rechtzeitig informiert sei, 
wolle man auch mitarbeiten und so weiter. 

{Abg. König; Herr Minister, darf ich eine Be­
merkung machen?) 

- Bitte! 

(Abg. König: Ich habe gesagt, es wäre sicherlich 
sinnvoll gewesen. seinerzeit mit allen Parteien in 
irgendeinem Gremium darüber zu sprechen, ob 
man nicht die Schuldentilgung unterläßt und 
statt dessen Rücklagen bildet. Das war die Frage!) 

- Herr Kollege König, auf die Frage der Schulden­
tilgung komme ich noch. Ich muß aber zur Frage des 
verschwundenen Defizits aus dem Jahre 1964 sprechen. 
Ich habe bereits gesagt, daß ich es für eine Notmaß­
nahme zum Ausgleich des Haushalts halte. Aber daß 
das nun einmalig wäre, ist auch nicht der Fall; denn 
die gleidlen Vorschriften enthielten bereits - wie Sie 
wissen - die Haushaltsgesetze der Recllnungsjahre 1956 
und 1957. Sie finden das audl bei vielen anderen Bun­
desländern, so daß durchaus nichts Außergewöhnliches 
vorliegt. Ich bin mir aber im klaren darüber, Herr 
Kollege König, und ich ziehe bestimmt die gleichen 
Folgerungen daraus wie Sie, daß sich ein solcher Vor­
gang . nicht wiederholen kann, weil dadurch spätere 
Haushalte - in diesem Falle der Haushalt des Jahres 
1967 - belastet werden. Es verbleibt im Haushalt 1967 
durch diese Entscheidung nur wenig Raum. Darüber 
bin ich mir klar. Die Vorbelastung zeigt, daß wir künf­
tig möglichst keine neuen Defizite entstehen lassen dür­
fen, weil der Haushalt sonst noch stärker in den 
flexiblen Ausgaben versteinert. 

Sie haben weiter die Frage der Bindungsermächtigun­
gen aufgegriffen, Herr Kollege König. Diese Frage ha­
ben Sie auch bei der Diskussion im Haushalts- und 
Finanzausschuß angesprochen. Sie addieren die Bin­
dungsermächtigungen zu den nicht gedeckten Ausgaben 
und kommen so auf eine sehr hohe Summe. Herr Kol­
lege König, hier unterläuft Ihnen ein Rechenfehler. Wir 
hatten in den vergangenen Haushalten bereits Bin­
dungsermächtigungen, und man kann nur von der Er­
höhung der Bindungsermächtigung im Haushalt 1966 
ausgehen. Diese Erhöhung im Haushalt 1966 beträgt 
aber nur 44 Millionen DM; darin sind die für die Fort­
führung der Schulbaumaßnahmcn gewährten 30 Mil­
lionen DM mit enthalten. 

Die Bindungsermächtigungen aber, Herr Kollege König, 
sind wir in der Tat eingegangen, weil der Schulbau als 
politisch vorrangig galt und wir die Erfüllung des 
Schulbauprogramms in den nächsten zehn Jahren an­
steuern wollten. Das war der Wunsch aller Fraktionen; 
es war eine politische Entscheidung, und dieser politi­
schen Entsdleidung haben Sie selbst zugestimmt. ja, Sie 
haben sie sogar auch mitgefordert. 

(Abg. König: Eine Frage!) 

- Bitte! 

Abg. König: 

Herr Minister, ich habe ja nie bes tritten, daß wir das 
mitgemacht haben. Das nur zur Klarstellung. Meine 
Frage lautet: Tri!Ct es zu, daß wir bei verschiedenen 
Ausgabetiteln zusätzliche Bindungsermächtigungen auf 
künftige Haushaltsjahre haben, die sich insgesamt auf 
etwa 130 Millionen DM belaufen, oder trifft das nicllt zu? 
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Finam:minister Gla.ho: 

- Selbstverständlich trifft das zu. 

(Abg. König: Würden Sie mir dann erklären, 
warum ich falsch gerechnet habe'!) 

-Herr Kollegi;- König, Sie haben insofern falsch gerec.iJ.­
net, als Sie einfach die Bindungsermächtigungen eines 
Jahres mit denen der vergangenen Jahre addiert ha­
ben. Das ist die Frage. 

1Ab11:. König: Es sind doch Ausgabeermächtigun­
gen auf künftige Einnahmen!) 

- Selhstverständlich, aber das war seither auch schon 
so. Sie hall~m doch seither gegen die Bindungscnnäch­
tigungen auch nichts einzuwenden gehabt, und Sin­
dungsermächtigungen si.nd nun einmal notwendig, wenn 
m;i11 Baumaßnahmen weiterführen will. 

(Abg. König: Ich habe auch jetzt nicht:; einzu­
wend':.'n, sondern ich bin der Meinung, der Ernst 
d<>r Txige vel"langt es, daß man darauf hinweist, 

Herr Minister!) 

- Gut, m•rr Kollege König, der Ernst der Lage verlangt 
1>s. daß man dar::111f hinweist! Konnte ich mehr und 
härter darauf hinweisen, als ich das bei der Diskussion 
um den Haushalt gesagt habe? kh empfehle Ihnen, das 
trneh~.ule~Pn, was ich zu der Frage der Bindungsermäch-
1igungen gesagt habe. 

O<inn hi:lbcn Sie, Herr Kollege König, auf Streichun­
~en hingewiesen. Das heißt, Sie haben erklärt, daß ~r­
:,t;;unlichi>rwcise das Finanzministerium bei den einzel­
nen Ki:lpiteln Globalstreh:hungen empfohlen habe, si.ch 
aber außerordentlich zut' Wehr gesetzt habe, wenn 
echte Streichungen in dem einen oder anderen Falle 
vorgeschlagen worden seien. Herr Kollege König, bei 
di~en S1.rPich~mgf:n, bei denen der Finanzminister Ein­
spruch erhob, handelte es sich in Wirklichkeit um Strei­
dw11g.-n. die nicht zu Ausgabekürzungen geführ t hät­
t1.•n . F.in<! f\tr(>Jchung dieser Mittel hätte zwangsläufig 
:.IU eiJWl' lnwrplanmäßigen Veransclilagung gefühl'L Und 
d11:< i ~ ~ der eigentliche Grund gewesen, warum in dem 
l'llten oder anderen F'alle unsere Bedenken gegen Strei­
chungt'It vol'gebracht wurden. 

Nun 7.Hr Vl.'no;chuldung. Meine sehr verehrllo!n Damen 
und Herren, diese Frage wird immer neu angesprn­
ch<.•n. Über sie ist in allen zurückliegenden .Jahren ange­
:-;prochen wol'den, bei der Einbdngun.g der Haushalte 
1965 und 1966 bPsond<'rs . Es wird immer wieder be­
hauptet, wir hätten in den vergangenen konjunkturell 
guten Jahren keine Schulden tilgen sollen, sondern die 
vorhandPnE>n Mittel für Investitionen verwenden 
mii.-.s<"n. 

n r1:z11 darf ich zun~chRt einmal nüchtern feststellen: Wir 
haben auch in den konjunkturell guten Jahren so viel 
gebaut, wie die Baukapazität im Lande Rheinland-Pfalz 
hi?rgegebcn hal Wir schieben eine Reihe von Baumaß­
nahmen heute. noch vor uns her, weil einfach die da­
mci ligen Umstände. die damaligen Schwierigkeiten auf 
dem Baumarkt es nichi zugelassen haben. Das heißt 
al!>o, wir hätten in der Tat keine Investitionen in dem 
Umfange machen können, wie das immer gesagt wird. 

Dann wfrd immer wieder darauf hingewiesen, daß ich 
heute teueres Geld aufnehmen müßte, weil billigere 
Schu1d.-n zurückgezahlt worden seien. Meine Damen 
und Herren 1 Herr Kollege König! Sie wissen es sehr 

gut, daß wir in den damaligen Jahren - in den kon­
junkturell guten Jahren - Schulden getilgt haben, Dar­
lehen, die sehr hocil waren, zum Teil noch höher, als 
wir sie heute auf den Kapitalmarkt erhalten. Si.,. wissen 
au~ daß der Betrag ins.gesamt nicht sehr hoeh ge­
wesen ist, es waren insgesamt 80 Millionen, die damals 
überpianmäßig getilgt wurden. und zwar auch mit Zu­
stimmung des Landtags. 

{Abg. Dr. Skopp: An Umschuldung haben Sie 
nicht gedacht!) 

Herr Kollege Dr. Skopp! Wir habe aud1 umgesctJ.ul­
det. Wir haben zum Teil hochverzinsliche Darlehen 
umgeschuldet in niedriger verzinsliche Darlehen. Hät­
ten wir nicht getilgt, meine Damen und Herren, dann 
hätten wir all die Jahre hohe Zinsen dafür im Ordent­
lichen Haushalt gezahlt. Wie hot:h diese Zinsen sich be­
laufen, dazu kann ich nur auf folgendes hinweisen: Wenn 
wir im nächsten Jahr etwa 300 Millionen DM aufneh­
men müssen - wenn wir sie überhauut bekommen -. 
dann werden wir 21 Millionen DM . für Zinsen im 
Ordentlichen Haushalt veranschlagen müssen. - Und 
wenn wir jetzt gezwungen sind, meine Damen und 
Herren, verstarkt auf den Kapitalmarkt zu gehen, dann 
haben wir den großen Vorteil, von einem niedrigen 
„~~,~W~,~~Y~P!:L~t\~?:~geJ:i.en: Hätten wir bereits in den 
Jalu·en, in denen wir Schulden getilgt und eine Neu- · 
verschuldung vermieden haben, hohe Beträge aufge­
nommen, wäre das uns heute zur Verfügung stehende 
Ausgabenvolumen durch Kapitaldienstverpflichtungen, 
denen wir nicht ausweichen könnten, erheblich vorbe­
lastet, Die Folge davon wäre gewesen, daU die 8par­
maßnahmen im Jahre 1966 wesentlich schärfer hätten 
ausfallen müssen; wir hätten ein hohe.s Defizit, und die 
Kreditwürdigkeit des Landes wäre dadurch verschlech­
tert und unsere Stellung in dem 13er-Ausschuß für die 
Koordinierung des Anleihebedarfs von Bund und Län­
dern wesentlich schlel'hter, als sie so if't. D~s ist ein~ 
TatsaChe, die niemand bestreiten k<i nn. 

Meine Damen und Herren! Es ist wiederholt auch au( 
den Sachverständigenrat zur: Begutachtung der wirt­
schaftlichen Entwicklung hingewieioen worden. Es bietet 
sich ja an, daß bei einer wlchen Debatte <o1uf diesen 
Sachverständigenrat hingcwie8en wird. Aber, meine 
Damen und Herren, wenn Sie das nachlesen, was der 
Sachverständigenrat festst.ellt, dann hat auch dieser 
- wie die Bundesregierung in dem vorgesehenen Kon­
JUnktursicherungsgcsctz - die Aulfassung vertreten, 
daß es r~ch~!~ ;ist, im konjunkturellen Aufschwung 
Schulden zu tilgen und im konjunkturellen Abschwung 
wieder Schulden au!zunebmen, um dadurch keine 
Stockung in der Durchführung der notwendigen Bau­
maßnahmen, insbesondere auch der notwendigen In­
vestitionen, eintreten zu lassen. 

Da~ wir da.bei auch in den vergangenen Jahren die 
Gf'mE'in<len nicht vergessen haben, meine Damen und 
Henen, das zeigen die Zahlen. Hier dari ich nur eine 
Zahl nennen. Die Gemeinden von Rheinland-Pfalz er­
b.ielten von der Gesamtiinanzierungsme1sse, das heißt 
also von allen Steuereinnahmen von Land und Ge­
m.einden, im Rechnungsjahr 1965 rund 4ti Prozent nach 
Durchführung des kommunalen l<'inanzausgleichs. Das 
ist meines Er.achtens eine Leistung, die sich sehen lll:ssen 
kann. 

(Abg. Dr. Skopp: Welcher Prozentsat;i: entfällt 
davon auf Auftragsangelegenheiten?) 

- Herr Kollege Dr. Skopp ! Ich habe das nic:ht im ein­
zelnen ausgerechnet, aber inurn;·rhin ist es nicht unbc-

• 
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tt.Chllich, daß 46 Prozent aller Steuereinnahmen von 
r .and und Gemeinden nach Durchführung des kommu­
nalen Finanzausgleichs für die Gemeinden verwendet 
wurden. 

(Abg. Dr. Skopp: Eine Frage zur Methode, Herr 
Ministe r! Ich bin der Meinung, wenn Sie diese 
Prozentzahl hier anführen, daß Sie sich dann 
auch hätten erarbeiten lassen müssen, wieviel da­
von auf Auftragsangelegenheiten entfällt, damit 
von der Landtagstribüne herunter kein falscher 

Eindruck cn tsteh t !) 

- Es wird dur·chaus kein falscher Eindruck entstehen, 
Hcl'i' Koiicgc Dr. Skopp! 

<Abg. Dr. Skopp : Herr Minister, sind Sie nicht der 
Meinung, daß man das tun muß?) 

- Ja. gut. 

Dazu wäre sicher noch eine ganze Menge zu sagen. 
aber diese Frage ist ja in diesem Umfang nicht ange­
sctmi l 1t'n worden. 

l::lleiben noch die Fragen des Schulhausbaues, Kranken­
hausbuucl> und der Trinkwasserversorgung. - Meine 
Damen und Herren! kh glaube, der Finanzminister 
darf für sich in Anspruch nehmen, daß er diese Schwer­
punktaufgaben des Landes Rheinland-Pfalz in jeder 
Weise gefördert hat nach der Finanzkraft des Landes, 
und daß er sich in den vergangenen Jahren auch be­
müht hat, langfristige Investitionspläne zu den ver­
schiedenen Schwerpunktaufgaben he rbeizuführen. 

(Abg. Dr. Skopp: Das wird von uns nicht bestritten!) 

Dazu gehören der Schulhausbau, der Krankenhausbau, 
die Trinkwasserversorgung und eine ganze Reihe von 
weiteren Maßnahmen. Aber wir können eben - ich 
habe das in meiner Haushaltsrede gesagt - nicht alles 
auf einmal tun. Es muß einfach eine Art Rangfolge -
also politische Entscheidungen übe1· die Vorrangigkeit -
vorgenommen werden. Das ist im Haushalts- und Fi­
nanzau!>schuß geschehen; dieser Vorrangigkeit ist Rech­
nung getragen worden, nicht zuletzt auch durch die 
Bindungsermächtigungen im Schulhausbau. 

Ocr Herr Kollege König sprach am Schluß seiner 
Ausführungen von gemeinsamen Anstrengungen. Der 
Finan:r.minister ist sicher bereit, bei diesen gemeinsa ­
men Anstrengungen seine Beteiligung zuzusagen. Der 
Finanzminister hat selbst das größte Interesse daran, 
daß die wirtschaitliche und die soziale Struktur des 
Landes vcrbes;:;ert wird, wo man sie nur verbessern 
kann, schon deshalb, weil dadurch auch die Finanzkraft 
angehoben wird. Ich hoffe, daß Sie dem Finanzminister 
die Möglichkeit geben, bei den gemeinsamen An~tren­
gungen mitzuwirken, damit die Finanzlage des Landes 
die erforderliche Berücksichtigung finden kann. 

(BeiCal! der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothlcy : 

kh erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Neubaue r (CDU). 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich möchte mich bei dem Herrn Kollegen König -

er ist nicht da -, dafür bedanken, daß er am Schluß 
festgestellt hat, daß wir alle miteinander hier im Hause 
uns immens angestrengt haben, um den finanzpolilischen 
Aufgaben bei den Etatberatungen gemeinsam gerecht 
zu werden. Diesen Obersatz sollten wir allgemein gel­
ten lassen. Wir, die wir im Haushalts- und Finanzaus­
schuß zusammengearbeitet haben, wissen, daß er näm­
lich stimmt; denn wir alle haben die gleiche Sorge hin­
sichtlich des Ernstes der finanziellen Lage unseres Lan­
des Rheinland-Pfalz. Nur möchte ich hierbei bemerken 
daß der Herr Kollege König die Dinge zum Teil i~ 
einer gewissen Anklageform gebracht ha t . Das kann ich 
nicht ganz verstehen, weil dann der Obersatz üb('r die 
gemeinsamen ..l\ .nstrcngungen und dil~ gerrJeinsa1nc Ab­
schließung der Etatberatungen im Ausschuß nicht st im­
men würde. 

Es sind einige Fragen vom Herrn Kollegen König ge­
stellt worden, die insgesamt an die Landesregierung 
gerichtet vturden, die aber auch die ander('n Fraktio­
nen betref!en, zum Beispiel: Wie ist es mit den Ge­
haltserhöhungen im Jahre 1966, die nicht im Etat ste­
hen? Diese Frage hätte an sich im Ausschuß gestellt 
werden müssen, als wir den Etat in der Schlußbera­
tung insgesamt übersehen konnten. 

(Abg. Völker : Sie ist doch gestellt wurden !) 

- Sie ist aber nicht in der Weise, sondern insgesamt ge­
stellt worden über die Frage des Ausgleichs am Schluß. 
Da hat der Herr Finanzminister eine Erklärung über 
die vierprozentige Gehaltserhöhung abg1_•geben, die von 
allen Mitgliedern i m Ausschuß auch gebilligt wurde, 
das heißt, die Erhöhung nicht im Haushalt 1966 einzu­
setzen. 

Einer der ersten Sätze eben war, wie es möglich sei, 
daß so etwas geschehen könne, um einen manipulierten 
Ausgleich - wie ihn der Hen· Kollege König bezeich­
nete - herbeizuführen. Meine Damen und Herren! Wir 
wollen uns über eines klar sein: Wir wissen, daß wir 
in einer außerordentlich ernsten Finandage sind, und 
zwar so, wie es in früheren Jahren auch schon gewe­
sen ist. Damals haben wir auch über das Ha ushalts­
gesetz Defizite um ein Jahr hinausgeschoben. Wir ha­
ben damals Gehaltserhöhungen, die bereits in unserem 
Bewußtsein vorhanden waren, deshalb nicht eingesetzt, 
weil s ie formell noch nicht b eschlossen waren. Die Ge­
haltserhöhungen für 1966 sind aucll noch nicht zum 
Zeitpunkt der Verabschiedung des Haushalt:> bcs<.:hlos­
sen worden. So haben wir also auch in diesem Jahr -
übrigens wie in allen anderen Landtagen, aber das 
will ich nicht als Begründung heranziehen, sondern nur 
vergleichend darauf hinweisen - alle miteinander eben 
das nicht eingesetzt, wa::; noch nicht formal bcsclllossen 
ist. Dieses Verfahren ist also keine Neuerscheinung, 
sondern es ist jeweils in bc:>ondcrs prekären Situa­
tionen angewandt worden, und zwar verbunden mit 
der Verpflichtung, die wir uns aufe rlegt haben, ins­
besondere in Verha ndlungen mit dem Bunde darauf 
zu drängen, unsere Finanzausstaltung zu verbessern 
damit unsere Aufgaben erfüllt werden können. ' 

Nichts anderes als in früheren Jahren haben wir a uch 
in diesem Jahre getan. Es kann uns zum jetzigen Zeit­
punkt, wo die konkreten Verhandlungen übe1· die Fi­
nanzstruktur der öf!entlichen Hand beginnen. einer­
seits lieb sein, daß diese Finanzenge, in der wir 
drinstecken, so sichtbar geworden ist, daß sie keiner 
meh1· abstreiten kann. Das ist nicht nur beim La nde 
Rheinland-Pfalz so, sondern .fünf Bundesländer sind 
in der gleichen Lage. Von daher gesehen wird man bei 
den Verhandlungen hoffentlich zu einem vernünftige-
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cnr. Neubauer) -·-- --- ----- - ------·- --- --- ··~ . 
l't'n Ergebnis kommen als in früheren Zeiten, wo man 
die Aufgabenverpflichtungen der Länder nicht so ge­
~r-Jwn hat, wie es tatsächlich notwendig gewesen wäre. 
.Jede Medaille hat zwei Seiten. Die schlechte Seite ist 
hif'r in aller Deutlichkeit aufgezeigt worden; ich glaube, 
die Gegenseite der Medaille zeigt sich dafür etwas 
hess(~r" w1:Hm auch erst in der Zukunft. 

Nun 7.U der Frage, wie wir beim Etat ver!ahren sollen: 
CiJobalP od~r edite Kürzungen? Es ist zwar einiges 
r!;iriibPI' gesagt worden, aber den eigentlichen Grund 
n1iichte ich nennen, damit uns noch einmal klar ins Be­
wu13tsein kommt. warum wir nicht nur echte Kürzun­
gen vorgenommen, sondern auch globale Kürzungen als 
Ausgab<.?n-Minusansätze haben stehen lassen. Wir gin­
gen von der Überlegung aus, daß im Laufe der Bewirt­
~chathmg eines Etats bei soundsoviel Ausgabepositio­
rwn ·~rsl nach und nach sichtbar "11.rird, wo sich Ausgabc­
n·~tc zeigen. Das kann man nicht genau übersehen bei 
der Dcrattmg des Haushalts, so daß der Ressortminister 
\'Prpllichtet ist, im Laufe des Jahres Einsparungen bei 
vcn:chiedcnen Einzeltiteln vorzunehmen, um den Glo­
bal-Minusansatz insgesamt zu erreichen. Der Aus­
:-eht1ß h~t also dort, wo sich echte Kürzungen anboten, 
diese vorgenommen und im übrigen die Globalkürzun­
j:(('ll best~ben lassen. 

Ich miic:hle zu den Bindungsermächtigungen nicht viel 
"agcH, der Herr Finanzminister hat sich mit dem Herrn 
Kollegen König darüber auseinandergesetzt. Es ist zwei­
follos kein schönes Finanzierungsmittel - rein finanz­
tho,:vreti:>dl betrachtet -, mit Bindungsermächtigungen 
zu arbcitP.n. aber bei Investitionsfinanzierungen ist es 
,•in MiH•·l, das außerordentlich zweckmäßig sein kann. 
W«tH1 t<'h nor kasscnmäßig Investitionen mache, stehen 
<liP Ausl{~bcn in voller Höhe, und es bleiben garantiert 
Ausgabereste übrig, weil innerhalb eines Jahres dle 
Investilionen nicht abgewickelt werden können. Wenn 
ich aber t~ils über Kassenmittel, teils über Dindungs­
•'rnüichtiguni;:en arbeite, dann kann ich hier kombinie­
f<_'ll. :-;o d::1l:I in dem Zeitpunkt, in dem die kassenmäßi­
iwn Mittel anfallen, diese auch in den Haushalt einge­
l'Pt~.l werden können. Wir sind uns völli.g bewußt - ich 
J{J;rnl>1>, darin stimmen wir im ganzen Hause überein -, 
dui;l die kommunalen .r'inanzen zweifellos nicht ausrei­
("h<'n. um die den Kommunen gestellten Investitions­
aufgaben aller Art, so wie sie wünschenswert sind, lau­
fl'nd 7.ll P.rfüllen. Wir sind jedoch davon überzeugt, daß 
ctii> M1tt.f'I. die zugunsten der Gemeinden vorgesehen 
:-;ind. dif' äuUerste Grenze dessen darstellen, was wir 
lun konnten. Es ist klar, daß wir bei der Finanzenge 
<iE's J ,andes, worin auch die Gemeinden eingeschlossen 
sit1d, nicht einfach versuchen können, einen Teil der 
Ao;;gnben möglichst voll zu finanzieren, um damit die 
andere Seilt noch mehr zu vernachlässigen, als wir 
><d1on bei unserem Sparhaushalt gewisse Vcrnachlässi­
gun~en in der gesamten Breite an Sach- und einma­
ligen Au~gabcn vornehmen müssen. 

kh glaube, so muß man das verstehen und sollte es 
Hudt seht.~n aus der Sicht der Gemeinden, damit hier 
nichi eine Überbewertung erfolgt. Man sollte also nicht 
sagen - \\oie Herr Kollege König glaubte, <iaß es etwa 
11• Ordnun~ ~ewesen wäre -, das geben wir den Ge­
nwind1.1n noch, sondern wir versuchen, hier gleichmäßig 
zu bewerten, um dann nach dieser gleichmäßigen Be­
'':Nt un g. und zwar geslaf!t!lt nach Prioritäten, über die 
wir an sich völlig einig sind, die Mittel, die uns zur 
V~riüguug gestellt werden, am nutzbringendsten anzu­
wenden. 

Zutl1 :-il'.filuß möchte ich also sagen: Die finanzielle Si­
t 11;,1.ion unseres Landes sieht, ähnlich wie es bis 1959 

i 

war, jetzt erneu~ sehr bedrängt aus. Wir müssen ver­
suchen, uns auf Zeit einigermaßen vernünftig innerhalb 
dieser Beengung zu bewegen mit der gleichzeitigen 
Aufgabe, das, was jedem sichtbar ist, wenn es über­
haupt geht, in den Verhandlungen mit dem Bund und 
den übrigen Ländern noch mehr als bisher zur Geltung 
zu bringen, um bei den Ländern, die von Natur 
und den sonstigen Voraussetzungen her weniger reich 
sind, zu einem vernünftigeren finanziellen Ausgleich 
als bisher und damil zur finanziellen Lebensgrundlage 
zu kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizeprlsfdent Rothtey: 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Kohl 
!CDU). 

Abg. Dr. Kohl: 

l_ Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

' 

ren! Ich bin mehrmals hiez· apostrophiert worden und 
deswegen gezwungen - auch um der eigenen Redlt.fet·­
ligung willen -. noch einmal das W<>rt zu nehmen. 

Zunäcbst. folgendes. Herr Kollege König, Sie werden 
nie erleben, daß ich von der Tribüne dieses Hause::; et­
was aus einem Ludwill:shafener Trauma hen1u::; ::;preche; 
denn ich bci:;il'l:e dieses Trauma nicht. Man muß schon 
tiefenpsychologische Begabung haben, um das bei mir 
festzustellen. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich möchte allerdings sagen, wenn wir Ubcr Personal­
politik sprechen, muß ich ja Beispiele aus dem Leben 
bringen. Wenn ich Beispiele aus Hessen oder, wie der 
Herr Ministerpräsident heute früh, aus Niedersachsen, 
aus Berlin - Sie. können alle Bundesländer nehmen, 
wo Sozialdemokraten an der Macht sind - bringe, dann 
sagen Sie - von Ihrer Sicht aus guten Gründen, Herr 
Koll~ge Skopp -, wie gestern und heule, das geht uns 

1
. oi.cb.ts. an, . wir„ sind hier im Landtag des Landes Rhein­

land-P!alz.. Folglich, meine Damen und Herren, bin ich 
1 also gezwungen, ein Beispiel aus Rheinl:md-Pfalz zu 

bt·ingen. 

Wenn ich nun irgendeine Gemeinde nenne, dann wer­
den Sie sagen, das h;t irgendeine Gemeinde. Deswegen 
tue ich Ihnen den Gefallen und bringe die stärkste Ra­
stion der SPD - so sagen \Venigstens die Ludwigshafe­
ner Sozialdemokraten -, in diesem Lande die größte 
Stadt, .bringe also meine Heimatsr>1<lt Ludwigshafen. 
Daß das für mich noch den Vorteil hat, daß ic'h hier 
bestens informiert bin, das müssen Sie mir schon aus 
mitmenschlichem Verstiindni~ nachsehen. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, aus diesem 
Grunde habe ich gestern diese Bcisplelt' gebrachl, weil 
sie doch zeigen, wie Sozialdemokraten auch Perso­
nalpolitik - ich behaupte nicht, daß Sie alle, die Sie 
hier sitzen, sie so machen würden - betreiben. Ich wdß, 
da.ß in manehen von Ihren eigenen Leuten, die hier Im 
Saale sitzen, erhe'Lliche Zweifel daran aufgekeimt sind 
in den letzten Jahren, ob dieser \\'cg Ihrer Ludwigs­
h<1fener Freunde i;o rlliltig ist. Aber da Sie eine Partei 
sind, die in einer hundert.jährigen Tradition gewohnt 
ist, nach außen zu klatschen, wenn gcklatsd\t werden 
muß, Herr Kollege König, habe ich noch nie von einer 

• 

• 



• 

53. Sitzung, B. Februar 1966 1841 

<Dr. Kohl) 

Distanzierung von diesen Vorgängen in der größten 
Stadt unseres Landes, auch nicht in diesem Hause, ge­
hört. 

Zum zw<.-iten. Ich habe gestern hier nichts zitiert aus -
zufällig ist es der gleiche Mann - der Ludwigshafener 
Pcrs11<>ktivc, sondern die Überschrift der ,.Rheinpfalz" 
heißt: ,.Die SPD Pfalz wünscht p1·äzise Auskunft". Das 
ist also nicht irgendwer, sondern ist eine große, staats­
tragende Partei unseres Landes mit einem mtichtigen 
Be-,drk, kh gebe zu, Herr Kollege Fuchs und andere in 
de1· ersten Bank - ich nehme fast niemand aus, wenn 
ich das so sage -: Sie ist heute nicht mehr so mächtig 
wie zu jenen Zeiten, als Franz Bögler hier noch in der 
Frnktion und auch anderswo seinen Sitz und seine 
Stimme hatte, der Einfluß hat nachgelassen. Wir Pfäl­
zer könnten das vielleicht beklagen; es gibt da auch, 
wie der Kollege Neubauer sagt, zwei Seiten der Me­
duilk, die man in diesem Zusammenhang anführen 
könnk. Nur, Sie müssen sich schon entgegenhalten las­
sen: Wenn der größte Parteibezirk Ihrer Partei so et­
was vcl'lautbart - und das ist so offensichtlich falsch. 
um nicht 7.u sagen Unsinn, was hier geschrieben steht 
und nicht widcrrufcn wurde; in der Zwischenzeit sind 
zwei Zeitungsausgaben zwei Ta~e nacheinander erschie­
nen; es ist nicht berichtigt worden -. dann müssen wir 
uns diC'SC'r Dinge annehmen. 

Es ist einfach unwahr, wenn man sagt, in Mainz gäbe 
es keine Planung für die Beseitigung der Verkehrs­
misere in der Pfalz. Meine Damen und Herren, das ist 
unwahr, und so etwas :;olltc man nicht immer wieder 
unseren Mitbürgern vorsetzen. Wer einen Funken von 
Verständnis hat und guten Willen, weiß, daß sich das 
Wirlschaft:;ministerium des Landes, und zwar alle Res­
sorkhefs wie auch.das Ressort d~s Bundf'.'s, in den gan­
zen Jahren gerade um die Verhältnisse im vorderpfäl­
zischen Raum redlich bemüht haben. 

Ich will es in diesem Zusammenhang einmal sagen: 
Wir sind für den diesjährigen Etat des Wirtschafts­
ministers beim Straßenbau von allen Bundesländern, 
meine Damen und Herren, am besten weggekom­
men, und wir schulden unse1·cm Freund Christoph Sec­
bohm großen Dank dafür, daß er die Interessen von 
Rheinland-Pfalz auch als Nicht-Rheinland-Pfälzer so 
wahrgenommen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und wenn hier beispielsweise auch gesagt wird - ich 
will das gleich noch mit anfügen -, daß etwa in det· 
Verwaltungsreform nur solche einengenden Gesichts­
punkte wie die Zusammenlegung von Amtsgerichten 
1.um Tragen kämen: Nun, meine Damen und Herren 
von der SPD, ich war doch dabei - der Kollege Schmidt 
war auch dabei und von der FDP mit Sicherheit der 
Kollege Martenstein - in der letzten Legislaturperiode, 
als wir, die drei Fraktionsvorsitzenden und ihre 
Stellvertreter, mit der Landesregierung zusammen­
saßen und übereingekommen waren, daß erstens wir 
in der alten, vergangenen Legislaturperiode die Vor­
lage nicht mehr einbringen, und daß zweitens in dieses 
Paket Verwaltunl'(sverein!achung und Verwaltungsre­
form auch die Dinge hinein sollten, die notwendiger­
weise nicht vom Gesetzgeber entschieden werden müs­
sen; was übrigens, um die verengenden Gesichtspunkte 
hier klarzumaehen, bei Amtsgerichten, weil das durch 
Gesetz zu geschehen hat, ja der Fall sein muß. 

Wir waren also gar nicht auseinander, wir waren in 
völliger Übereinstimmung. Wir waren damals der Auf­
fassung, wir wollen das ganze Paket zusammenfassen. 

Und, meine Damen und Herren, eigentlich gab (•S in der 
letzten Zeit, in den letzten acht Wochen zum mindesten, 
Gott sei Dank kaum mehr wesentliche Differenzen in 
der Behandlung des Themas Verwaltungsreform. Es 
gab eine Zeit, da hat der Kollege Storch seine Ver­
sammlungen zum Teil damit bestritten. daß er gene­
rell erklärt hat, es gäbe Krä!te , die die Verwaltungs­
reform nicht wollten. Ich habe mehrmals geforscht, 
wo diese Kräfte s itzen; er konnte sie mir nicht nen­
nen. Und der Herr Kollege Storch ist ein Mann, der -
wie auch ich - den Versuch unternimmt, dazuzulernen; 
deswegen sagt er das heute auch nicht mchl'. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Er weiß genau, daß wir heule allesamt, wie wir hier 
sitzen, die Verwaltungsreform wollen. Gewiß, der eine 
"'-ill eine Bezirksregierung mehr, der andere eine Be­
zirksregierung weniger; aber es muß unter Parlamen­
tariern doch nun möglich sein, sachlich verschiedene 
Meinungen auszutragen. Ich könnte mir sogar vor­
stellen, daß wir per saldo zu recht einheitlichen Mei­
nungen kommen. 

Aber ich muß schon jetzt sagen: Ich würde nur wün­
schen, und ich meine - nehmen Sie das als Angebot - , 
es wäre eine staatspolitische Tat, wenn wenigstens die 
Parteien, die in diesem Hause sitzen, in über einem 
Jahr die Gelegenheit eines Wahlkampfes nicht dazu 
benutzen, sich dieses Thema gegenseitig um die Ohren 
zu schlagen, sondern sich darüber im klaren sind, daß 
hier niemand - auch wenn er örtlich als Abgcordnt>kr 
vielleicht im Augenblick einen kleinen Vorteil hat -
auf die Dauer und schon gar nicht die parlamentarische 
Demokratie einen Vorteil haben kann, wenn man diese 
wirkiich wichiigen und grundsätz:lichen Fragen in der 
Wahlauseinandersetzung besp1·icht. 

Sicher, Herr Kollege König, wir sind gemein~am einer 
Auffassung, daß die Regierungsvorlage - und so hat es 
auch der Herr Ministerpräsident im letzten Jahr mehr 
als einmal formuliert - eine Diskussionsgrundlage ist, 
daß es völlig klar ist - und das versteht sich aus dem 
Wesen des Parlamentarismus -, daß dieses gemacht 
werden wird und jenes nicht, daß in einigen Punkten, 
etwa - das ist nicht nur ein Steckenpferd von mir - in 
der Verwaltung solcher Räume, die nicht die Amtsver­
fassung haben - ich kann das als Pfälzer ja hier einmal 
auch von der Tribüne des Landtags sagen -, vielleicht 
auch in der gemeindlichen Selbstverwaltung manche 
Verbesserungen vorgenommen werden. Vieles andere 
mehr wäre in diesem Zusammenhang zu nennen. 

Wir werden die Verwaltungsreform auch nur vernünf­
tig betreiben können, wenn wir die Problematik der 
Stadt- und Nachbarschaftsregion mit hineinnehmen. 
Gott sei Dank sind die Zeiten vorbei, wo ein Gauleiter 
verfügen konnte, daß eingemeindet wird; es wäre 
furchtbar, auch wenn die „Gauleiter" heute andere Far­
ben hätten. Es wäre furchtbar, wenn so etwas mit 
einem Federstrich gemacht würde. Wir haben heute viel 
mehr rechtliche Möglichkeiten. Aber das ändt>rt nicht an 
der Tatsache, daß wir, da viele unserer eigentlichen 
Ballungsräume aus den Nähten platzen, Lösungen fin­
den müssen. Ich selbst, der ich nich t hauptamtlich, 
aber im Ehrenamt in der kommunalen Politik stehe, 
meine, diese Lösungen müssen so sein, daß nicht e ine 
Planungsbürokratie, auch nicht eine Bürgermeisterbü­
rokatie entsteht, die der Kontrolle der Selbstverwal­
tungsorgane nicht mehr hinlänglich unterliegt. 

(Beifall bei der CDU.) 
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Kontmllt>, meine Damen und Herren, meine .ich 
nkht nur in dem Sinne, daß die Räte dann gelegentlich 
ratifü:ieren können; denn die Inhalte dieser Beschlüsse 
Eind oH so kompliziert, daß der, der sich nicht haupt­
amtlich damit beschäftigt oder der niemand hat, der 
ihn berät, sie in ihren Auswkkungen gar nicht mehr 
überi;ehen kann. Deswegen werden wir jedenfalls von 
der CDU eine ganz offene Diskussion führen und si­
cherlich zu jeder vernünftigen Lösung bereit sein. 

Herr Kollege König, Sie haben mir dann noch den 
Gefallen erwiesen und die Süddeutsche Zeitung, w~hr­
lich kein Blatt der CDU, zitiert; Sie haben den Ge­
gens~tz zwischen dem Ministerpräsidenten und mir, der 
<'l<wt dargestellt ist, gebrad1t. Nun, ich weiß nicht, wo­
h~r der Redakteur der Süddeutsch~n Zeitung diese 
Nachl'kht ... n hat. Ich kann nur sagen, er ist, audi. vom 
Joul'nali.~t.ischen, nicht au! dem neuesten Stand, und 
das haben Sie doch alle, wie ich meine, durchaus bc­
gl'iffen. kh weiß nkht, wie hier ein Unterschied kon­
~truiert werden kann aus meinem Zitat vom Koblen­
z••l' Parteitag, das Sie gebracht haben, was ich nicht 
erst in Koblenz, sondern auch hier von dieser Tribüne 
in den ll'tzten Jahren oft genug gesagt habe: daß wil' 
glauben und vor allem ich glaube, daß wir von der Ge­
~cbichl e auch dmual daran gemessen werden, ob und 
inwiPweil wir un.sel'en Kindern und der jetzt heran­
wctch:;;PndPn jungen Generation die bestmöglichen Bil­
dungsd1ancen eröffnd und gai·antiert haben. Das ist 
''in Sat7., der in unseren Kreisen keineswegs unge­
wölrnlich ist. kh habe den Eindruck, Sie solllen sich 
eilumi l - auch in Ihrem Bestreben, sich fortzuentwik­
kcl n und fortzubilden, das Sie vorhin andeuteten -
d arauf verlegen, Dokumente der CDU, etwa unserer 
11-'t.7.Ltm Kulturkongresse, die wir durchgeführt haben, 
zu lesen. Sit> werden fo:>tstellen, daß - - bitte schön! 

<Abi(. König: In Trier liegen die ja noch nicht 
auf, Herr Kollege Dr. Kohl!) 

- Das ift. dn großer Irrtum. Seit wir hier im Landtag 
~im!, hat sich unsere Bibliothek g~n:r. e1·h~l.llich erwci­
t('rt auf diesem Gebiete, Herr Kollege König. 

iAl:>;!!. König: In Trier liegen i;ie noch nidi.t uut! -
'Abg. l''uchs: In Trier liegen die Bücher noch 

nicht vor!} 

- lch weiß nicht, was ~ie jetzt gegen Trier h aben, Herr 
Kollege König. 

(Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich bin l(anz sicher, daß sie in Trier auch vorliegen; 
ich kenne viele unserer Freunde, die sie haben . . Und 
im übr!gen muß ich Sie fragen, warum reden Sie hie.r 
Jd.1.t vou Trier in diesem Zusammenhang·e Ich habe den 
Eindruck. daß Ihre politische Siluation in Trier doch 
eine ganz antl~re ist, v...-ccnn id1 ct,"va an den Besuch 
IhrE>s Bundesvorsib.enden in St. Matthias und im Karl­
Marx-Haus anläßlich der letzt~n Bundestagswahl zu­
ni<'kdc>nke. 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

Nun, meine Damen und Herren, man könnte hierzu 
~ehr viel sagen. 

Ab•!l' dn<:>I' haben S ie dann noch gebradtl, Herr Kol­
lege König, was nicht unwidersprochen bleiben darf. 
h:h hätte cfas Thema von mir aus nidlt angerührt; 
denn ich halte nichU; davon, daß wir nun alle Dinge 
von Adam und Eva an hier behandeln. Sie haben aber 

den Vortrag des Professors Kaiser auf der Bühler Höhe 
zitiert. Sie haben dabei, mit vorwurfsvoller Miene uns 
gegenüber, gesagt - und das hätten Sie besser nicht 
getan -, daß man ja den Begriff der Planung ganz all­
gemein in Acht und Ilann - so ungefäh r haben Sie sich 
ausgedrückt, jedenfalls sinngemäß - getan hätte. 

Meine Damen und Herren! Wer isl denn schuld daran, 
daß im Sprachgebrauch der Deutschen das Wort „Pla­
nung" etwas anrüchig geworden ist? Wir von det· CDU/ 
CSU - und in dem Fall muß ich auch die FDP mitein­
beziehen - sicherlich doch nicht! Und ich wehre mich 
auch gegen eine Übersetzung des Begriffes „Planung" 
- Sie können es so oder so übersetien - in Planifika­
tion; das, meine Damen und Herren, ist elwas g1rn.z an­
deres. Wenigstens konnte das bei Ihnen so verstanden 
werden. 

(Abg. König: Bei mir?} 

Nun ja! 

Daß wir neuralgisch ge\1.;orden sind im Bereich der 
Plam.lflg. das, n;i.eine Damen und Het-rPn, wat· ja - zum 
mindesten durch eine lange Periode, bis iu jener Göt­
terdämmerung in der Godes b<:rg.:r Stadthalle 1959 -
eine entscheidende Essenz des Unterschieds zwischen 
den . gro.ßE:O. „ politischen Gruppen in Dcutscl1land. Ich 
häb'C''''ffi'l:i' ' 1 '\~~'llti:ti.1; als. Sie das so sagten, gedacht, daß 
man dabei. doch eigentlich einmal die Dnlrnmi>nte :;pre­
chen lassen müßte. Sehen Sie, meine Damen und Her­
ren, Sie bringen dann immer so schön das Ahlener 
Programm. Nun, setzen wir also doch mal in diesem 
Zusammenhang das Ah!ener Programm etwa in Ver­
gleich zu dem, was ' die deutsch~ SP 1945 in Berlin ge­
fordert hat: 

. „ .„.1.y~i;;r.~.t~~.\ti~~.~lit„"~~r ~anken, Versicherungsunter-
„. nenmen, .oouenscnaLze, 

Verst1:1atlichung der Bergwerke usw„ usw., 
BeselUgung des arb.;>itslnsP.n Binkommenf: ::rn!I Grun<l 
und Boden Und Mietshäusern, 
scharfe Begrenzung der Ver:r.insung :iu!': mobilem 
Kapital," 

Stcllen Sie sich mal vor, wie :;[eh das auswirken 
würde für · manchen. der auch heule in der SPD Raug 
und Namen besitzt, meine Damen u nd Herren! -

(Allgemeine lebhafte HeitPrkl'it 11nci B!:'ifll ll bei 
der CDU.) 

„Verpflichtung der Unternehmer zu treuhänderischen 
Leistungen der ihnen von der deutsd1en Volkswirt­
schaft anvertra uten BetriebE>, 

" :Be;.~;i~k'.\lng des Erbrechts auf die unm ittelbaren 
Verwandten." 

Odcx: nehmen Sie - ich bin gleich soweit, Sie können 
gleich Ihre Zwischenfrage ste11Pn, HcT'I' Kollege Fuchs 
- die politischen Leitsätze der SPD - das ist das erste 
Aktionsprogramm vom 11. Mai Hl46 -: 

„Das h~utige Deutsd1land ist nicht mt!hr in der Lage, 
eine privatkapitalistische Profitwii1:schaft zu ertra­
gen und Ausl.x!utungsgewinne, Kapitaldividenden 
und Grundrenten zu 7..ahlen." 

In jedem Schnellzug, nicht nur im Abteil 1. Klasse, 
liegt heu.te der Börsenzettel auf, und idl beobachte im­
mer wieder mit gr oßem Amüsement, daß nicht nur 
Kapitalisten das lesen, meine Damen und Herren! -

• 
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„Die jetzt noch herrschenden Eigcntumsvet•hältnisse 
entsprechen nicht mehr den sonstigen gesellschaft­
lichen Zustiinden und Bedürfnissen; sie sind zu dem 
schwersten Hemmnis der Erholung und des Fort­
schritts geworden. Die Sozialdemokratie erstrebt 
eine sozialistische Wirtschaft durch planmäßige Len­
kung und gemeinwirtschaftliche yerteilung." 

Oder ich zitiere Kurt Schumachet·, wahrlich ein Mann, 
d<'l' mit einer ungeheueren Brisanz des Geistes seine 
Zdt in vielen Punkten richtig, aber in diesem ent­
scheidenden Punkt - und das ist kein Vorwurf, das ist 
eine Fcst.~tcllung - eben völlig falsch erkannt hat, aus 
(•inl'r Rede 1950 auf dem SPD-Parteitag in Berlin: 

„Weiter sind im letzten Jahr 10 bis 12 Milliarden 
DM in die westdeutsche Wirtschaft investiert wor­
den, aber wieder unkontrolliert, w ieder ungeplant, 
wif.'der ohne Rücksicht auf die volkswirtschaftlichen 
Effekte, sondern nur unter dem Gesichtspunkt ent­
weder des Versteckens von Gewinnen oder der mo­
mentanen, auf den Betrieb zugeschnittenen Profite." 

Da:>.. meine Damen und Herren, war einmal Ihr Irrweg, 

(Abg. Dr. Skopp: Na und?) 

und daraus ist bei anderen eine etwas dünne Haut bei 
dem Begri!! „Planung" entstanden. 

H~tT Kollege König, wir sind uns völlig klar, daß die 
gl'oßcn Probkmc der Zukunft nicht gelöst werden kön­
nen , etwa a uf dem Bel'eich der Bildungspolitik, wenn 
wir nicht Bildungsplanung ha ben, wie sie die OECD 
seit vielen Jahren erfolgreich für Europa betreibt. Sie 
künncn nicht Infrast ruk turverbesserung betreiben, 
wenn Sie nicht gleichzeitig in der Lage sind, hier Pla­
nung vorzunehmen. 

Nur v(•rs telwn wlr etwas anderes unter diesem Begriff, 
und Sie ja heute auch. Das ist unser Triumph, der sich 
allerdings - das gebe ich Ihnen auch hier öffentlich zu ~ 
wuhlrnäßig nkht mehr sehr auszahlt, weil es die Leute 
nllmlihlich wissen; es gehört der Geschichte an. Wir 
könn<.'n das bedauern, ich sage das meinen Freunden 
immer wieder, bloß nützt es uns nicht s. Sie haben in­
zwischen ja bcgri!fon, daß das eine Fehlentwicklung 
war, die die SPD von 1945 - ich spreche jetzt von der 
Naltlkricgspcriode - bis 1953 eingeleitet hat~ dann, nach 
d('l' v<~rlorcnen Bundestagswahl, ging es ja langsam, 
nber sichet· - das ist auch sehr amüsant in den Partei­
tagsbcschlü::isen zu beobachten - z urück. Sie haben diese 
Pl•hlentwicklung entsprechend revidiert. Sie haben da ­
zul(elcrnt, wie auc.:h wir es auf anderen Gebieten ver­
sucht huben. Wir wissen aus dem Bereich der Theolo­
~il\ daß die Chl'istcn unterwegs sind. Parteien sind auch 
unterwegs. und wir sollten uns da gegenseitig nichts 
vorwerfen. Bloß, Herr Kollege König, Sie können uns 
doch nicht verargen, daß wir, wenn das Wort „Planung" 
fiiltl, zunächst einmal mit einem Ohr wesentlich schär­
r~·r zuhören. 

Vull der Richtigkeit der von uns eingeschlagenen Poli­
tik zeugt d<'r Wiederaufbau der Bundesrepublik, die 
Konzeption dieser freiheitlichen Gesellschaft, die soziale 
Murklwirlscha!t, die viel Profitdenken mit sich gebracht 
hat, viele Auswucherungen, die wir nicht unterschrei­
ben, Vermögensverhältnisse manchmal gigantischen 
Ausmaßes, die nicht aus unserem Geist entstanden sind 
- das sage ich Ihnen auch dazu - , aber die per saldo 
einen Lebensstandard für die Deutsdlen gebracht ha­
ben, für jeden a uch in unsere m Lande, und für die 
allermeis tem <'inc Arbeitsmarktsituation, Leistungen 

also, an die auch von uns vor fünfzehn J ahren niemand 
geglaubt hätte. 

(Beifall bei der CDU.) 

\.Vir lassen uns diesen Erfolg nicht sd1mälern. Sie par­
tizipieren heute auch - auch politisch - daran; Sie ha­
ben vor der letzten Bundestagswahl verbindlich er­
klärt, daß Sie daran nichts ändern wollen. kh glaube 
das a uch; ich gehöre nicht zu denen, d ie hier eine Ver­
teufelung der Sozialdemokratie vornehmen. 

Ihre Probleme, meine Da men und Herren, liegen inner­
parteilich auf e inem gan z anderen Gebiet. Wer hundert 
.Jahre Kaderpartei war und jetzt Volkspartei wird, be~ 
kommt jetzt all die Probleme, die einer Partei wie der 
CDU und der FDP seit langem bekannt sind, etwa in 
der Form -

(Abg. Volkemer: Lassen Sie doch das Geschwätz 
von der Kaderpartei ! Davon verstC'hen Sie ja 
nichts, wenn Sie von Kaderpartei sprechen! Das 
ist Geschwätz, was Sie da machen! - Heiterkeit 

bei der SPD.) 

- Ich weiß nicht, verl!hrtcr Herr Kollege, wieso ich jetzt 
hier Geschwätz gemacht haben soll , ganz abgesehen da­
von, daß ich den Ausdruck nicht sehr parlamentarisch 
finde. Ich würde also sagen, daß ich jederzeit bereit bin, 
mich hierzu einer Diskussion zu stellen. 

(Abg. Volkemer: Wenn Sie die Voraussetzungen 
mitbringen! - Erneute Heiterkeit bei der SPD.) 

Und wenn S ie mir hie r jetzt wirklich ohne Verbissen­
heit und ohne Partl!ibl'ille, sondern mit O!!enhc>it ge­
folgt s ind, müssen Si<> doch zugeben, daß ich mich be­
mühl habe, a uch Ihre Situa tion zu würd igen. Mir geht 
es hier nicht um einen billigen parteiPQlitischen E!Cekt. 
Mir geht es nur darum - Herr Kollege König, das will 
ich Ihnen jetzt noch einmal sagen - : Kreiden Sie uns 
das nicht an, wenn wir hier bei dem Wort „Planung" 
ein bißchen genauer hinhören. Sie haben andere Ge­
biete, wenn wir etwas sagen, wo Sie gen auer zuhören. 
So hat jeder seine speziellen Erfahrungen - wollen wir 
es mal so nennen -, und ich meine, sie sind in diesem 
Zusammenhang heute schon sehr chris tlich-demokra­
t isch behandelt worden. 

(Heiterkeit und Lachen im Hause.) 

Meine Da me n und Herr en, noch e in kurzes Wort. Der 
Herr Kollege Skopp ha t zu Recht die gestrige „Pano­
rama"-Sendung angesprochen. Ich gehöre nicht zu de­
nen, die bei jeder Gelegenheit ein großes Geschrei er­
heben, wenn im Fernsehen oder in der Zeitung e twas 
gebracht wi rd, was uns nicht gefällt. 

Ich habe auch überhaupt nichts gegen die Panorama­
Sendung an sich. Ich habe nur etwas gegen die Lieder­
lichkeit - anders kann ich es nicht nennen - von Jour­
nalismus, mit der teilweise gearbeitet wurde. Zunächst 
einmal ist zu Recht von Herrn Kollegen Skopp gesagt 
worden, daß immer nur von vier Ländern gcsprocher: 
und das Land Bayern aus guten psychologischen Grün­
den weggelassen wurde. 

Es war ja a uch weniger die Außerung Ihres Kollegen 
Meyers, Herr Ministerpräsident. Dieser h at s ich - zu­
mindest für seine Verhältnisse - sehr zurückhaltend 
verhalten. Im wesentlichen war es die Art, wie ge­
schni tten war. Es war schon rech t unglaublich. Ich er­
innere mich an ein Bild, das mich a l ~ Ludwigshofcner 
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t11Hürlich bf'8onders berührt hat, als man hier den 
~t11atsmän11l~rhen Blic-k vnn 1''ranz Meyers mit der Ka­
nwrii übet· die Antagcn der rheinischen Olivin-Werke 
~.wisd1t•n Köln und Bonn schweifen ließ und Meyers 
dabei sagte, wenn er zur Bundeshauptstadt fährt, fährt 
f'l' auch d\irch die neue Industrie der Großchemie, das 
ht'ißt, dieses Land ist nicht nur auf Kohle und Stahl, 
di~ .Hi krisenanfällig sind, allein gebaut. Und dann 
kommt ein paar Sätze weiter: „Aber hinter Bonn be­
ginnt das Weinland Rheinland-Pfalz", als gäbe es in 
ciie;;t>m Land eine solche Region überhaupt nicht! Das 
ha1. 11t('hts mil Regionalstolz zu tun. meine Damen und 
HPl'J'(•n. wenn Sie einmal den Vergleich ziehen. Es 
wäre legitim und fair und anständig gewesen. wenn 
man dai; in dem Bericht auch gesagt hätte. Wenn Sie 
die Großchemiezone um die Stadt Ludwigshafen mit 
ihren Investitionen im Haushaltsjahl: 1966 bei den 
Großchemiewerken von insgesamt 1,3 Milliarden DM 
oder die Umsatzzahlen betrachten, werden Sie fest­
stclk>n. dal.\ sich ctas mit dem sogenannten Chemiegürtel 
in K<iln durchaus messen kann. 

Wir sollten nicht wider das „Panorama" zu Felde zie­
hE•n: rlaf' h11ben andere - häufig genug erfolglos - ge­
tan. Wir sollten mit etwas Humor den Herren vielleicht 
die Chance gebt!n und sie ins Land einladen, Herr Mi­
nisterpräsident - das wäre eine gute Chance -, und 
ihnen wm einen zeigen, daß wir einen hervorragenden 
Wein haben: denn ich bin nicht sicher, ob die Ham­
burger Redaktion immer den richtigen Weingeschmack 
gewinnen kann. 

(Beifall der CDU.) 

Zum zweitt'n sollten w il' den Leuten zeigen. daß hier -
vor allem entlang des Rheins, aber auch in anderen Re­
gionen; ich denke hier an die Gebiete in und um Trier -
einiges in diesen 15 Jahren geschehen ist. Wir sollten 
1hn~·n zeigen, was 1946 und 1947 war und was heute 
i~t. \Vn· bnrnC'hen uns nicht zu schämen und haben - ge­
mess1:n an anderen - ein viel größeres Stück Weges 
t.rot;-; aller Schwierigkeiten und trotz einer anderen Be­
:-;alztmgsm~cht und vieler anderer Dinge, die ich nicht 
,mzusprechen brauche, zurückgelegt; das sollten wir ih­
nen zeigen. Das hat nichts damit zu tun, daß wir den 
t111nlwn Stolz haben: Wir gehören zu den Großen der 
Hundei:republik ! 

Mf'inP Damf>n und Herren! Optimismus und Ancrkcn­
mm~ eigener Leistung ist eine Grundantriebskraft des 
mensd1JichPn Lebens. Und man kann auch im staa t­
lichen oder zwischenstaatlichen Bereich nicht so tun, als 
hütten die einen alles - das gilt übrigens auch für das 
VHhältnii; zwischen den Parteien ; ich will das durch­
aus auch Sü verstanden wissen - und die anderen gar 
nidü:-; getan. Man sollte durchaus anerkennen. daß 
zw~tr die finanzielle Struktur der Bundesländer wichtig 
ist. daB abe1· Tradition, Geschichte und die Leis tung für 
dai> gesamtdeutsche Bewußtsein - ich unterstreiche, was 
de-r Het'r Kollege Skopp in diesem Zusammenhang ge­
:-;agt hat - auch Leistungen sind. 

Mand1 einer der ältel'en Kollegen hier in diesem Saal 
hat etwa in der Pfalz und in anderen Regionen unseres 
l ,andes Z\"'"<'imal in dl"n letztrn 30 bis 35 Jahren erlebt, 
w :1s Sq1araiismus bedcut~t zu einer Zeit, als man an­
dP1·swo recht wenig nach diesen Landschaften in 
lJC'u1.sdll.and fragte und s agte, „die sollen mit ih['em 
Knun mehr oder minder selbst fertig werden". Auch 
das mul.l, wenn E-inmal Bilanz. gemacht wird, als Lei­
;:tung - im Gellamtdeutschen ge.;chen; es hat mit Na­
t.1on<i li1'mus gar nichts zu tun - aufgezeigt werden. 
Wenn w ir das alles in a llem nehmen und außerde m die 

glückliche Situation haben, daß die Landessprengmei­
ster ausgestorben sind und wir in die,;er Frage nicht 
einmal mehr Parteien kennen, sondern nur noch Rhein­
land-Pfälzer, dann, meine Damen und Herren. haben 
wir eine glückliche Zukunft. 

(Anhaltender Beifall der CDU und bei der FDP.) 

Yizeprasident Rothley: 

Meine Damen und Herren! kh unterbred1e die Sitzung 
bis 14.15 Uhr. Für- die CDU-Fraktion gebe ich bekannt, 
daß um 14.00 Uhr eine Fraktionssitzung 8latt.findet. 

Unter b rech u n g der Sitzung : 12.45 U n r. 

W i ~derbe g in n der .Si t?; u n g : 14.40 Uhr 

Vizepräsident Piedmont: 

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist w"ieder er­
öffnet. Wir fahren in der Generaldebatte fort. Ich er­
teile das Wort dem Herrn Abgeordneten Fuchs (SPD). 

Abg. Fuclls: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! lch hatte 
eigentlich heute vormittag erwartet, daß sowohl die 
Regierung als auch die Regierungsparteien etwas meht:' 
auf das eingegangen wären. \Vas der Kollege König 
vorgetragen hat, daß also mehr zum Inhalt des Haus­
haltsplans gesagt wüt·de. 

(Abg. Dr. Kohl: Es ist doch eingehend dazu ge­
sprochen worden') 

- Herr Kollege Dr. Kohl, das war leider nicht ausrei­
chend, weder das, was der Herr Finanzminister, noch 
das, was der Herr Kollege Dr. Neubauer dazu vorge­
tragen hat, um zu den schwerwiegenden Fragen wirk­
lich etwas zu sagen, die der Herr Kollege König ange­
schnitten hat. Ich nehme an, da!! zu diesen Themen 
noch etwas gesagt wird. 

(Finanzminister Glahn: Es wanm ~ar keine 
schwierigen Fragen drin!) 

- Herr Finanzminister, weun Sie der Meinung sind, daß 
die .F'ragen Wlserer Haushaltsgestaltung im .fahre 1966 
und in der Voraussch<J.u auf 1967 keine S(.n\vcrwiegen­
den Probleme in sich tragen, dann bl'!üilckwünsche ich 
Sie jetzt schon dazu, aber es ist Ihnen doch g;anz klar, 
daß die Situation so einfach nicht abwtun ist. 

Nun hat der Herr Kollege D1·. Kuhl die Gelegenheit 
wahrgenommen, um hier eine Parteitagsdiskussion zu 
entwickeln. 

tAbg. Dr. Kohl: Eine SPD-Parteitagsdiskussion~) 

Sie sind auf dem \\'cgc, unter Umsti\nd~n ein ganz gu­
ter Sozialdemokrat zu werden! 

(Beifall bei der SPD.) 

Was Sie vorgetragen haben, war zum Teil recht be­
achtlich. Nach Ihrer Feststellung, wir seien alle nur 
noch Rheinland-Pfälzer, möchte ich in der Abwaodlung 
einer glorreiche n Zeit den Vorschlag machen. vielleicht 
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übereinzukommen, einmal einen Parteitag der Rhein­
land-Pfälzer zu machen, au! dem wlr dann über sol­
che Fragen sprechen können. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich bt)daure es etwas, daß ich jetzt zu diesen Dingen 
noch einiges sagen muß, weil dadurch für eine kurze 
W<'ile die Dcbcttte wieder nicht zum Kern vordringt, 
nämlich zum eigentlichen Haushalt. Sie haben mit 
einer großzügigen Art - Sie sind sehr großzügig -, Sie 
lnsscn sogar den Herrn Ministerpräsidenten offensicht­
lich no1.:h eine Zeitlang residieren, auch über die nächste 
W<lhl hinaus - -

(lJcitt>rkcit bei der SPD. - Unruhe und Bewe­
gung bei der CDU.) 

- Herr Dr. Kohl, nach den Verlautbarungen und Fest­
stellungl'n kann ich das ja nicht anders auffassen, als 
dieses übereinkommen - -

(Abg. Dr. Kohl: Soll ich über Ihr übereinkom­
men mit dem Herrn Kollegen Sch.midt hier 

sprechen'!) 

- Iforr Kollege Dr. Kohl, ich habe mit dem Kollegen 
Schmidt auch ein ganz faires übereinkommen. Es be­
steht darin, daß wir alles vernünftig regeln, so wie Sit' 
das vorhin hier festgestellt haben. 

(Anhaltende große Heiterkeit bei den 
Regierungsparteien.) 

Sie haben in einer großzügigen Weise Programme zi­
tiert. Sie haben Erklärungen aus dem Jahre 1945 zitiert 
und wolllen damit offensichtlich feststellen, was die 
Sozialdemokraten da alles für „ful'chtbare" wirtschafts­
politische und gesellschaftspolitische Wege aufgezeigt 
haben; so langsam haben sie sich nach Ihl'er Meinung 
ein bißd1cn gemausert, und jetzt sind sie sogar bereit, 
mit IhnC'n zusammenzuarbeiten. - Ich glaube, eine sol­
che Darstellung wird der Sache in keiner Weise ge­
recht; denn wenn man den Weg der deutschen Sozial­
demokratie in diesen hundert Jahren betrachtet, dann 
ist es ein Weg, der unlösbar mit der Geschichte unse­
res Volkes verbunden ist. Wenn man das ganz nüch­
tern sieht, muß man feststellen, ohne die SPD, ohne die 
d<:'uts1.:hen Sozialdemokraten gäbe es keine Geschichte 
der deutschen Demokratie. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 

Ohne dieses bewegende Element in unserer Geschichte 
gäbt) es. leider Gottes, keine Geschichte unserer De­
mokratie und unseres demokratischen Lebens. 

(Abg. Martenstein: 1848 war vor der SPD! - Abg. 
Dr. Skopp: Da haben Sie es eben nicht geschafft! -

Lebhafte Unruhe im Hause.) 

- Herr Martenstein! Ich bin ja froh darüber, daß Sie 
als moderner Liberaler - als solchen betrachte ich Sie 
- wenigstens hier und da auch noch einen Anknüp­
fungspunkt finden, wo Sie meinen, da wäre auch noch 
etwas aus der Geschichte für Sie drin. 

(Abg. Martensteln: Das ist keine Antwort auf 
meinen Zwischenruf!) 

Man muß dabei auch sehen, unter welch ungeheuet· 
großen Schwierigkeiten diese politische Bewegung ent-

standen ist; denn, Herr Dr. Kohl, wenn man sich heute 
die Ungerechtigkeiten jener Jahrzehnte, und zwar 
wirtschaftspolitisch, sozialpolitisch und gesellschafü­
politisch, vor Augen hält, dann muß man geradezu den 
Hut vor der deutschen Sozialdemokratie abnehmen, 
mit welch einer großen staatspolitischen Verantwortung 
sie auch in jenen Jahrzehnten um die R echte der brei­
ten Masse unseres Volkes gerungen hat. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 

Daran kommt man nicht vorbei, und das dar! man bei 
einer solchen Betradltung nicht übersehen. 

Es lst ganz natürlich und ganz zwangsläufig, daß es im 
Zuge der Entwicklung in den ersten Jahren nach die­
sem furchtbaren Zusammenbruch große innere Span­
nungen gab beim Ringen um den Weg unseres Volkes 
in die Zukunft. Sie wissen genauso wie ich, daß es 
nicht nur in der Sozialdemokratie, sondern weit dar­
über hinaus auch in den Anfängen der CDU jener 
Jahre um diese Fragen ein hartes Ringen gegeben hat. 
Sie zitierten Vorgänge aus dem Jahre 1945 in Berlin. 
Nun, als es darauf ankam - das ist doch das Entschei­
dende in der Geschichte eines Volkes -, zu verhin­
dern, daß der Bolschewismus in Deutschland auch gei­
stig weiter Fuß fassen konnte, da waren es gerade die 
Berliner Sozialdemokraten, die diesen Widerstand ge­
leistet und mit dafür gesorgt haben, daß der Bolsche­
wismus nicht über Deutschland weiterhin einbret.hcn 
konnte. 

(Starke r Bf:' ifall bei der SPD.) 

Wenn man also Einzddinge zit iert und so tut, als wolle 
man objektiv et\vas darstellen, dann muß man auch 
gcrechterweisc jene schwierige Seite unserer Parteige­
schichte hinzufügen. 

Wenn Sie Zitate von Karl Arnold oder Jakob Kaiser 
aus jenen Jahren lesen, dann werden Sie ähnliche Ge­
danken finden. Mir kommt es hier darauf an, daß man 
nicht so tun kann, als hätte die Geschichte der deut­
schen Sozialdemokratie 1945 mit irgendeiner Aussage 
in einer schwer bedrängten Stadt begonnen. Die Ge­
schichte der deutschen Sozialdemokratie hat einen län­
geren Weg. 

(Abg. Dr. Skopp: Was steht dann im Programm 
der CDU'?) 

- ·Ich muß ehrlich sagen: Was im Programm der CDU 
steht, ich weiß es nicht so recht, denn sie hat gar kein 
modernes Programm; das fehlt ihr doch! 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: Aber, 
Herr Fuchs!) 

Die CDU war in all diesen Jahren nicht in der Lage, 
ein modernes verbindliches Programm zu entwickeln 
und zu Papier zu bringen. 

(Abg. Dr. Kohl: Und Sie haben jedes Jahr ein 
neues gemacht!) 

Es wäre auch schon schwierig, wenn sie allein ein um­
fassendes kulturpolitisches Programm au! Bundesebene 
für die CDU entwickeln sollte, 

(Abg. Dr. Kohl : Das gibt es seit vielen Jahren, 
Herr Fuchs!) 

angefangen von der hessischen CDU, die für die christ­
liche Gemeinschaftsschule eintritt, bis zur rheinland-
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pfälzischen CDU, die bis zum Umfallen für die Kon­
fes::-iomsooule und di() ()inklassige Schule gekämpft hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Mein~ Damen und Herren! kh halte es für eine durch­
aus gute Sache, wenn politische Parteien lebendig, dy­
n;-m1 i8('h und jung genug sind, um sich fortzuentwickeln. 
Ohne di<>::.e Fortentwicklung wäre ja unsere Demokratie 
überhaupt nicht gefestigt und sie wäre nkht VQU Be­
stand. 

::-iie haben von den großen Leistungen gesprochen, vom 
wi1't:,d1<iftlichen Aufbau nach 1945. Das ist alles schön 
un<:! gu1.. „o\bcr ich sage Ihnen: Solange alles sozusagen 
au::i dPm Vollen schöpfen konnte, solange wir vom Null­
punkt in einer wunderbaren Leistung als gesamtes 
Volk uns~re Städte wiederaufgebaut haben. solange 
war die Bewährungsprobe füt· die Regierungsparteien 
nnch gar nicht gestellt. Die Bewährungsprobe für die 
sugenilnnll::' Christlich-Demokratische Union ist jetzt 
<-l'~t ge::;tellt. 

<Abg. Dr. Kohl: Was heißt „sogenannte", Herr 
Fuchs?) 

!i1" werd"n jetzt erst beweisen müssen, ob Sie in der 
J ,rit?"t' sind. auch mit der schwierigen Situation wirt­
i<d;~l1-l{- und tinanzpolitiscl1 fertigzuwerden. 

(Abg. Gaddum: Das hat der Wähler bisher abe1· 
anders entsdlieden, Herr Kollege Fuchs!) 

- Herr Kollege Gaddum! Der deutsche Wähler entschd­
del natürliC'h; das ist ja in der Demokratie gut. 

<Abg. Schwarz: Er hat gut entsdlleden!) 

Nur s<1ge ich Ihnen noch einmal: Die Bewährungsprobe 
wirti>chr1ftii- und finanzpolitisch werden Sie erst noch 
zu bestehen haben. Wir werden sehen, ob der jetzige 
Bundeskanzler in der Lage ist, diese schwü;!rige Ent­
\Vkk!ung m dem nächsten Jahren zu meistern. 

(Abg. Dr. 8kopp: Doch, wenn er jetzt Parteivor­
~itzender wird, dann bestimmt!) 

ME'ine Damen und Herren! Wenn wir die kulturpoli­
~i!'-<"h<" F:nt.wirklung in uruieri;?m Lande, mit der wir es 
ja :r.u tun haben, betrachten. dann ist das geradezu ein 
Mustl?rbeispiel dafür, wie durch jahrelanges Verharren 
und kon.servaiives Denken, das zum Teil in das ver­
gan~ene Jahrhundert zurückgegangen ist, eine wirk­
lirilP schulpolitische Fortentwicklung über einen Iänge­
rt>n Zeitr::ium vPrhindert wordP,n ist. 

(Beifall bei dex- SPD.) 

Schul- und kulturpolitische Probleme. vor denen wir 
heute stehen, wären in diesem Umfang nicht gegeben, 
wenn diP CDU in diesem Lande früher bereit gewesen 
w~\re. moderne Erkenntnisse in sich aufzunehmen. Das 
lrnl lirnge gedauert. Wir sind im Interesse unserer Be­
völkerung froh darüber, daß Sie offensichtlich den Ver­
~uch maci1en, diesen Ansdtluß an sozialdemokratische 
.schul- und kulturpolitische Vorstellungen zu gewinnen. 

<Beifall bei der SPD. - Heiterkeit bei der CPU.) 

- Meine Damen und Herren! Ich habe von Ihnen in 
den letzten Wochen und Monaten zu diesen Fragen 
nkhl:> anderes gehört als den Versuch, sich den seit 

Jahren von uns erhobenen Forderungen und Vorstel­
lungen anzupassen. Sonst habe ich in dieser Richtung 
bisher von Ihnen an neuen Gi>dankE'n wenig gehört. 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Fuchs, das glauben Sie doch 
selber nicht!) 

- Herr Kollege Dr. Kohl, wenn Sie manche Rede . . die 
Sie jetzt halten mit dem Ziel, den Anschluß zu gewin­
nen, vor fünf oder sechs Jahren hier in diesem Hause 
gehalten hätten, dann weiß ich nicht, was Ihnen auch 
ohne Dirigismus passiert wäre. 

Wenn wir uns das Gutachten des 8acllv1~rständigen­
rates, der schon einige Male zitiert worden ist, ansehen. 
d.ann ftr~e....ri v . .rir darin die Feststellung, daß gerade '1Uf 

schulpo!itischem Gebiet eine langfristigt> VorRusschau 
und eine gewisse Stetigkeit notwendig ist. Wir haben 
zwar einen Zehnjahresbedarfsplan, der auf Grund ei­
nes Antrages der SPD von der Regierung erstellt wor­
den ist. 

{Abg. Dr. Kohl: Herr Fuchs, Sie wissen doch, da~ 
das nicht stimmt!) 

- Aber, Herr Kollege Dr. Kohl, doch, auf Grund eines 
Antrages der SPD-Fraktion in dies<E>m Hause. Un<l wir 
freuen uns darüber, daß dieser Zehnjahresplan vor­
liegt. Aber auch er umfaßt nur wieder E'inen Teilbereich 
unseres Bildungswesens. Wesentliche Teile bleiben aus­
geklammert. Man muß hier die Frage stellen: Was soll 
in der Weiterentwicklung aus unseren Pädagogischen 
Hochschulen werden; welchen Inhalt wollen Sie den 
Pädagogischen Hochschulen geben? Wie wollen Sie die 
Pädagogi:-chen Hochschulen in Zukunft richtig und ver­
nün1'tlg ordnen und organisieren? Weld1en St.and im 
Rahmen unserer Hochschulen wollen .Sie den Pädap;o-
gi.st:..~{!n. Hc~11.schulen geben? \~ras sn!J ?. u~ d.~m !)rob!em 
der GamJagschuien \•;erc'IE'n? 

Sie haben, glaube ich, gestern en pa8s.1nt dHvon ge­
sprochen. Das is t aucll eine Frage, die im Interesse 
unserer Eltern und Kinder drängt. ·welche Vorstell.un­
gen hat hier die Regierung? '\iVelche Vorstellungen ha­
ben die ReJ?;ierungsparteien, um das 7.U verwirklichen, 
anzupacken und voranzutreiben? Was ist mit den Ein­
richtungen des zweiten Bildungsweges? Was ist mit 
der OhPrstufe des Zweiten Bildungswegei;? Auch im 
Jahre HJ6ü muß 1ch in aller Ruhe feststellen, daß 
Rheinland-Pfalz mit Ausnahme eines privaten Kollell;s 
nod1 keine Obe l'::;lufe des Zweiten Bildungsweges hat, 
die ohne Einschränkung zum Abitur führt. E::i ist dar­
über zwei oder drei Jahre diskutiert worden; es wur­
den Vorschläge gemacht. Aber bis zur Stunde hat der 
Nordteil unse~es Landes keine Oberstufe des Zweiten 
Bildungsweges. Ein wesentlicher Bestandteil der Re­
gierungserkHirung im Zusammenhang mit anderen 
schulpoiitischen Frngen war dii> Ankündigung eines 
Schulo~anisationsgesef7.es. Das wurde groß heraus­
gestellt . Hier müßt"' sozusag•m in f•incm Griff das 
Schulwesen in Rheinland-Pfalz nH<"h modernPn Ge­
sichtspunkt.<'n neu organisiert und formiert werden. kh 
höre von diesem Schulorganisationsge~etz kein Wort 
mi;hr. Vielleicht ist es als Überraschung heute oder 
morgen gedHcht; denn viel Zeit bleibt ja dieser Regie­
rung nicht mehr, um ein solch schwieriges Gesetz noch 
dem Landlag \•orzuleg{!n und zur Beratung zu bringen . 

Im Zusammenhang mit einem solchen Sdmlorganisa­
l.ionsgesetz müßte endlich auch die Frage vernünftig 
geregelt werden, welchen Anspruch auf staatliche Zu­
schüsse die Gemeinden beim Schulbau wirklich haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

• 
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Diese Vcrschledenartigkeit: bei den Volksschulen so, bei 
den Realschulen oder höheren Schulen so, den Berufs­
schulen wieder anders, ist ein Zustand, den wir auf die 
Dauer unseren Gemeinden nicht zumuten können. Wenn 
Sie den Zehnjahresbedar!splan verwirklichen wollen, 
so haben Sie darin als selbstverständlich in Ansatz. ge­
bracht, daß unsere Gemeinden ihren entsprechenden 
Anteil auch zu diesem Schulbau beisteuern. Aber Sie 
können den Gemeinden nicht zumuten, daß sie ohne 
konkrete gesetzliche Feststellung diese finanziellen Pla­
nungen vornehmen sollen. Sie müssen wissen, welchen 
Anspruch auf staatliche Zuschüsse sie bei der Verwirk­
lichung dieses Zehnjahresplanes haben. Sonst kann 
eine vernünftige Verwirklichung sicher nicht verlangt 
werden. 

Meine Damen und Herren! Wir haben den Gesetzent­
wurf über die Einführung der Lernmittelfreiheit vor­
liegen. Die sozialdemokratische Fraktion hatte sich be­
reit erklärt, dieses Gesetz gemeinsam in den Ausschüs­
sen mit Ihrem nachträglich eingebrachten Gesetz über 
die Ausbildungsförderung zu beraten. Wir sind bis zur 
Stunde zu einer solchen Beratung nicht gekommen. Es 
steht damit .fest, daß auch zu Beginn des Schuljahres 
19fl6 in dieser Hinsicht nichts Zusätzliches in den Schu­
len von Rheinland-Pfalz geschehen wird. Ich frage 
also: Welche Vorstellungen habun die Regierung oder 
die Regierungsparteien für die Verwirklichung des Ge­
setzes über die Einführung der Lernmittelfreiheit? Aus 
dieser Frage entlassen wir Sie nicht. Man kann sie auch 
nicht damit abtun, daß man sagt, man wolle das Aus­
bildungsförderungsgesetz mit hineinmixen. Dann müßte 
schon der Ansatz im Haushaltsplan anders lauten. 

!c...,_ glaube, C-$ ist auc...'1 an der Zeitt daß '\.Vir uns mehr 
Gedanken darüber machen, um aus diesem, aus alter 
Tradition gewachsenen starren. o!t unüberwindlichen 
Schema der Gliederung unseres Schulwesens heraus­
zukommen: hier Volksschule, hier Realschule, hier hö­
here Schule. Auch hier muß die Regierung in der Lage 
sein. moderne Gedanken zu entwickeln. Es bleibt die 
Frage: Welche Vorstellungen sind vorhanden etwa zur 
Einfühl'ung der Förderstufe in Rheinland-Pfalz? An­
d<!l'C Länder gehen hier voraus und sind schon bei der 
Verwirklichung. Die Frage ist also: Soll nichts gesche-

' hcn oder -

(Abg. Dr. Kohl; Ob wir das wollen, das ist die 
Frage!) 

- Ja, Herr Kolleg~ Dr. Kohl, dann muß man das sagen! 
Wir können doch alle diese schwerv.:iegenden Fragen 
nidlL einfach in der Schublade liegen lassen, weil sie 
entweder der Regierung oder Ihnen unangenehm sind 
und nicht in Ihr Konzept passen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Darüber muß gesprochen werden. 

Wir habim ein Musterbeispiel langfristiger Planung 
durch den Beschluß der Kultusministerkonferenz be­
kommen, den Schuljahrbeginn zu verlegen. Ich glaube, 
meine Damen und Herren, dazu muß man bei dieser 
Gelegenheit noch etwas sagen. 

(Abg. Dr. Skopp: Obwohl Mut dazu gehört!) 

Es ist bedrückend, daß in der Mitte des zwanzigsten 
Jahrhunderts - wo moderne wissenschaftliche Unter­
suchungsmethoden zur Verfügung stehen, wo es sogar 

Elektronengehirne geben soll, die viel schneller und 
besser ausrechnen als manche komplizierte Bürokra­
tie -, eine Konferenz der Kultusminister Beschlüsse 
!aßt, die von einschneidender organisatorischer und 
personalpolitischer Auswirkung für unser gesamtes 
Schulwesen sind, ohne die Konsequenzen bis ins letzte 
zu überschauen und zu durchdenken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es wird viel Energie mit in eine Sache hineingesteckt, 
die für die Weiterentwicklung unserer Bildungseinrich­
tungen oder für die Möglichkeiten besserer Bildungs­
chancen für unsere jungen Menschen ohne praktische 
Bedeutung ist. 

(Abg. Gaddum: Sehr richtig! - Abg. Dr. Kohl: Da 
steckt ja noch mehr drin!) 

- Hen Kollege Dr. Kohl, Sie können mir nicht sagen, 
daß die Kinder mehr lernen, ob sie im Herbst oder an 
Ostern in die Schule gehen! Elf Länder müßten doch 
in der Lage sein, eine solche Sache vernünfti~ und sach­
gerecht vorzubereiten. 

(Abg. Dr. Neubaur.ir : Auch soziale Bereiche 
spielen eine Rolle!) 

- Herr Kollege Dr. Neubauer, für so unsachlich halten 
Sie mich sicher nicht, daß ich hier nicht den Vorwurf 
an alle Kultusminister in der Bundesrepublik erheben 
muß. Die Leidtragenden bei solchen überstürzten Maß­
nahmen sind die Eltern, Lehrer und Kinder gleicher­
maßen. 

Nun gibt es ohne Zweifel im Hamburger Abkommen 
nach meiner Ansicht wichtigere bildungspolitische Fest­
legungen und Forderungen, an deren Verwirklichung 
mancher hätte herangehen sollen, als ausgerechnet an 
diese mehr zweckmäßige Organisationsfrage. Wenn 
man das Hamburger Abkommen sieht, wäre es des 
Schweißes der Edlen, wozu sicher auch unser Kultus­
minister gezählt werden muß, wert gewc:;en, wenn sie 
ihre Energie in andere Fragen etwas mehr investiert 
hätten. Ich dar.f hier einige Fragen nennen, die uns 
im Lande bedrängen. Wit" warten immer noch auf die 
Novelle zum Volksschulgesetz. Sie wissen, von der 
SPD-Fraktion liegt ein Gesetzcntwurr zur Änderung 
des Volksschulgesetzes vor, um unser Volksschulwesen 
besser und vernünftiger zu organisieren. Es ist damals 
angekündigt worden, daß die Vorlage den Ausschüssen 
zugewiesen werde, und daß die Regierung gegebenen­
falls unverzüglich einen solchen Gesetwntwurf vorle­
gen werde, der dann gemeinsam mit unserem Entwurf 
beraten werden sollte. Leider ist von diesem Gesetz­
entwurf noch nichts zu sehen. Es wird Zeit, daß wir 
auch bei unserer Volksschule zum Beispiel die Haupt­
schule endlich auch im Lande Rheinland-Pfalz ein.rüh­
ren, damit hier unsere Kinder in der Oberstufe unse­
rer Volksschule eine bessere Bildungsmöglichkeit be­
kommen. Es wäre doch an der Zeit, festzulegen, 
daß die Zusammenführung der Oberstufe grundsätz­
lich ab dem 5. Volksschuljahr zu erfolgen hat. Was jetzt 
zum Teil geschieht, müssen wir doch in einigen Jahren 
wiederum reparieren, weil wir nicht wollen können, 
daß die Oberstufe nur mit dem 7. und 8. Schuljahr, und 
später folgend das 9. Schuljahr, zusammengeführt wer­
den soll. Wo kann man die Energie im kulturpolitischen 
Bereich noch verwenden, meine Damen und Herren? 
Wir müssen noch mehr weiterführende Schulen in un­
seren ländlichen Gebieten errichten. Denn es isl nach 
v.1ie vor eine Tatsache, daß weite Teile unserer länd­
lichen Bevölkerung von vielen Bildungsmöglichkeiten 
und -chancen ausgeschlossen sind. 
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M<>im.• Dllmen und Herren! Wenn man einmal einige 
FaktE.>n i.lbPr die BenachtE~iligung der LandbevölkerWlg 
111 dit';;Pr Himid1t. nacliliest. wenn man insbesondere 
lt>~ts1+'1l t, r\11!3 weite Teile gerade dieser ländlichen. Ge­
i>iPte von k<'lt.holismer Hevöikerunl{ bewohnt sind w1d 
ct~u ri:<idurc-h <iie Benar.hteiligung dieses kalliolischen 
HC'volkPrtmgsteiles in bczug auf Bildungsmöglichkeiten 
außerord1>ntlich groß ist. auch in unserem Land, dann 
,;l.immt das d<>ch sehr nachdenklich. 

ME'tnC' Damen und Herren! Daß dem so ist, daß der 
Antt>ll junger Katholiken an den Schülern weiterfüh­
rt.'lld<.'r Schul-Em, an den Studierenden, an den Dozenten 
und 1rn allC'm. was dmm gehört. so unverhältnismäßig 
g~·rini< ist. ist mit eine l•'olge Ihrer jahrelangen fai­
~<·h~n Schulpolitik in diesem Lande. 

(Beifall der SPD.} 

Ml'inE' lJamrn und Herren! Es sind erst drei Jahre her, 
riaf:I Sit> hi<'r geradezu mit Vehemenz, mit Leidenschaft 
fiil' die Erhaltunp, der einklassigen Dorfschule einge­
l rt't.t•n s i nrl. 

(Rc ifal 1 der SPD.) 

!);:min kommen Sie doch nicht vorbei. Sie haben je­
<kn. dr.r erklären wollte, warum das für die Kinder 
unrl <lie l::IC'völkerung nicht gut ist, mit allen möglichen 
Arg1111w11l»n und Scheinargumenten vernucht zu ver­
<lt:iC'htigen. wobei dann immer die große Verdächtigung 
be.'itiindcn hat. wir Sozialdemokraten wollten die K.ir­
('h+> und d<1i; Chrü;tentum damit aus den Dörfern ver­
bantwn. Davon wollen Sie heute herunter. Ich habe 
<fafür Verständnis. Aber Sie müssen auch dafür Ver­
ständn i:<: h::ibrn, daß so schnell eine solche Wandlung 
nh'ht vollzogen werden kann. Daß Sie dabei in Ihrer 
P<irtei große innere Schwierigkeiten habcu, verst<:-he 
ich au<:h. 

Meini;- D.imen und Herren! Es ist mehrfach von Ge­
~„nr'iilzl:'n zwisc•hen cier negierung und den Rcgierungs­
part ... i<>11 gesprochen worden. E:s ist schon ein bemer­
kl'll"'Wl:'t'l<"r Vorgani<:, wenn beispielsweise auch in der 
~·r;.1ge der Verlegung des Schuljah1·beginns zwischen 
d.-m amtit'renden und verantwortlichen zuständigen 
Minister. der für die Einführung der beiden Kur?.Schul­
jahre auf Grund des Bonner Abkommens eintritt, und 
1.wisch1m <ier t ragenden Regierungspartei - ich meine 
das nicht bildlich gesprochen - ein so großer Meinungs­
UlllP!'~c-hiE><l hei::teht. Er besteht in einer ganzen Reihe 
von Fragen. 

Mein 0 Oamen und Hcnen ! Die sozialdemokratische 
FrHktion in diesem Hause .ist nicht dazu da, um von 
Jo'&ll zu F'all und je nach der gegebenen Situation ein­
J11n I rlf>r t"lnPn Regierungspartei und einmal der ande­
nm Regierungspartei zu einer Mehrheit für ihr jewei­
l i gE>s Anliegen zu verhelfen. 

(Beifall der SPD.) 

Dafür ist die sM:ialdem okratische Fraktion in diesem 
HausP ni<'ht da. 

M!:'inungsunterschiedc zwischen Regierung und Regie­
runw;parleien mögen sicller notwendig sein. Nur, 
nwin<" Damen und HetTen,. darf es doch nicht dazu 
fohren, daß damit so viele Sdlwierigkeiten in die poli­
ti:;C'he Entwicldung dieses Landes eingebaut sind, daß 
~ id1 im Grunde genommen in der Aktion übcl'h<1upt 

nichts mehr entwickelt. Diesen Eindruci{ muf3 man oft 
bekommen. 

(Abg. Dr. Kohl: Den erwecken Sie! !Jas ist Ihre 
Zielvorstellung 11 

Meine Damen und Herren! Ich habe lhnen eben so 
viele Fragen hier vorgetragen. 

(Abg. nr. Kohl: Es sind überhaupt keine Fragen 
dabei. Nicht eine Frage war dabei!) 

die bei <ler Regierungserklärung vor drei Jahren alle 
mit den 'Worten abgetan ww:den: „Das werden wir an­
pack.er.., und das v{erden \.\"Ü' dur~'1.zic-hen!'1 Es is t leider 
auf vielen Gebieten bei dieser Ankündigung geblieben, 
ohne daß die Probleme echt angepackt wurden. 

Es ist auch die Frage, wie wir unseren Schulbau ratio­
nel ler, billig~r und zügiger gestalten können. Es ist auch 
gestern darüber schon gesprochen worden. Meine Da­
men und Herren, wäre es denn nicht längst Pflicht der 
Regierung gewesen, sich auf diesem Gebiet etwas ein­
fallen zu Jassen? Gibt es nlcllt in andere-n Bundeslän­
dern in dieser Hinsicht bereits Fortentwick:lungen die 
längst übl:!r das hinaus sind, was wir hier offensicht­
lich noch beraten und diskutieren müssen? Ich muß in 
diesem Zusammenhang noch einmal feststellen daß ich 
es nicht für vel'tretbar halte, daß - ganz gleich 'wer das 
in der Regierung festgeleg t und bestimmt hat - die 
Regierung so unbeweglich ist, um nicht auch zum Bei­
spiel durch Erstellung moderner Schulpavillons zu ver­
suchen, die Schulraumnot beseitigen zu helfen. Auch 
das gehört doch zu einer beweglichen Politik. 

\
1lcnn ich \Veiß, daß an Ostern viele junge l'.fenschen 

offensichtlich nicht in die höhere Sdiule oder Real­
schule oder Handelsschule gehen können, weil einfach 
keine Räwne vorhanden sind, so müßte man doch mit 
einer schnellen und großen Aktion den Versuch unter­
n ehmen, durch. den Bau von Schulpavillons für eine 
ganze Reihe von .Jahren dl~e großen Engpässe zu be­
seitigcn l 

(Kultusminister Dr. Orth: Und dil:! Versäumnisse 
der Kommunen einzuholen! - Zurufe von der SPD.) 

- Herr Minister', so einfach darf man es sich nic:ht 
machen. Id1 habe nicht von Versäumnissen gesprochen, 
sondern davon, daß, wenn solche Engpässe auftl'eten. 
man bereit und in der Lage sein muß, unter modernen 
Gesichtspunkten auch die technischen Möglichkeiten in 
Anspruch zu nehmen, um solche Engpässe zu übel'win­
den. Sonst habe ich nichts gefordert und nichts !est­
ges tclit. Sie wissen genau, daf$ im Schulbau die Ge­
meinden viel geleistet haben und das Land auch er­
hebliche Anstrengungen gemacht hat und macht um 
im Schulbau voranzukommen. Wir wissen nur. d~ß es 
bei der konventionellen Bauweise zu lange da~ert, um 
Engpässe wirksam beseitigen zu könAen. 

Meine Damen und Herren! Die Kultusministerkonfe­
renz hat noch eine Reihe anderer Fragen, die sie be­
schäftigen. Ich will hier nicht auf einzelne eingehen. 
Icll hoffe, daß der Bildungsrat, über den so viel gespro­
chen wird, endlich geschaffen wird und es möglich ist, 
daß Bund und Länder zu einer Lfo;ung kommen. damit 
der Bildungsrat auch tatsächlich ins Leben gerufen 
werden kann. 

Meine Damen und HPrren! Das Ansehen des Föderalis­
. mus. . ,i,n, .Oeu.tsi:;hl<ind ist in 9-en letzten Jahren sicher 

• 

• 



53. Sitzung, 8. Februar 1966 1849 

H'uchs) 

nicht gewachst!n. Es gibt in der jungen Generation zum 
Teil eine erhebliche innere Unruhe über den föderali­
stischen Aufbau der Bundesrepublik. Das muß man 
sehen, und da muß man hinhören. Wenn man den Fö­
deralismus a uf die Dauer tatsächlich sichern will, dann 
muß dieser föderalistische Staatsaufbau auch zeigen, 
daß er in der Lage ist, F ragen und Schwierigkeiten zu 
überwinden und in einer gemeinsamen Aktion auch 
neue Wege zu gehen. Die Verantwortung liegt hier so­
wohl beim Bund als auch bei den Ländern. Der Bund 
verhält sich siche1· nicht immer sehr freundlich zu den 
Ländern und trägt nicht immer dazu bei, diesen föde­
ralistischen Staatsaufbau auch tatsächlich zu veran­
kern. 

In Zahlen wird immer wieder dargelegt, daß wir mehr 
Geld für den Schulbau aufwenden und mehr Geld aus­
geben .für die Kultur- und Schulpolitik. Sicherlich be­
steht kein Zweifel daran, daß diese Ansätze in den 
letzten Jahren gewachsen sind. Aber wenn Sie sie ge­
nau untersuchen, werden Sie feststellen, daß diese An­
hebung der einzelnen Ansätze wm größten Teil durch 
Preissteigerungen und durch erhöhte Personalkosten 
wieder aufgehobt!n werden. Meine Damen und Herren, 
Sie müssen sich diese Rechnung einmal aufmachen. 

(Abg. Dr. Kohl: Aber doch nicht beim Schulbau!) 

Wenn Sie nämlich im Jahre 1960 für den Schulbau 100 
Millionen DM ausgegeben haben und im Jahre 1966 für 
diesen gleichen Schulbau 130 Millionen DM oder 125 
Millionen DM, 

(Abg. Dr. Kohl: 150 Millionen DM!) 

dann müssen Sie feststellen, daß dieses Anwachsen zu 
einem erheblichen Teil durch die Preissteigerungen au! 
dem Baumarkt aufgefangen wird. 

Das heißt also, man kann nicht ohne weiteres daraus 
schließen, daß das Anwachsen dieser Ansätze auch in 
der Tat eine entsprechende Mehrleistung in der Sache 
bedeutet. Auch hierüber hat der Sachverständigenrat 
einige interessante Ausführungen gemacht. Ich will 
mir hier ersparen, im einzelnen darauf einzugehen, 
aber es heißt, daß, selbst wenn der jetzige Stand ge­
halten würde bei angenommener Geldwertstabilität, 
damit schon ein Rückgang im Bereich unseres Bil­
dungswesens verbunden sei. 

Ich will damit zum Ausdruck bringen, meine Damen 
und Herren, daß auch mit den Ansätzen, die wir in 
dem neuen Haushalt für den Schulbau haben, das 
Zehnjahresprogramm in seinem wirklichen Umfang 
und lnhall nicht voll angegangen wird. Sie haben be-
1·clts im ersten Jahr Unterbilanz. Daran kommen wir 
nicht vorbei; vielleicht gibt es günstigere Jahre, wo Sie 
das auCholcn können, aber die jetzigen Ansätze reichen 
nicht dazu aus, um tatsächlich den vollen Start in die 
Verwit•k!ichung des Zehnjahresprogramms zu ermög­
lichen. 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine Reihe von 
Fragen, die neu auf uns zukommen. Sie wissen, daß 
durch die technische Entwicklung große Umstellungen 
im Bereich unserer Wirtschaft in den nächsten Jahren 
notwendig sein werden. Mit diesen Umstellungen im 
Bereich unserer Wirtschaft werden auch erhebliche Ar­
beitskräfte gezwungen sein, Arbeitsplätze zu wechseln 
oder in neue Berufe hineinzuwachsen. Das heißt also, 
es wird in der Zukunft nicht nur darauf ankommen, 

dem jungen Menschen die notwendige und richtige Bil­
dung und Ausbildung mit auf den Weg zu geben, son­
dern wir müssen auch dem erwachsenen Menschen die 
Chance geben, sich durch weitere Ausbildungsmöglich­
keiten an die veränderte technische Arbeitswelt anzu­
passen, um dort auch in Zukunft seinen Arbeitsplatz 
ausfüllen zu können. 

Hier sind eine Reihe von Problemen gegeben. Die 
Frage des Bildungsurlaubs zum Beispiel ist eine be­
deutungsvolle Frage !ür die weitere Entwicklung im 
Bereich der Arbeitswelt. Und, meine Damen und Her­
ren, damit gewinnt auch die Erwachsenenbildung eine 
erhöhte Bedeutung. 

Ich muß hier zum Ausdruck bringen, daß es deshalb 
im Grunde genommen unverständlich ist, daß gerade 
am Ausgangspunkt einer solchen Entwicklung die An­
sätze !ür die Erwachsenenbildung in unserem Haus­
haltsplan gekürzt werden sollen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist eine Frage, die sicher noch nlcht ausdiskutiert 
ist, denn in diesem Bereich Kürzungen vorzunehmen, 
ist sehr problematisch. 

Es erhebt sich damit auch die Frage: Wie soll die Wei­
terentwicklung unserer Berufsschulen verlaufen? - Wir 
sind heute noch nicht an dem Punkt, an dem die vor­
geschriebene Pflichtstundenzahl in unseren Berufs­
schulen überall voll ausgefüllt wird. Das wiegt in einem 
Land besonders schwer, in dem der Anteil der Fünf­
zehn- bis Neunzehnjährigen an dem Besuch von Voll­
zeitschulen geringer ist als in allen anderen vergleich­
baren westlichen Ländern. Deshalb gewinnt hier die 
Berufsschule eine besondere B~dcutung; und auch hier 
werden wir einiges tun müsen, um unsere Berufsschu­
len wirksamer werden zu lassen. 

Nun lassen Sie mich zum Schluß einige Gedanken 
äußern, die vielleicht bei dem einen oder anderen auC 
Widerspruch stoßen werden. Aber ich fühle mich trotz­
dem verpflichtet, diese Gedanken hier zu äußern. 

Es ist viel und oft über den staatspolitischen Unter­
richt an unseren Schulen gesprochen worden; wir ha­
ben darüber gute Debatten geführt. Aber, "meine Da­
men und Herren, wenn man diese Entwicklung be­
obachtet, müssen wir uns da nicht die ernste Frage 
stellen, ob wir uns nicht als Volk in eine geistige Iso­
lierung begeben, in eine Abschirmung, unter der eine 
echte geistige Fortentwicklung in die Zukunft hineln 
nicht gewähl"leistet ist. Lassen Sie mich die Frage of­
fen stellen: Was erfahren unsere jungen Menschen in 
den Schulen, in den h öheren Schulen, in den Berufs­
schulen, wirklich über das, was im Osten Europas vor 
sich geht und s ich vollzieht ; was erfahren sie wirklich 
über das, was in China ist, was in der Sowjetunion ist 
und was sich im Bere ich des Kommunismus wirklich 
bewegt? -

Sie wissen, daß andere westliche Völker, vor allem die 
Amerikaner, in dieser Hinsicht den großen Versuch 
unternehmen, zu erkennen, mitzubekommen, was sich 
auch an geistiger Entwicklung in diesem großen l3c­
reich der Welt vollzieht. Ich befürchte, daß wir mit der 
Schwarz-Weiß-Malerei in diesen Dingen als Volk nicht 
in die Zukunft hinein bestehen können. Die geistige. 
die technische und die wirtschaftliche Auseinanderset­
zung mit dem kommunistischen Machtb ereich wird 
mehr von uns abverlangen, als das Sich-nicht-damit­
beschäftigen-Wollen. 

(Beifall der SPD.) 
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Dit>se Prnbleme, meine Damen und Herren, werden wir 
noch 7.u twwältigen haben. Und - man wagt sich kaum, 
das ~o aut.:zusprechen, aber kh tue es -: Ist es nicht 
diw l•' r<il!<". daß wir un~ einmal darüber Gedanken ma­
d·1„11 n lii!-S<!il, ob es nicht etwa angesid!ts der Entwick­
hmg - auch der technischen und wissenschaftlichen 
Entwil'klnn~ - für unser Volk i.m Herzen Europas not­
'~ i:mdig i;:;t, dat.l unsere jungen Menschen auch etwas 
von der rus::;ischen Sprache mitbekommen? - Wissen 
Si•'. dali die Amerikaner dabei sind, in weiten Teilen 
ihn:-~ "drnlii;chen Rereichs Russisch deshalb lernen zu 
las::;l'n, we>il heute viele, eine ganze Reihe wissenschaft­
li<·h.-r BiiC'her überhaupt nur in Russisch verlegt wer­
df'n und sie gezwungen sind, von daher einfach an die 
1·ussi:;chc> Sprache ht!HU1zukommen? Meine Damen und 
t:krrf'>n, kll weiß, daß es fast gcfährlicll is:t, so etwas so 
uffen hiE'l' auszusprechen. 

<Ahg. Dr. Skopp: Ach, woher! - Abg. Dr. Neu­
balier und Abg. Dr. Storch : Nein!} 

- .Ja, meine J >itmen und Herren, da habe ich schon vie­
l<':> (•rli>bt ! Mich freut es, wenn Sie abwinken und sa­
~t;n, das ist okay; ich freue mich darüber. Aber, meine 
Damen und Herren, es ist doch an der Zeit, daß wir 
uns all' Volk über diese Dinge, über diese Entwicklung, 
m eh1· Gedanken machen als bisher. Sonst könnte eine 
LntwiC'klnnii; über uns hinweggehen, ohne daß wir es 
so r ... d tt gcme1·kt hätten, wie sie überhaupt gekommen 
h~t. 

IL:h mfö'ine auC'h, meine Damen und Herren, man kann 
soll'.h"' Fragen nicht lösen, und man kommt in diesen 
Din,:wn nkht weiter damit, daß man junge ßesucher aus 
M itteldeutsch\an.d einfach festnimmt, verhört und v.:ie7 
d•: r übt' !' die Grenze abschiebi.. Haben wir es <lenl'I alo:< 
.-;c•\h~t.bewut.lte Demokraten notwendig, h;;i.bcn wir es 
;1ls B•~viilkPrung in Westdeutschland notwendig, uns 
'.'lll' diwr solchen Diskussion, vor einer solchen Aus­
t·inHn<lf-1,,.etzung zu fürchten? 

Auch hier glaube ich, daß unsere jungen Menschen 
durrh<1u1< in der Lage sind, diese Diskussion zu führen. 
w,~1111 i<i t> t'l' nkht wären, müßten wir sie dazu instand­
~<·tz.-n. <liP:<P Ausein.audersetz.ung m.it dem Kommunis­
JllU<' 7.u führen: 

(Aeifall bei der SPD.} 

denn d1o> G~s<'hkht.e wird nicht an uns vorübergehen 
und 1.virn aurh nicht lautlos um unser Volk eine Kurve 
ma<:ht'n. 

MPinP D<1m<'n und Herren! Ich woUle mit diesen An­
d<>ut.utHWn aufzeigen, d<Jß in unserem geistilj!en und kul­
iurpuli t1sd'ien Bereich Dinge anstehen, die von lebcns­
wid1tiger Bedeutung für unse• Volk sind, daß wir uns 
damit i.Ji:schäfti~en müssen, daß wir das nicht mit den 
~!eichen MPihoden anpacken können wie etwa in den 
iunfzig<"r .TAhre n. Da bleibt dann tatsä<:h licll die r·rnge 
de~ S<'htiljahrbeginns, Herbst oder Frühjahr, wirklich 
von untergeordneter Bedeutung. Auch ich möchte hier 
unlPt'st.reichen, daß ·viele Fragen gerade auch im schul­
Jlolitischen Bereich nur durch eine gemeinsame große 
An:>lrcnguni<: gelö:::t und bewältigt werden können. Wir 
al~ 807.ia ldemok:ratii::che Fraktion in diesem Hause sind 
bcrci1:, un~eren ganzen Elan und unsere ganze Dynamik 
in diesPm J,ande mit zur Vedügung zu stellen, damit 
wir den Anschluß finden und halten in diesen schul­
pvlitisdHm und bildungspolitiscllen Entwicklungen. Ich 
ho.CCe. daß ~ möglich ist, daß wir in den kommenden 

Jahren in diesen Dingen kräftigere Schritte nach vorn 
tun können, als das in den vergangenen Jahren der 
Fall war. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD./ 

Vizepräsident Piedmont: 

Da~· Wurl hat der Herr ·Abgeprdnete Dr. Haas (SPD}. 

(Abg. Dr. Haas: Ich verzichte!) 

DE!1.' Abgeordnete Dr. Haas ve1·zlchtet «uf seine Wort­
meldung. Das ·wort hat der Herr Abgeordnete Hilf 
(CDU). 

Abg. llilf: 

Herr Präsident! Meine ::;ehr verehr ten Damen und Her­
ren! Lassen Sie mkh, Herr Kollege Fuchs, zunächst auf 
Ihre ersten Ausfüh r1.mgrn etwas nifüer eingehen. Ich 
habe den Eindruck, daß Sie entweder meinen Freund 
Helmut Kohl nicht verstanden haben ode r nicht ver­
stehen wollten; denn Ihre Ausführungen s ind wirklich 
tn das abgeglitten, was heule morgen meines Eral.hlens 
vermied1m worden i~t, nämlich eine Parteitagrede hier 
7.lt halten. 

(Beifall bei der CDU. - Widerspruch bei der SPD.) 

Herr Dr. Kohl hat sich. ausgehe nd von dem Begriff 
.,Planung" odei· „I'iarufikalion" mit den Vorstellungen 
der SPD vor dem Kriege und in ihrer Entwicklung 
nach dem Kriege auseinandergesetzt und kam dann 
auf die großen Wandlungen zu sprechen. die <ie-r Begriff 
„Planung~ auch b ei <'!er SPD miti;iemacht h<1t. Die Er­
fahrungen mit der SPD haben die CDU immer wieder 
veranlaßt. ein bc:>onderes Ohr dann zu haben, wenn 
von Planung die Rede war und ist. 

Herr Kollege Fuchs, Sie sollten aud1 gei:pürt haben, 
daß ge..-ade in den Ausführungen v•in Herrn Dr. Kohl 
eine große Hochachtung vor der Leistung der Sozial­
demokratischen Partei in Deutschland und in der deut­
schen. Geschlchte wm Ausdruck gekommen ist. 

lUnruhe bei dE>r 8l'D.1 

Ich glaube, es ist sehr deutlich zum Au~druck gekom­
men, rlnß nie bestritten w-01·den ist. daß die Geschichte 
und der Wer.( des deutschen Volkes in den letzten hun­
dert Jahren eng mit der Geschichte der SPD ver­
bunden und seine demokratische ·Entwicklung sicher 
nicht ohne die SPD denkbar gewesen ist. 

Das bcsali(t. aber nichls darüber, Herr Kollege Fuchs, 
wie zickz.ackhaft und wie wandelbar der Weg der SPD 
gerade in der Anpassung an die erfolgreiche CDU nach 
dem Kriege gewe~n ist. 

(Beifall bP.I der CDU. - Widerspl'uch bei der SPD.) 

Las!ien Sie mich noch eines sagen, ohne daß ich länger 
dai:auf eingehen will. Herr Kollege Fuchs, ich glaube, 
die Soz.ialdemokratische Partei Deutschlands wäre froh, 
sie hätte nicht soviel Programme ge~l'ieben. 

(Beifall bei der CDU.) 

Dann wäre sie auch aus der Verlegenheit gekommen , 
sie ständig zu ändem. Ihr Vorwurf an die CDU, daß 
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sie noch kein Programm fixiert habe, wird nicht da­
durch besser, daß er ständig hier wiederholt wird. Es 
ist schon so oft auf das Beispiel hingewiesen worden: 
die englische Demokratie lebt seit ihrem Bestehen ohne 
eine Verfassung. 

(Abg. Dr. Kohl: Geschriebene!) 

Es ist viel wichtiger, Herr Kollege Fuchs, darauf kommt 
es meines Erachtens an, Grundsätze zu haben, die un­
wandt'ibar sind und auf denen sich die Tagespolitik 
entwickelt, pragmatisch entwickeln muß, als ständig 
Programme zu schreiben, die man dann ständig wieder 
ändern muß, wie es die zahlreichen Programme in Ih­
rer Geschichte zeigen. 

(Abg. Dr. Skopp: Sie haben doch in der Zeit Ihres 
Bestehens bereits drei Programme!) 

- Nein! 

(Abg. Dr. Skopp: Sie leugnen Ihre eigenen Pro­
gramme! - Beifall bei der SPD. - Widerspruch 

bei der CDU.) 
- Nein! Keine Gesamtprogramme. 

(Abg. Dr. Kohl [zum Abg. Dr. Skopp gewandt): 
Behaupten Sie doch so etwas nicht!) 

Herr Kollege Fuchs! Lassen Sie mich nun etwas zur 
Kulturpolitik der CDU sagen. Wenn Sie die kultur­
politi$chen Di:batten nach dem Kriege verfolgen, ins­
bcsonderc auf den Parteitagen, dann hat gerade die 
CDU eine viel größere Arbeit vorzulegen auf diesem 
Gcbict als etwa die Sozialdemokratische Partei. Ich 
werde Ihnen im Anschluß an diese Diskussion, damit 
Sie auch orientiert sind, unsere kulturpolitischen Leit­
sätze und die Ergebnisse unserer kulturpolitischen Par­
tei t.agc übl'ITl'ich<•n. 

(Abg. 01·. Kohl: Die hat er doch längst, er hat 
sie bloß nicht gelesen!) 

LusSl'n Sit' mich aber jetzt zu dem, was der Herr Kol­
lege Fuchs zur Kulturpolitik ausgeführt hat, etwas 
mcht· sagen. Herr Kollege Fuchs! Ich habe tatsächlich 
vermißt, daß Sie zu den schönen Forderungen, die Sie 
hier aufgestellt haben, zu den schlagwortartig vorge­
t1·agcmm Themen, die zur Zeit in der Kulturpolitik im 
Gange sind, etwas Detailliertes gesagt haben. Ich werde 
es Ihnen nachher in verschiedenen Stationen nachwei­
sen, dnß Sie überhaupt nichts zur Sache ausgesagt ha­
ben, weder zur Entwicklung der Pädagogischen Hoch­
schukn - außer der Forderung, daß wir uns hier etwas 
einfallen lassen müßten, noch zum Zweiten Bildungs­
weg, noch zur Obel'stufe der höheren Schule, noch zu 
irgendeiner anderen Einrichtung. 

Vizepräsident Picdmont: 

Ge~latten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeol'd­
nelcn Fud1s (SPD)? 

Abg. Hilf: 

Natül'lich! 

Vizepräsident Pledmont: . 
Ich erteile das Wort zu einer Zwischenfrage dem 
Herrn Abgeordneten Fuchs (SPD). 

Abg. Fuchs: 

Ist Ihnen bekannt, Herr Hilf, daß die SPD vor einem 
halben Jahr hier einen Antrag dem Hause vorgelegt 
hat über die Weiterentwicklung der Pädagogischen 
Hochschulen? 

Abg. llilC: 

Ja, nämlich die Einführung des Wortes „wissenscha!L­
lichen" in den Artikel 36 der Verfassung. Das war der 
einzige Beitrag. 

(Lebhafte Heiterkeit bei der CDU.) 

Vizepräsident Picdmont: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Fuchs (SPD). 

Abg. Fuch!I: 

Herr Kollege Hili! Ist Ihnen klar, daß dieses Beiwort 
ein ganz negatives Programm Ihrer:;eits umfaßt? 

Abg. Hilf: 

Nein, Herr Kollege Fuchs, wenn Sie die Verfassung 
gelesen hätten, dann wüßten Sie, daß auch b ei den 
Universitäten und bei den Hochschulen das Wort „wis­
senschaftlich" nicht eingeführt ist. Wenn Sie die De­
batte richtig mit mir verfolgt hätten, dann wüßten Sie 
auch, daß ich doch etwas zum Weg der Wissenschaft 
in den Pädagogischen Hochschulen gesagt habe. Aber 
ich komme noch darauf wrück, 

Lassen Sie mich noch etwas zu dem ausführen, was 
Sie allgemein zu der Entwicklung der Kulturpolitik in 
Rheinland-Pfalz gesagt haben. Ich halte vor kurlem 
Gelegenheit, mit Ihrem Kollegen Kuhn in einem an­
deren Kreis zu diskutieren. Dort wa1· es für mich er­
staunlich - das ist auch in der Presse schwarz auf 
weiß nachzulesen -, wie lobend sich der Kollege Kuhn 
über die rheinland-pfä!zische Kulturpolitik ausgcsprC)­
chen hat 

(Abg. Kuhn: Na, na!) 

- ja ich detailltere es noch, Herr Kollege Kuhn -, 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

wie sehr er herausgestrichen hat, daß Rheinland-Pfalz 
in den Aufwendungen für die Kulturpolitik vorbild­
lich gewesen ist und im Rahmen der de utschen Län­
der an der zweiten Stelle in der Bundesrepublik steht. 
Inzwischen ist auch von den Brüdern Dr. Prübsling 
nachgewiesen worden, daß hier Rheinland-Pfalz wirk­
lich bis an die Grenze seines finanziellen Leistungs­
vermögens gegangen ist, um in der Kulturpolitik etwas 
zu leisten. 

Herr Kollege Fuchs, wir müssen uns von der Vor­
s tellung befreien, daß Kulturpolitik sozusagen in einer 
Revolution zu lösen sei. Die Kulturpolitik ist in einer 
ständigen Entwicklung, in einer Evolution begriffen . 
Sie wissen ganz genau, wenn wir uns etwa den Bau 
unserer Volksschulen ansehen, daß es hier nicht darauf 
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unkommt. mögliche Idealvorstellungen sofort und in 
1•inem .Jahr 7.U verwirklichen, sondern daß hierzu die 
H'°'rnmun~en. die überall noch vorhanden sind und von 
rlen('n Ihre Bür~crmeister sicherlich vieles zu erzählen 
wL<:-:t:>n. zu uberwinden sind. Wir müssen ein überzeu­
gendes Gespräch mit den Eltern suchen. Für mich war 
l'~ :>t>hl' interessant, dal:I S ie uns den Vorwurf machten, 
daß wir bis 7.Um Umfallen die Konfessionsschule ver­
teidigen würden. Ich meine, daß gerade in der Hal­
t u111<. d-t!l' SPD in dieser Frage in den letzten drei Jah­
ren eine i>ntsche idende Änderung vor sich gegangen ist. 

(Ab~. Dr. Kohl: Siehe die Ausführungen des 
Herrn Abg. Fuchs in Wiesbaden, Herr Kollege 

IIilf!) 

- .Ja, und die grundsätzlichen Ausführwigen von Adolf 
A rnrlt z11 diesem Problem 

Abg. Hilf: 

Herr Kollege Fuchs, hler unterscheidet s u:h wieder un­
ser detailliertes Denken. 

.. „„ . ' (Fietterkcfi und Beifall bei der CDU.) 

Der Charakter der Volksschule hat noch lange n icllts 
np.t d~;m. C::P.~ra}t,ter der Lehrerbildung zu tun. 

(Sehr gut! bel der CDU.) 

1Abg. Dr. Kohl: Arndt, Fuchi> und Genossen!) . ) 

E.j>. ~~t e!A~„J;iegründete pädagogische ~'orderung - ab­
gesehen davon, daß wir ja dem Antrag zur Simultanisie­
ruP..g zugest.immt haben - , die T,R,hrerpersrinlichkcit aus 
e iner festen Grundhaltung heraus auch zu bilden. Das 
ist auch heute noch zumindest eine sehr begründete 
Meinung. Wir werden uns wahri;cheinlich - i ch komme 
gleich noch auf die Pädagogischen Hochschttlen zu spre­
chen - darüber noch unterhalten mül'sPn. Aber, Herr 
Kollege Fuchs, dann kommen wir nicht umhin, etwas 
Genaueres auszusagen und es n ich t bei Schlagworte n 
zu btlassen, sondern wirklich zu sehen, wie Sie sich 
etwa den Weg zur Wissenschaftlichkeit der Pädago­
gischen Hochschulen vorstellen. 

ich hofft:'. daß Sie die auch gelesen haben -. der skh 
wit·klkh - das ist wahrscheinlich das moderne Denken 
<lPl' SPD - zur Konfessionsschule bzw. zum Eltern­
t'~cht geäußert hat, wie die Eltern das wünschen. Das 
is1 ~d1<m immer der Grundsatz der CDU gewesen. 

rBeifall bei der CDU.) 

Da~ i;ti:-hl in der VerfassunR und die CDU war immer 
Vl'I' r.i Sl'lll tlg:;{reu. 

(Vereinzelte Heiterkeit bei der SPD. - Abg. Dr. 
Skopp: Enti;chuldigen Sle mal! Da können Sie 
aber nur einen Heiterkeitsausbruch erwarten! 
Da~ i~t t-in netter Witz, den Sie da gemacht ha­
b<•n! - Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: Das 
s tehl in der Ver.ta::;sung! - Abg. Dr. Neubauer: 
Die Verfassung ist doch kein Witz, Herr Kollege 
Dr. Skopp! - Abg. Dr. Skopp: Sie wissen ganz 
l!enau. daß ich nicht die Ver!assung gemeint 

habe!) 

Nun lassen Sie mich etwas zwn Zehnjahresplan sagen. 
HerT Kollege Fud1s, S ie führen den Zehnjahresplan 
auf dt:>n Antrag Ihrer Partei zurück. Ich fürchte für 
Si.-. daß auch det' Herr Koll~e Dr. Storch den Zehn­
jahresplan gleich für sich beanspruchen wird. 

CAbg. Fuchs: Gestatten Sie eine Zwischenfrage?) 

\llzeprlisident Piedmont: 

GP,;lattPn AiP eine Zwrischenfrage, H err Abgeordneter 
Hiln 

Abg. Hilf: 

,Ja' 

Abg. Fuchs: 

Wif' ist Ihre Meinung zu vereinbaren mit der Tat­
sache, daß Sie, obwohl es nach der Verfassung in 
Rheinland-Pfalz die christliche 1Gemefoscha!tsschuJe 
~ibt, partout nur konfessionelle Pädagogische Hoch­
schu len ein~erichtel haben und nur unter Druck bereit 
waren, wenigsten:; eine umzuwandeln'! Erklären Sie 
mir da ~ einmal. 

' 

(Abg. Fuchs: Das habe ich schon gesagt !} 

- Nein, das haben Sie noch nicht gesagt! Wir haben, 
wenn Sie die Etatbera tungen verfolgt haben. schon den 
ersten Schritt dazu getan und die Heilpädagogik der 
Pädagogischen Hochschule Worms angegli€<.'!Prt. Ich 
weiß, daß in dem Slrukturausschuß, d er von dem 
Kultusminlster für die Pädagogischen llochschulcm ein ­
gerichtet worden ist, Überlegungen im Gange sind, 
solche wissenschaftlichen Institute, die mit e igenen 
Fachau!gaben ausgestattet werden können, auch an an­
deren Pädagogischen Hochschulen einzurichten, etwa 
zum Beispiel an die Pädagogische Hochschule Kaisers­
lautern die Fachaufgabe des programmierten Unter­
richts und an die Pädagogische Hochschule Koblenz die 
der Hauptscllule. Sehen Sie, diese1· Weg scheint mir der 
richtige zu sein, nicht de jure, wie ich es damals sagte, 
heute schon etwas vorziehen, was faktisch und :;;ach­
Iich noch nicht da ist. 

kh wat· mit meinem Zehnjahresplan noch nicht zu 
Ende. Herr Kollege Fuchs, ich hätte auch von Ihnen er­
wat'tet, daß Sie dieses doch wirklich vorbildlkhe Werk 
einmal gelobt hätten. 

(Abg. Fucl1s: Das habe ich doch! k h habe gesagt: 
Wir freuen uns!) 

- Aber Sie haben dabei verschiedene Einschränkungen 
: . gemacht ~ Ich nieine, wenn ich die Kulturpolitik ande­

rer Länder verfolge, daß hie r d0<:h t'.'twas erstaunlich 
Fortschrittliches vorliegt und da!3 \\tir eine Ric.htlinic 
haben, wie wir in zehn Jahren zumindest die finanziel­
len Investitionen im Schulbau genau überblicken kön-
· nen. Ich habe den Eindruck - das geht a us dem Zah­
lenmat~rial hervor - . daß wir auch im e r sten Jah1· 
keine Unterbilanz. sondern tat~i:ic·hlirh Pine volle Rate 
haben. 

Nun etwas zum Schulbau. Sie fordern einen festen 
Prozentsatz für den Schulträger beim ßau von Schulen. 
Ich glaube, unsere Schulträger sind glücklich darüber, 
daß wir einen solchen festen Prozentsatz, wle er etwu l. in;;:ü~en bci denVolkssi::hufon eingdührt ist, nicht 
haben. Denn wenn Sie ·einmal den Durchschnitti;satz in 
der Förderung der Schulen in Rheinland-Pfalz sehen, 
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dann liegt er erheblich über dem, was in Hessen für 
den Bau von Volksschulen gegeben wird. 

(Abg. Fuchs : Da spielt doch alles zusammen, 
Finanzausgleich usw.!) 

- Herr Kollege Fuchs, das sollten wir auch einmal fest­
stellen: Ich glaube, daß es in Rheinland-Pfalz keine 
Volksschule gibt - auch in Zukunft keine Mittelpunkt­
.schulen geben wird -, die au! Grund von Unterfinan­
zierung oder schlechter finanzieller Situation des Schul­
trägen; nicht gebaut werden könnte. Ich glaube, ein 
solchei:; Beispiel müßten Sie erst einmal erbringen. 

Jetzt zum Problem der Lernmittelfreiheit! Der Herr 
Kollege Dr. Kohl hat gestern in seiner Rede schon dar­
auf hingewiesen, daß wir das Problem der Lernmittel­
freiheit in engem Zusammenhang mit unserer Ausbil­
dungsförderung sehen müssen. Wir müssen tatsächlich 
überlegen, ob es bei der jetzigen finanziellen Situation 
unseres Landes nicht sozialer, nicht politisch wirksamer 
ist, wenn wir nicht pauschal und damit mit einem 
schlechten Gießkannensystem alle gleich wenig unter­
stützen können, sondern wenn wir dem, der tatsächlich 
Förderung verdient, dem Kinde aus den Arbeiterfami­
lien und dem Kinde auf dem Land, das einen langen 
Schulweg hat oder Fahrtkosten tragen muß, eine spür­
bare individuelle Unterstützung geben. Darüber wer­
den wir im Ausschuß noch sprechen müssen. Das sind 
weitgehend die Vorstellungen, die wir in unserer Frak­
tion bereits erörtert ha~n. 

Hcl'r Kollege Fuchs, ich habe mit großem Interesse den 
Anfang einer D~batte über die Gesamtschule in Rhein­
land-Pfalz aus Ihren Ausführungen herausgefunden. 
Wir werden das mit großem Interesse verfolgen. 

IAbg. Dr. Kohl: Einheitsschule, das ist was anderes!) 

- Ja, richtig, es war schon mehr Einheitsscl1ulet Herr 
Kollege Fuchs, ich bin mit Ihnen durchaus der Mei­
nung - -

(Al.Jg. 1''uchs: Das ist die typisch unfaire Weise, 
hier ein Schlagwort hineinzubringen, um wieder 

jemand zu verdächtigen!) 

- Nein, ich will Sie nicht verdächtigen. Ich bin ja mit 
lhncn der Meinung, daß wir uns durchaus überlegen 
~olltcn, inwieweit die Durchlässigkeit 

(Abg. Dr. Kohl: Genau !) 

und gemeinsame Stufen in unseren einzelnen Schul­
g;1ttungt.:'n gemeinsam auch verlegt werden können. 
Dieser Versuch kann in Rheinland-Pfalz gelingen. Sie 
können sich von Ihrem Kollegen Dr. Haas unterrich­
ten lassen. In Altenkirchen ist das mit großem Erfolg 
praktiziert worden. Inzwischen liegen fünf weitere 
Anträge auf eine gemeinsame Förderstufe' vor, denen 
auch Rl'Chnung getragen werden soll. 

Nun zum Problem des Schuljahrbeginns, das uns alle 
i-:eit Wochen beschäftigt. Herr Kollege Fuchs, ich bin 
nicht Ihrer Auflassung, daß dann, wenn die Kultus­
minister zuerst in ihre Parlamente gegangen wären, 
dus Prnblem besser gelöst worden sei. 

(Abg. Fuchs: !eh habe von wissenschaftlichen 
Untersuchungsmethoden gesprochen!) 

Sie werden mir sicher zustimmen, daß wir au! diesem 
Gebiet alle Sünder und alle zu rasch der in die 
Welt gesetzten Parole nach dem Herbstbeginn gefolgt 
sind und auch - das gebe ich für mich und unsere 
Fraktion unumwunden zu - der Kurzschuljahrslösung 
- nur weil wir die Verkürzung der gesamten Schulzeit 
mit im Auge hatten - zustimmen wollten. Aber der 
Vorwurf der Leichtfertigkeit - das ha~n praktisch alle 
Parteigremien sowohl bei der SPD wie FDP und CDU 
zu tragen -, ist gegen alle zu erheben. Denn wir haben 
alle nicht die Konsequenzen im Detail, wie sie heute in 
ihrer ganzen Wucht vor uns stehen, übe1·legl. 

(Abg. Thorwirth; Die Herren Kultusminister hät­
ten das in erster Linie tun müssen, 

Herr Kollege! ) 

- Ich weiß es nicht! Hier ist gerade ein Anlaß, unserem 
Kultusminister, der der erste und der eindrucksvollste 
Warner in allen Kultusministerkonferenzen gewesen 
ist, ein Lob zu spenden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Besonders sein Eintreten für den Osterte rmin bei der 
Trierer Konferenz, dem wir alle nicht so recht zustim­
men konnten, erweist sich nachträglich als die ein­
sichtsvollste Meinung zu dem ganzen Problem. Wir 
wären alle besser dran, wenn wir es gelassen hätten, 
wie es war. Es ist auch so, daß er noch nach der Ver­
einbarung von Kiel gewarnt hat, als man sich auf diese 
Lösung nicht verstehen konnte. Und h ier, Herr Kollege 
Fuchs, sind wir in beiden Parteien wieder Gleichbe­
troffene, daß Kultusminister aller Couleurs ausgebro­
chen sind und auf einmal eine andere Meinung ver­
treten haben. Wir sind in der Fraktion auch - das muß 
ich offen zugeben - in andere überlegungen deshalb 
eingetreten, weil überhaupt die ganze Konzeption so­
wohl des Hamburger Abkommens als auch der Bonner 
Beschlüsse in anderen Ländern offensichtlich nicht 
mehr eingehalten wurden. Es ist so, daß - ob man 
es offen zugibt oder bisher noch verschweigt - gerade 
mit den Kurzschuljahren auch die Tendenz verfolgt 
wurde, die Zeit des Besuchs der höheren Schule zu 
verkürzen. Das isl für uns der maßgebliche Grund ge­
wesen, für ein Langschuljahr zu plädieren. weil wir, 
wenn wir die dreizehn Jahre höhere Schulzeit beibe­
halten hätten, in eine unvorstellbare Raumnot in den 
höheren Schulen gekommen wären. Da nun offonsicllt­
Iich auch unsere Nachbarländer willens oder gezwun­
gen sind, die überlappung wegfallen zu lassen und 
damit die höhere Schulzeit zu verkürzen, ist auch für 
uns eine neue Verhandlungsbasis gegeben. Wir sind 
der Auffassung, daß wir nun zuerst einmal die Vorlage 
des Kultusministers zum Schulpflichtgesetz abwarten 
sollten, um dann im Kulturpolitischen Ausschuß noch 
einmal zu beraten. Ich glaube, darüber sollten die 
Fraktionen untereinander noch einmal sprechen. 

Herr Kollege Fuchs, Sie haben den Vorwurf erhoben, 
daß das Volkssc.ilulgesetz noch nicht vorgelegt worden 
sei. Ich glaube, der Herr Minister hat damals, al~ Sie 
Ihren Antrag einbrachten. doch deutlich :wm Ausdruck 
gebracht, daß diese Vorlage im Zu.sammenhang mit 
dem Schulpflichtgese tz gesehen werden müsse und daß 
beide Gesetze vorgelegt würden. Daß das Schulpflicht­
gesetz noch nicht erö1·te1·t werden konnte, verst!:!hl sich 
aus den Schwierigkeiten, die wir mit der Verlegung 
des Schuljahrbeginns haben. 

Sie haben weiter das „katholische" Bildungsdefizit an­
gesprochen, Herr Kollege Fuchs. Es wäre sehr reizvoll, 



18f\4 Sten0graphische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

(Htlf) 

hierzu längere Ausführungen zu machen. Ich darf Ihnen 
nur eine:-: ~a~en: Dieses Bildungsdefizit ist sicher nicht 
daraui zurüduuführen oder nur zu einem ganz gerin­
gen Teil, daß die katholische ßE'völkerung auch in un­
~t·l'<-'nl J,:mdP zu einem großen Prozentsatz auf dem 
f!<it'hPn J ,and wohnt und damit eln wenig gegliedertes 
!'>cttu!Jo:ystem vorgefunden hat. Die Gründe hierfür lie­
g<'n viPJ tiefer. Ich darf Ihnen vielleicht einmal das 
;-;Phr eim:chlägige Werk von Herrn Professor Erling­
h:.ins<>n Pm)')fehlPn, der ausführt, daß hier noch mehr 
snzi ule Gründi> eine Rolle spielen, sogar theologische 
(}rii nctP. und daß man nici'lt zuletzt auch die ganze hi­
stori~chP Entwicklung ~ehen mÜlise, besQnders auch 
innerhalb Pl'eußens, in dem die katholische Minderheit 
.~m.u~a~t>n in "in GheUobe\vußtsein gedrängt waL 

(Abg. Dr. Kohl: Noch vor den Sozialdemokraten, 
·<las muß man einmal i-agen~) 

Als vorhin von der hundertjährigen Geschichte der 
SPD gesprochen wurde, war ich auch versucht, auf das 
Wirken <:'ines Bischofs dieser Stadt. der vor der Sm:ial­
d<:'mnkrnt.isch('n PartPi schon nuf die soziale Bedeutung 
des Arbeiterstandes hingewiesen hat, auimerksam zu 
tnR('het\. 

1Zurur bei der SPD: Mit ihr gleich, Herr 
Klltlege Hilf!) 

- Ich glaube. es war etwas früher. a.ls er seine Werke 
i.:•~sd1d1:'bt•n h11t. 

Herr Kollege Fuchs, wir sind mit Ihnen einig, daß wir 
- das wa.r ja der Gegenstand der Beratung im Haus­
h-'i11~- und F'inanzflusschuß - überlegen müssen, wie ra­
tiont"ll~r und dRn1it preisgünstiger gebaut -werden kann. 
Ich glaube, auch darüber - das wird eine ernste Mah-
11 u11g ~11 die einzelnen Schulträger sein, und ich weiß 
nicht . inwieweit man mit den Bürgermeistern in 
Sl'hw1erlgkeiten kommt - müssen wir uns unterhalten. 

Lassen Sie mich noch ehvas zur Erwachsenenbildung 
:;:.igen, weil das auch Gegenstand von Erörterungen in 
d••r Presse und in der Öffentlichkeit gewesen ist. 

t Abg. Dr. Kohl: Weil hier vor allen Dingen der 
nund~srng~abgeordnete Dröscher seine Polemik 

teilt!) 

it'h werd<" dRrrmf i<i<'hi>r noch zu sprechen kommen. 

Herr Kollege Fuchs, ich habe für die CDU-Fraktion 
gerade bei der Hauptversammlung des Verbandes der 
Vo!kshochsdiulen zum Ausdruck gebracht, daß wir der 
Übf'rzeugung sind, daJ.i gerade in unserer heu*gen Zcit, 
in -der d..-1· soziale Status oder die Leistungen des einzel­
nen von ,;einem Bildungsstand abhängig sind. das Ler­
nen nicht mit der Schule und der Berufsausbildung auf­
hören kann, sondern daß heute jeder gezwungen ist, wP.'i­
t.en:ulcmen und daß deshalb der Erwachsenenbildung 
eine große Bedeutung zukommt. Nur kann ich den 
Au~führun.gcn , die im Volkshochschulverband damals 
g,l!1naclit 1.vurdcn, nicht ganz folgen, wenn gesagt wurde, 
daß die ErwachsenenbHdung deshalb eine gleiche För­
O(•rung wie die Schulbildung haben müsse. Diese 
Ans icht verkC'nnt, daU gerade die E.rwacllsenenbildung 
'.V<'f~·ntlkh zusammenhängt mit dem Ehrenamt, und daß 
~il· si<'h ;rnfl(eben würde, wenn es verleugnet würde. 
Auf der <1.nderen Seite ist die Bedürftigkeit der Betrof­
fenen bei der Erwachsenenbildung und bei der Schul­
bildung ganz verschieden. Es ist selbstverständlich, 
wenn wir Pflichtschulen hab en und es sich um Kinder 

und Studenten handelt, daß wir das ganz anders unter­
stützen müssen als die Erwacl1senenbildung. Es wurde 
auch in der Diskussion gesagt, daß mit der Kürzung 
der Mittel viele kleine Ol'chester und Theatergruppen 
ihre Tätigkeit einstellen müßten. Hier muß ich sagen; 
Es gab nach dem Krieg sehr viele ThealergrupJ)<:n, 
Laienspielscharen und kleine Orche!!te1·. die ohne einen 
Pfennig staatliche Unterstützung vorbildliche Arbeit 
geleistet haben. 'l\/arum ist das heute in einer Wohl­
standsgesellschaft, wo jeder einzelne viel besser gestellt 
ist, nicht möglich? 

Herr Kollege Fuch:s, Sie haben auf die Wichtigkeit des 
staatspolitisehen Unterrichts hinge\viesen. Ich darf Sie 
darauf aufmerksam machen, daß es gerade unsere 
:rraktion gewesen ist, die durch eine Große Anfrage 

.<iAA • .r::i::gl;i~~. ~li!:r: p~rlamentarischen Behandlung zu­
geführt hat. Wir sind uns bewußt, daß es gerade vom 
slaatsbi.il'gerlichen Unterricht in unseren Schulen ab­
hängen wird, ob unsere Demokratie auf die Dauer Be­
stand haben wird oder nicht. Gerade die Demokratie 
als ein Wagnis der Vernunft, die darauf aufbaut, daß 
es viele mündige und urteilsfähige Bürge1' gibt, die 
über den Weg dieses Staates entscheiden, wird davon 
abhängig ~ein, daß schon in der Schule sehr früh das 
einzelne Kind, der Jugendliche und der Student von 
seiner staatsbürgerlichen Veranhvortung und vom 
Wesen des Staates etwas erfährt. kh meine nur, wenn 
der staatsbürgerliche Unterricht in unseren Schulen 
noch nicht diesen Effekt hat, dann hängt es auch mit 
dem .zusammen, was gestern Gegenstand unserer Be­
sprechung war: mit dem Problem der Bewältigung der 
Vergangenhei t. 8ie stellen heule vielerorts fest, daß 
gerade mancher Lehre-r auf Grund seiner Befangenheit 
gegenüber der Geschichte oder seines eigenen Lebens 
oder seiner Erfahrungen nicht in der Lage ist, staats­
bürgerlkhen Unterricht im Sinne der Demokratie zu 
geben. Aber ich bin mit Ihnen völlig der Meinung, daß 
wir diesem Problem des staatsbürgerlichen Unterrichts 
in unseren Schulen die gflnze Aufmerksamkeit widmen 
müssen und daß wir auch hier einmal anerkennen soll­
ten, welche vorbildliche Tätigkeit gerade durch die zu­
ständige Abteilung des Kultusministeriums und in den 
Bezirksseminaren der höheren Schulen gele-istet wird. 

(Beifall bei der CDU.) 

HPrr Kollege Fuchs, ich bin mit Ihnen auch der Mei­
nung. daß wir gerade die Spannungen, die aus dem 
Ost- West-Verhältnis und den sonstigen geschichtlichen 
Situationen, nur überwinden können, wenn wir offen 
diskutiert"n , wenn wir unsPrc .Tugend und unsere Bür­
ger in die Lage versetzen, auch mit gute-n Argumenten 
zu diskutieren und daß wir sie nicl1t überwinden, wenn 
wlr mit Schwarz-Vleiß-Malerei den Kommunismus in 
einer Über- oder Unterzeichnung an die Wand zeichnen. 
Ich kann 1ndessen keinen Zusltmmenhang zwischen dem 
Erlernen der russischen Sprache und diesem Problem 
finden. Wir haben uns ja im Kulturpolitischen Aus­
s~ttß darüber unterhalten, wie die Sprachenfoige in 
unserer Oberstufe sein muß. Das ist nun eine Entschei­
dung, die wir zu treffen haben. 

(Ab~. Fud1s: Das ist ja klar! - Aug. Dr. Skopp: 
Fakultativ die Möglichkeit zu geben!) 

Ich wollte nur auf den etwas sehr eigenwilligen Zu­
sammenhang zwischen staatsbürgerlichem Unterricht. 
Auseinandersetzung mit dem Kommunismus und Er­
lernen der russischen Sprache hinl!:ewicsen haben. 

Lassen Sie mich zum Schlusse meiner Ausführungen 
kommen. Herr Kollege Fuchs, Sie werde n gerade in un-

• 
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;;crer Fraktion keine Hemmnisse für eine moderne Kul­
turpolitik entdecken können. Ich dar! für meine Frak­
tion erklären, daß wir, gerade auch durch die Haus­
haltsgestaltung, durch die Bewertung der Kulturpolitik 
bewußt herausgestellt haben, daß wir der Bildung un­
.>erer Jugend die erste Rangordnung in unserem Lande 
einräumen und alles finanziell Mögliche dafür tun wol­
len, daß jedem Kind - wie es in der Verfassung steht -
die Chance zu einer besseren Bildung gegeben wird. 
Wenn es darum geht, dafür unser Bildungswesen in 
allen Stufen - ich habe noch nichts über die Hochschule 
gesagt, die sicherlich auch einer Reform bedarf - weiter 
zu entwickeln und möglicherweise auch zu reformieren, 
dann werden $ie die CDU in der vordersten Linie fin­
den! 

(Beifall der CDU.) 

Vizepräsident Picdmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Martenstein (FDP). 

• (Abg. Dr. Kohl: Jetzt aber drauf, Herr Martenstein!) 

• 

Abg. Martenstein: 

Het'l' Pdlsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich danke Ihnen, Herr Kollege Kohl, für den sehr 
ermunternden Zuruf. 

(Vereinzelte Heiterkeit.) 

Ich werde zunächst auch einmal draufgeben, ehe ich 
mich der Sache zuwende. Und damit bin ich schon bei 
Ihnen, sehr vereht·ter Herr Kollege Fuchs, angekom­
men. 

(Stürmische Heiterkeit bei der CDU.) 

Ich will Ihnen sagen, weil Sie ja auch - genau wie wir -
die Geschichte kennen, daß der Anfang der Gewerk­
schaft::;bewegung in Deutschland von keinem geringe­
rem als von dem berühmten Professor Lujo von Bren­
tano eingeleitet word.:!n ist. Er war nebenbei bemerk~ 
der Doktor-Vater des Herrn Bundespräsidenten Profes­
sot· Dr. Heuss. 

(Abg. Dr. Skopp: Was, das war der Doktor-Vater?) 

- Doch, das ist bestimmt wahr, Herr Dr. Skopp. Das 
können Sie im Handwörterbuch der Staatswissenschaf­
ten nachlesen! 

(Abg. Dr. Skopp: Das ist ja das Neueste! - Heiter­
keit bei der CDU. - Abg. Dr. Skopp: Lujo von 
Brentano hat die Gewerkschaftsbewegung in 
Deutschland eingeleitet? - Unruhe bei der SPD. 

- Glocke des Präsidenten.) 

- Ja, durch seine wissenschaftliche Arbeit über die Ge­
schichte der Gewerkschaften in England hat er die Ge­
werkschafü;bcwegung in Deutschland in die Initiative 
gebracht zu einer Zeit, als Ihr geistiger Nährvater 
Kar·l Marx noch nichts von der Gewerkscha!tsbewegung 
hieH und sie total verdammte. 

(Abg. Dr. Skopp: Da muß die doch schon da­
gewesen sein! - Abg. Thorwirth: Eine Zwischen­

frage!) 

Vizepräsident Piedmont: 

Herr Abgeordneter Martenstein, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Abg. Martenstein: 

Bitte sehr! 

Vizepräsident Piedmont: 

Ich erteile das Wort zu einer Zwischenfrage dem Herrn 
Abgeordneten Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorwirth: 

Idl. hätte gerne von Ihnen gewußt, wieviel Kurven Sie 
geschlagen haben, um diesen Zusammenhang herzustel­
len, und wie Sie es begründen, daß von Brentano der 
Begründer der Gewerkschaften war! 

(Abg. Dr. Kohl: Kurven sind keine Fragen!) 

Abg. Martenstein: 

Ich empfehle Ihnen noch einmal das Studium des 
Handwörterbuches der Staatswissenschaften. Es gibt 
unter dem Abschnitt „Gewerkschaftswesen in Deutsch­
land" und „Lujo von Brentano" 

(Abg. Wallauer: Nicht „von" !) 

sehr gewisscnscha!te und belegte Darstellungen. Herr 
Brentano war in den 70er Jahren in England. Dort 
waren die Gewerkschaften bereits zu Hause. Er ist mit 
der Betrachtung des englischen Gewerkschaitswesens 
nach Deutschland gekommen und hat die Grundlage 
für den Anfang einer Gewerkschaftsbewegung gelegt. 

(Abg. Thorwirth: Würden Sie mir bitte einmal 
sagen, welche er gegründet hat?) 

- Er hat keine gegründet. 

(Abg. Thorwirth: Danke schön!) 

Er hat die Initiative im geistigen Sinne gehabt, und 
dann haben Sie nachgezogen! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Herr Thorwirth, das wissen Sie so gut wie ich. Sie sind 
ein Mann dieser Bewegung. Ich meine: Es gibt nicht 
nur Leute, die von Ihrer Seite her kommen und die 
Vergangenheit bewältigt haben, sondern auch Leute 
von unserer Seite. 

(Heiterkeit und Bewegung im Hause. - Abg. Dr. 
Skopp: Das freut uns!) 

Ich finde nur, daß Sie mit Ihren Einwendungen die 
Diskussion zunächst einmal zu erschweren suchen. 

Herr Fuchs, ich dar( weiter anfügen: Wir haben einen 
Schulze-Delitzsdl. auf unserer Seite gehabt; das war 
der Begründer des Genossenschaftswesens. Er hat sogar 
in den 80er Jahren das Genossenschaftsgesetz entwor­
fen. Das muß man wissen. Und Herr Raiffeisen hat aus 
christlich-konservativer Grundhaltung im ländlichen 
Genossenschaftswesen seinen Beitrag zur Bewältigunil 
der sozialen Nöte seiner Zeit geliefert. 

(Glocke des Präsidenten.) 
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Vizepräsident Picdmont: 

Gt>st11tten Sie eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter 
Ma rt.PnstPin? 

Ab.11. Martenstein: 

.Jawohl! 

Vizt'J>räsident Pledmont: 

- Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Thei­
S<'n 1CJ..>U) zu einer Zwischenfrage. 

Abg. Theiscn: 

kh wollt~> diP Frage stellen, was diese Nachhilfestunde 
kn><!Pt! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Abg. i\lartcnstein: 

Sie kost<>t nichts. Vielen Dank, Herr Theiscn. Sie den­
ken an m<>inen Beruf, daß Lehrer lrgendwie Honorare 
fiir Nachhilfei:;tunden fordern. 

1F.rnf!ule Heiterkeit im Hause.) 

Aber das kommt hier nidlt in Frage. Die Kostenrech­
nung könnte nicht .abgegeben werden. 

lZwischcnruf von der CDU: Die ~werkscha!t 
zahlt ganz gut!) 

„ \'it.~Jt~n nank für die Erinne-rung an meine sonstige 
'l'ätill;keit. 

Meine Damr.n und Herren von der S<>z.ialdemokratie, 
Sie nehmen das ausschließliche Verdienst für sich in 
Anspruch. demokratische Entwkklungen in Deutschland 
getragen und gefördert zu haben. Ich könnte Ihnen 
mich E>im• l~ihe von weitere n - -

<Ab~. Dr. Skopp: Wer hat das getan?) 

- Hm'r Fuchs hat das getan. Herr Fuchs hat sozusagen 
das Urheberred11 der deutschen Demokratie !üx· die 
Suziiildemokratle in Anr-pruch genommen, 

tAb~. Fuchs: Das habe i<:h nicht gesagt! -
Zul'Uft.> von der SPD; So eingebildet sind wir nicht!) 

und dieses Urhebenecht will ich ihm ein wenig strei­
tig machen; mehr nidtt. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs­
parteien.) 

D~rübcr hinaus e ine sehr ern:;ie Bemerkung, Herr Kol­
lege l.<'u('hs. die für uns alle, die wir hier sitzen, gilt. 
Die Wl.'imarer Parteien - dazu zähle ich das Zentrum, 
diP ,$;1)7.i<'llrlf>mokraten 1md die Liberalen Demokraten -
hciben den Weimarer Staat. in sdtwerster vaterlän­
dii;cher Not aus der T aufe gehoben, so möchte ich sa­
gen. und durch Jahre hindurch in seiner Politik b~­
~L1mmt. Nach der vernichtenden Schwächung der damals 
bestehendm politi:::ct\en Gruppierung - Ihnen sind die 
Leute zur Kommunistisc.:hcn Partei abgewandert, uns 
sind sie nach rechts davongelaufen - wurde der Unter­
gang d~s Weimarer Staate~ eingeleitet, eingeläutet. So 
au~sd1lio:>ß.liche Rechte in der Beanspruchung demo-

kratischer Zuverlässigkeit sollten daher hier in die­
sem Raume nicht ansgespl'ochen werden. 

. ~g •. ~\u~,l;\s: Das habe idl. alles gar- nicht gesagt, 
Herr Kollege! - Abg. Dr. Skopp : Das hat niemand 

gesagt!} 

Insofern gebe ich keine Nachhilfe, Herr Kollege Thei­
sen, sondern nur eine Rechtfertigung der Tätigkeit der 
politischen Gruppen, zu denen ich mich aus der Vcr­
i:tangenheii zähle. 

{Beifall bei ·den Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Das war das berühmte S('hattenboxen, 
von den der Herr Kollege Kohl heute sprach!) 

- Ich gebe kein Schattenboxen; ich komme zu sehr rea­
len_ Betr ach tu~en. 

(Heiterkeit bei der CDU. - Abg. Thorwirth: Bisher 
war es also nicht re.;il!) 

Meine sehr verehrt~n Damen und Herren! Herr Pro­
fessor Dr Gi>org Picht hat vor ein, zwei .Jahren seine 
berühmten Aufsätze geschrieben, und zwar unter einer 
sehr zugkräftigen Parole, indem er von der kommenden 
Bildungskatastrophe sprach; er hat sie gewissermaßen 
als GPspenst gesehe n. Et· hat sich das Dunkel über der 
pädagogischen Provinz sehr angdegcn :;ein lassen und 
hat eine Vorhersage gemacht, die etwa so lautet. daß 
Deutschland als Kulturnation in absehl>ctr·~r Zeit ab­
zuschreiben sei! Wenn man sagen kann, daß die Auf­
sätze des Herrn Picht eine Bedeutu ng hatten, dann die, 
daß seine Übertreibung deutlich gemacht hat; irn<ofern 
ist seine Aussage von positiver Wirkung. In der Zwi­
schenzeit - Objektivität gilt, meine Damen und Herren -
haben Sie den ..A_".ltrag e ingebracht: „Die Lande5regie­
rung wi.rd ersl.fcht, einen Zehnjahresplan zu erstellen.'" 
Die Landi:'sregierung ist diese-r Auflage nad1gelmmme-n. 

{Abg. Schwarz : Wir haben den Antrag abel' alle 
angenommen!) 

- Den haben wir alle angenommen. und in der Zwi­
schenzeit haben wir d ie Fragen des Zehnjahresplanes 
auch diskutiert. Wir haben dami t gewissermaßen einen 
~samtstrukturplan des füfont!ichen S<'hulwesens ln 
unserem Lande geliefert bekommen; dii !> muß deutlich 
gesehen werden. Diese kulturpolitischen Prioritäten, 
von denen gestern und heute gesprod1en wurdP. gPlten 
nicht nur im Bereich der Bundesre publik von der bun­
desrepublikanischen Haushaltsphmung her, weil in 
Bonn . die Haushaltsansätze .für diese Aufgaben gewiß 
nicht gekürzt. sondern sogar noch erhühl worden sind. 
sie gelten auch für unser Land. 

Allerdings madten wir hier eine Einschränkung, weil 
wir nHmtPml' Leute i:.ind. Wir sehen die Aufgaben der 
Kulturpolitik in der Relation zu anderen staatspolitisch 
notwendigen Aufgaben, und da kommt es darauf an, 
die Verhältnisse so zu gestalten, daß man ke ine Au!­
gahe in der Rangfolge ihrer Bedeutung zu kurz k om­
men länf. Aber schulische Aurgaben werden zunächst 
und zuerst auch von uns ganz groß geschrieben. 

Vor ein paar Monaten war aus Anlaß der Konstituie­
rung der Bundesregierung Herr Professor Dr. I ng. 
Balke in Mainz; er hielt vor den Vertretern der In­
dustrie- und Handelskammer einen Vortrag. Bei dieser 
Gtdegenheit hat Prof. Balke gesagt - das isl ein allge­
meiner urid g!obaler Satz - , daß die Schulaufwendun­
gen eine Investition für die Zukupft seien. 

• 
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Das sind Worte, die gestern und heute schon angeklun­
gen sind, weil wir w issen, daß wir Anschluß an das 
europäische Bildungsniveau brauchen. 

Meina Damen und Herren! Ich beschäftige mich mit 
Herr Picht und dem, was wir getan haben. Herr Picht 
!orderte erstens die Modernisierung des ländlichen 
Schulwesens , zweitens mehr höhere Schüler, das heißt, 
insbesondere Abiturienten, und drittens mehr Lehrer. 
Nicht zu bestreiten war und ist, wir haben einen gro­
ßen Nachholbedarf gehabt, wir haben ihn noch, und 
wir sind darüber einig, daß im wesentlichen nur noch 
Sachüberlegungen anzustellen sind, wo, wann und für 
was Geld ausgegeben wird, nicht daß es ausgegeben 
wird, sondern daß es sinnvoll ausgegeben wird. Diese 
steigenden Beträge werden in dem Kultursektor auf­
gewandt in der Betrachtung, daß wir insbesondere den 
Landkindern die Chance geben müssen - darüber ist 
auch schon eine Aussage gemacht worden -, gute und 
zugleich leicht zugängliche Bildungsstätten mit erwei­
terten Lehrzielen anzubieten. Das sind alles ganz allge­
meine Aussagen. 

Darüber werden aber noch Ausführungen im Detail zu 
machen sein, Ausführungen, die nachweisen, daß wir in 
der Tat den Bildungsnotstand von unserer Seite aus er­
kannt haben und daß dieser Bildungsnotstand entschie­
den angegangen wird. Am Rande erwähne ich - weil 
mir das gerade durch den Kopf geht -, daß es mit die­
sem Bildungsnotstand schon deshalb nicht so schlimm 
bestellt sein kann, weil es gelungen ist, in einem Jahr­
zehnt die Zahl der Studenten an unseren Hochschulen 
zu vcrdoppeln. Die Frage des ländlichen Bildungswe­
sens muß aber vorrangig angesprochen werden, und 
ist freue mich, daß wir tapfere Bundesgenossen auf 
allen Seiten haben. Ich denke dabei an Betrachtungen, 
die beispielsweise Herr Rehwinkel mit seinem Bauern­
verband anstellt. Die liegen genau in der Richtung 
einer modernen Schulpolitik für das flache Land, und 
wenn man von der Seite her seine Unterstützung hat, 
meine Damen und Herren, kann bestimmt nichts mehr 
schiefgehen, denn in der Vergangenheit waren die länd­
lichen Kreise oftmals die besten Bremser für eine fort­
schrittliche Entwicklung. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Meine Damen und Her ren! Das Kultusministerium hat 
am 8. September 1965 erklärt, daß 164 Mittelpunktschu­
len gegründet seien, 150 wenig gegliederte Schulen be­
seitigt worden und 35 Mittelpunktschulen im Bau seien. 
Und bei der Beratung des Kultusetats vor einigen Wo­
chen hat der Sprecher des Kultusministeriums gesagt, 
daß in absehbarer Zeit - wenn ich mich recht erinnere 
- wiederum 228 wenig gegliederte Schulen aufgelöst 
würden und daß wir nach vorausschauender Berech­
nung im Jahre 1974 statt der 3158 Schulen im Jahre 
ifl64 dann nur noch rund 2 600 Volksschulen haben 
werden; dann sind etwa 750 Kleinstschulen beseitigt. 
Das erwähne ich deshalb, weil immer wieder heftige 
Anklagen vorgetrage·n werden, daß sich in den letzten 
Jahren gar nichts getan habe; in Wirklichkeit hat sich 
manche~ getan, und es wird sich noch sehr viel mehr 
tun. 

Inzwischen ist auch die Durchführungsverordnung über 
die Möglichkeit der Zusammenfassung von Volksschu­
len ab dem 5. Schuljahr herausgebracht worden, und 
wir wissen, daß die Organisationspläne fi,ir diese Nach­
barschafts- oder Mittelpunktschulen - sagen Sie, wie 
Sie wollen " in den einzelnen Landkreisen erhebliche 
Schwierigkeiten bereiten. Es sind da viele Meinungen 
w überwinden; sie werden von Eltern, von Lehrern, 

von den Gemeindeparlamenten vorgetragen, und ich 
finde, daß wir eines machen sollten: Wir sollten Bei­
spielschulen zeigen. - Diese würden in kurzer Zeit im 
wahrsten Sinne des Wortes positive Kettenreaktionen 
verursachen und die geheimen Einwendungen und 
Hemmnisse, die gegeben sind, in Zu kunft mit Leichtig" 
keit überwinden lassen. 

(Abg. Hilf: Sehr gut!) 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß nur sachliche 
Diskussionen weiterhelfen und nicht die emotionalen 
Betrachtungen, wie sie immer wieder ganz übcrftüssi­
gerweise in ~chulpolitische Betrachtungen hineinge­
tragen werden. 

(Beifall bei der FDP und SPD. - Abg. Fuchs: 
Gestatten Sie eine Frage?) 

- Bitte! 

Vizepräsident Piedmont: 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, 
bitte ich Sie, bei der Meldung für die neu eingeführte 
Zwischenfrage kurz abzuwarten, denn die Zwischenfra­
gen sind meistens auch von den Stenographen nicht zu 
verstehen, weil das Mikrophon nicht so schnell umge­
stellt werden kann. 

Das Wort zu einer Zwischenfrage hat jetzt der Herr 
Abgeordnete Fuchs (SPD). 

Abg. Fuchs: 

Herr Kollege Martenstein! Sind Sie etwa der Meinung, 
daß die Forderung, die der Herr Kollege Dr. Storch ge ­
stern vorgetragen hat, nämlich noch zwei weitere Päd­
agogische Hochschulen zu simultanen Hochschulen zu 
machen, auch zu diesem Bereich der emotionalen The­
men gehört? 

Abg. !Ua.rtenstein: 

Ich möchte meinen, das ist eine Frage der ratione llen 
Oberlegung. 

(Abg. Dr. Skopp: Mit allen Konsequenzen'!) 

- Ja! Das ist doch konsequent, finde ich. 

Meine Damen und Herren! Ich habe bemei·kt. nur sach­
liche Diskussionen helfen weiter, und ich ·finde, wir 
sollten uns zugestehen, daß die Zukunft der Landschule 
nur in der Zusammenfassung der Kräfte der Land­
schulen zu sehen ist und daß diese technischen und or­
ganisatorischen Fl·agen, die in der Vergangenheit so 
ungeheuer schwer zu bewältigen waren, mit gutem 
Willen lösbar sind. Deshalb erscheint uns auch - da 
stimme ich wieder einmal mit Ihnen überein - durch­
aus die Notwendigkeit gegeben, zu einer beschleunigten 
Zuleitung der Novelle zum Volksschulgesetz, damit wir 
die Dinge wieder einmal besser in den Griff bekom­
men. 

Diese Neuordnung muß unter anderem die FJ·ag<.> der 
Schultl-ägerschaft lösen. Wir wollen gewiß nicht die 
kommunale Zuständigkeit im Bereich der Selbstverwal­
tung antasten, aber im Augenblick scheint uns die 
Frage der Schulträgerschaft zu kompliziert gf!lös t zu 
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1 M~1ncn st~ml 

st•in. Die Fragen des Schulweges sind von untergeord­
neter HE><leutung, nachdem bereits bei der ersten No­
vellierung des Vol.k.sschu.lgesetzes entschieden wurde, 
daß <liP Ko~tim der Beförderung Sache des Landes ist. 

Oie Bildungi;disparität - sagl.e ich -, die noch vorhanden 
isl. :-oll hC!';eitigt werden.. und in diesem Zusammen­
hang eine weitere Bemet·kung. Wir finden, daß die 
l .r>hrE>r nom mehr als bisher den Eltern Bildungshilfe 
v;<'bE>n sollten, indem sie immer wieder daran erinnert 
WPrd..-ri "'111<•n. die Eltern anzusprechen, begabte Kin­
d1•r in w4"iterführende Schulen zu bringen. Die soziale 
V('rflPdlt.un~ des Kindes, seine gesellschaftlichen Ver­
hältni!:'.o;e, sind für uns dabei völlig uninteressant. Das 
muß laut und deutlich gesagt werden. Liberale Gesin­
nunl!; kennt keine 

<Abg. Schwarz: Grenzen!) 

Bildungsprivilegien. Wir würden unsere ganze Vergan­
l(enheit verleugnen, wenn wir - -

(Abg. Dr. Skopp: Ein guter neuer Fortschritt!) 

- Da~ war ~chon immer so, Herr Dr. Skopp! 

Vizepräl'idt>nt Piedmont: 

Herr Abge.„rdneter Mart.enstein, gestiitten SiP, eine 
7..wil'<'henfra~e des Herrn Abgeordneten Dr. Skopp? 

Abg. Martenstein: 

.Jnwohl! 

''izepräsident Piedmont: 

Zur Stellung einer Zwischenfrage hat das Wort der 
Hel'r Abgeordnete Dr. Skopp (SPD). 

Abg. Dr. Skopp: 

Soll <lie~e Fei;tstellung von Ihnen, Herr Kollege Mar­
tenstein, bedeuten, daß Sie die Einstellung Ihrer gei­
~1.ig~n Vorväter, der Nationalliberalen, zu dieser Frage 
'.'C't·leugnen wollen? 

Abg. l\lartenstein: 

Td1 t"rkliire. daß meine geistige Herkunft nicht vom 
Nationallibcrali.smus geprägt \'\f'Urde, sondern vom Frei­
~i nn. und der hat diese Einstelliung, die ich hier vor­
tra~e. immer gehabt. 

iAbg. Dr. Skopp : Dann müssen Sie auch in Zu­
kunft immer die wurzeln angeben, auf die Sie 
:-ich beziehen im Liberalismus, sonst entstehen 

Irrtümer!) 

- ~st<lil•m Sie. Herr Dr. Skopp, das ist ein bißchen 
umständlich; dann komme ich wirklich in den Geruch -
ich bin schon vorhln von dem Herrn Ko!legen Theisen 
verdächtigt worden -, ich würde Nachhilfe geben wol­
len. Und so weit gebt meine Absicht \':i.eder nicht, daß 
ich mit Fußnoten. wie sie in einem Gelehrtenbuch ge­
geben ~ind, in eine Rede einarbeite. Im Falle der Not 
bin ich aber jedei-1.eit bereit, Ihnen den Nachweis der 
Quellen meiner Betrachtungen anzubieten. 

(Abg. Gaddum: Sie hätten es aber sicher noch 
leichter als die SPD!) 

- Ja. ich glaube auch! 

(.Heiterkeit bei der CDU. - Abg. Dr. 1jkopp: tzum 
Abgeordneten Gadduml: !Jas ist aber ein großer 

rrrtum von Ihnen, Herr Gaddum 1) 

Diese Bildungsgespräche scheinen uns zwingend zu 
sein, meine Herren, um befähigten Kindern den An­
i1chluß an weiterführende Schulen 7.U sichern. Rega­
bungsreserven mUssen beeinflußt, gelenkt und geleitet 
und s011t1>n von der Menschenliebe des Lehrers und 
von df'r Einfühlungskraft der Pädagogik gestützt wer­
<f<'n. 

Noch eine Betr~chlung! Der Unterridlt in den Anfän­
gerklassen der h öheren Schul€'n - man denke an den 
Unterrichtsbeginn bei r'remdsprachen - macht Schwie­
rigkeiten. Daß weiß jeder. Der Übergang in die weiter­
führende Schule muß gesichert sein. Die Kinder müs­
sen zu dieser Unterrichtsform an dieser Schule Kontakt 
linden. Hier ist noch >'ieles nachzuholen. Ich bin immer 
wleder erschrocken. wenn ich Dinge höre, die sich aus 
dem dritten und vierten Schuljahr anbieten. Da ist keine 
Vor;irh<>it, um eine Basis abzugeben für e ine Weiter­
arbeit der höheren Schule. und für die verbleibenden 
Kinder in der Volksschule muß bd der Zusammenfas­
sung der Schule die Sicherheit geschaffen werden. dort 
wo es angängig ist, Parallelklassen zu konstruieren, 
damit im Kul'sus- und Kernunterrichl g;eal'beitel wer­
den kann. 

Es wären noch weitE're Bemerkungen über den Ausbau 
des ländlichen Volksschulwesens zu machen. Ich könnte 
übe1· Fremdsprachen und dies und jenes spr'echen. Das 
ist alles schon geschehen, deshalb verzichte ich. Eines 
lassen Sie mich aber noch sagen. In den letzten Jahren 
sind immer wieder von diesen und jenen zuständigen 
Behörden und rcrsönlichkdt<>n des öffentlichen Lebens 
begründete Klagen laut geworden, daß die körperliche 
Erziehung, die Ertüchtigung unserer J ugend, Schaden 
nähme. Ich meine, daß man hier auch versuchen sollte 
von seilen der Schulverwaltung. Immer wieder die Leh­
rer am:uweisen, daß die Kinder von diesen Lehrern in 
die T~rn- und Sportgemeinde geschickt werden, daß 
man ihnen empfiehlt, dort mitzuarbeiten. Man könnte 
auch Schulgemeinden des sportlichen Tätigkeitsdranges 
schaffen, um nicht nur bei den Bundesjugendspielen, 
sondern auch durch das gesamte Jahr hindurch, ich 
möchte fast sagen, in dem Wettbewerb sportlicher Lei­
stung zu stehen, um von da aus die Freude zu haben, 
sich immer wieder körpel'lich zu b etätigen. 

Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische 
Fraktion hat einen Antrag eingebracllt au[ Rationali­
sierung des Schulhausbaues. Wir begl'i.ißen diesen An­
trag. Wir selbst haben schon wiederholt über diese 
Dinge gesprochen. Sie werden sich erinnern. 

l .~.si::Pn Sie mich in diesem Zusammenhang, weil wir 
Haushaltsberatungen haben, aber dod1 einige wichtige 
Zahlen nennen, um die Vordringlichkeit der Beratun­
gen dieser Materie klar zu sehen. Wir haben das 
Zehnjahresprogramm. Nach einem Überschlag, so wie 
fch die Aufgabe schätze, koi;tel die Erstellung dieser 
Gebäude rund 3 Milliarden DM. Zwei Drittel bleiben 
beim Land - das sind 2 Milliarden DM nach der heu­
tigen Kostenberechnung -, ein Drittel wird wohl von 
den Gemeinden getragen werden müssen. 

Da stand im Sonntagsblatt „Die Zeit" Nr. 4 vom 23. 
Januar ein Aufsatz von Professen· Edding. Das ist der 

• 

• 
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Ve rfasser eines Lehrbuches über die Bildungsökonomie 
in Dootschland. 

(Abg. Schwarz: Das war Nachhilfeunterricht. -
Abg. Dr. Rös!er: Aber wir sind dankbar dafür!) 

- Danke sehr! 

(Abg. Dr. Skopp: Solange es gebührenfrei bleibt! 
- Heiterkeit im Hause.) 

- Es bleibt immer gebührenfrei, keine Sorgen! Ich 
wollte bemerken, der Verfasser erklärt, daß die Eng­
länder um ein Drittel billiger bauen als wir. Dazu 
wäre jetzt vieles zu sagen. Iü.'1 verzichte au! BetraU1-
tungen, die ich da anbieten könnte. Ich deute nur eine 
Gedankenrichtung an: Die Engländer gehen von dem 
Kostensatz je Schüler aus und multiplizieren die Zahl 
der Schüler mit der Kapazität der Schule und kommen 
damit :w einem Kostenlimit für die Schule selbst. Wir 
gehen von der Zahl der Räume aus und kommen zu 
Ko:;tenaufwcndungen, die sehr viel höher liegen, als 
sie in England gegeben werden. 

Es sitzen hier eine Reihe von Bürgermeistern und 
Oberbürgermeistern. Sie werden sich, Herr Dr. Skopp, 
so wie ich Sie kenne, nicht besonders angesprochen 
fühlen; vielleicht sind Sie auch gar nicht sündig ge­
worden. kh weiß es nicht. Ich kenne Speyer zu wenig. 
Ich habe nur das Gefühl, meine sehr verehrten Her­
ren Bürgermeister und Oberbürgermeister, als wenn 
Sie bei der Errichtung eines Schulhauses sich so ein 
kleines persönliches Denkmal errichten wollten. 

(Abg. Dr. Skopp: Ach nein!) 

kh komme von ·diesem Verdacht nicht frei und meine, 
daß von dem kommunalen Kostenträger aus gesehen 
nicht die notwendige Einschränkung an Aufwand bis­
her zu bcobacllten war, die man sich hätte wünschen 
müssen. Bildhaft gesprochen, meine Damen und Her­
ren, soweit ich etwas von dem englischen Schulhaus­
bau begdffen habe auf Grund der Lektüre, die ich da 
gctrkbcn habe, möchte ich sagen, die Engländer fabri­
zieren die Schulhäuser wie das VW-Werk in Wolfs­
burg den VW, unsere Gemeinden haben aber die Mei­
nung, um beim Bild zu bleiben, jede Gemeinde müsse 
einen Mercedes 220 S haben . 

(Abg. Hilf: Sonderanfertigung! - Abg. Dr. Storch: 
Mit pädagogischer Einspritzpumpe! - Heiterkeit 

im Hause.) 

- Das ist die pädagogische Einspritzpumpe! 

Meine Damen und Herren! Man hat über die pädago­
gische Bildung unserer Lehrer gesprochen. Wir haben 
in der Zwischenzeit einen Ausschuß für Strukturfra­
gen der Volksschullehrerbildung beschert bekommen. 
Damit ist die innere Struktur der Pädagogischen Hoch­
schulen angegangen. Gemeint ist der Studienaufbau 
und die Studienplanung. Ich vermute, daß die Arbeit 
dieser Herren in dem Ausschuß für Strukturfragen sich 
zu orientieren hat an den Anforderungen der Volks­
schuloberstufc der Zukunft und daß wir, ob wir wol­
len oder nicht, den Fachlehrer auch in der Volksschule 
in der Zukunft haben werden. Die Notwendigkeit des 
Angebotes eines Wahlfachstudiums zeichnet sich somit 
im Rahmen der Pädagogischen Hochschulen ganz deut­
lich ab. Man stellt sich natürlich die Frage, die wir un­
längst schon von hier aus gestellt haben, ob in Zukunft 
die Trennung der Ausbildung der Volksschullehrer in 

Grundschullehr-er und Hauptschullehrer gegeben ist 
oder nicht. Das sind alles Dinge, über die man sidl 
noch unterhalten \"ird. 

Im übrigen auch hier eine Anmerkung in Richtung der 
Forderung des Herrn Picht. Herr Picht fordert mehr 
Lehrer. Am Rande sei vermerkt, daß das Land Rhein~ 
land-Pfalz im vergangenen Herbst in d er Lage war, 
fast 900 Lehrer nach der ersten Prüfung in den Volks­
schuldienst zu übernehmen. Und dann ist über Abitu­
rientenvermehrung dieses und jenes gesagt worden. Da 
möchte ich eine ganz nüchterne Feststellung treffen: 
Abitur ist von Land zu Land nicht das gleiche Abitur. 
Das muß auch ganz deutlich gesehen werden. Wenn 
man weiß, daß die Engländer in ihrem Reifezeugnis, 
das zum Besuch einer Hochschule berechtigt, nur fün! 
Fächer haben, und wir, wenn ich gut ovienticrt bin, noch 
neun haben - zu meiner Zeit waren es noch mehr - , 
dann meine ich, daß wir im Verhältnis zu den westli­
chen Ländern zuviel der Jugend .abfordern. Anderer­
seits ist mir klar, daß die Qualität der Ausbildung 
irgendwie ein Minimum an Wissen erfor-dert. Darüber 
sollten wir uns auch einig sein. Abci· alle diese Dinge 
müssen Sie, wenn Sie schon diese Grundfragen der 
Bildungspolitik ansprechen, in der Relation sehen und 
nicht in der Ver-absolutierung, indem man von der 
nackten Zahl ausgeht und sagt: hier sind soundsoviel 
und da sind soundsoviel Abiturienten, und weil dieser 
Unterschied in der Zahl sich zeigt, ist damit das eine 
Land unterentwickelt und das andere hat den Gang 
der normalen Entwicklung hinter sich. 

Darüber hinaus noch ein Wort zur Frage der Durch­
lässigkeit! Alle diese Fragen sind angeklungen, ich 
habe mir das schnell mitgeschrieben. Meine Damen und 
Herren! Wenn Sie die Durchlässigkeit in dieser radi­
kalen Anwendung wollen, wie das gefordert wir-d, 
dann hat das in der Konsequenz eines für sich, näm­
lich die Konstruktion der Einheitsschule, anders geht 
es nicht, oder aber umgekehrt, Sie lassen die Kinder 
dn die höhergeartete Schule mit der Au!lage, daß diese 
eine gezielte und sehr intensive Förderung des einzel­
nen Schülers be treibt. Das kostet aber entsetzlich viel 
Lehrer. Und die haben wir nicht. Auch das muß deut­
lich ausgesprochen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich hatte nicht die Absicht, 
über die Kieler Beschlüsse zu spr-echen. Aber nachdem 
der Sprecher der sozialdemokratischen Fraktion und 
Sie Herr Hilf von der CDU den Schuljahrwechsel an­
gegangen sind, erlaube ich mir, ganz kurz noch einmal 
unsere Überlegungen .hier vor der Öffentlichkeit dar­
zulegen. Die Ständige Konferenz der Kultusminister 
gibt von Zeit zu Zeit Dokumentationen heraus; und da 
gibt es eine Dokumentation Nr-. 4, die im November 
1962 erschienen ist. Ich habe sie zu Hause. Da ist da­
mals schon über die Umstellung von Ostern au! Herbst 
im Schuljahrbeginn gesprochen worden, über Nach­
teile und Vorteile, und es wurden alle möglichen theo­
retischen und schulrechtlichen Betrachtungen angebo­
ten. Nachdem sich die Her-ren Kultusminister mit die­
ser Dokumentation von 1962 bis 1965 beschäftigt haben, 
haben sie dank ihrer besonderen Weisheit nichts BE!fl­
seres zu tun gewußt, als zum Schluß die Bonner Be­
schlüsse zu fassen. Ich nehme einen Herrn aus, der 
sitzt hier-, denn er hat am wenigsten zu den beanstan­
deten Beschlüssen beigetragen. Insofern verdient er 
ausdrückliches Lob. 

Wenn er am wenigsten einen Beitrag zu der Sonderlö­
sung, die gefunden wurde, geliefert hat, dann nur des­
halb, weil er, wie wir alle wissen, die Möglichkeit der 
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ErrPiehung der Bundeseinheitlichkeit nicht noch mehr 
er::1dlweren wollte. Die Kie ler Beschlüsse waren nach 
allem, was erarbeitet wurde, das Beste, was angeboten 
werden konnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Da k~m P.S wirklich darauf an, zu sagen: Wir lassen das 
Sdiuljahr durchlaufen bis zum Sommer des nächsten 
.Jahres und haben dann eine einheitliche Einschulung, 
V<:>r<;Pt7.ung und die Entlassung aus den Schulen. Dann 
sind aber die Kultusminjster, so gescheit wie sie sind, 
nach Hause gefahren und haben darüber nachgedacht, 
daß sie, wenn sie die Dinge so ein bißchen verschieben 
würdPn. billigerweise durdi einen Rechentrick zu einem 
9. Schuljahr kommen könnten. Herr Professor Dr. 
Schütte von Hessen hat außerdem noch die zusätzliche 
Erfindung gemacht, daß er auf diese Weise um.gekehrt 
die Zahl der höheren Schuljahre verkürzen könne. 
Nachdem diese Lösung der einzelnen Herren Kultus­
minister gefunden war, kam es zu den berühmten Kon­
striuktionen „Rheinbund" und HNorddeutsd1er Bund" 
mit d~m Endergebnis, daß der viel gerülunte kultur­
politische Föderallismus sich selbst den schlechtesten 
Dienst erwiesen hat. 

(Kulti.JSmin1!'tP.r Dr. Orth : D.as war der Sünden­
fall, Herr Kollege Martenstein!) 

- Ja! 

Dj('se Dinge müssen noch deutiidier gesehen werden. 

Jetzt komme ich an Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU. Nadidem das alles passiert war, haben Sie 
die Diskussion mit Ihrer eigenen Initiative noch ein­
mal erhöht, ihre eigenen Vorstellungen entwickelt und 
zunächst das abgelehnt, was die Länder Rheinland­
Pfalz. Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg 
akzeptiert hatten. Hier erkläre ich: Ich habe Ihre Hal­
tung nicht verstanden, denn Sie haben dem Fehler, den 
di(' HerrP.n in Bonn gemacht haben, einen eigenen 
rhPinland-pfälzischen Fehler hinzugefügt. 

(Abg. Dr. Skopp: Unter Brüdern, die sich bei der 
Hand halten, sollte dai; nicht vorkommen! - Abg. 
Dr. Storch: Da haben sich die Brüder gerade mal 

losgelas~n!J 

kh hoffe, daß man zum Schluß noch zu einer ver­
nünftigen Regelung kommt, aus der Betrachtung der 
gegenseitigen Abhängigkeit heraus, in der wir doch in 
dieser .Jo'rage stehen. Wolle n wir doch d1rlich sein: Wir 
sind alle gegenseitig abhängig, wenn diese Erkenntnis 
auch sdiwerfällt , und zum Schluß beziehen Sie genauso 
Prügel wie wir, für eine Dummheit, die wir nicht zu 
verantworten haben. 

Meine Damen und Herren! Es sind von seiten des 
Herrn Kollegen Fud1s eine Reihe von Gedanken vor­
getragen worden, die mehr finanzpolitischen Charak­
ter haben. Ich möchte behaupten: Wir verlieren die 
Orientierung, wenn wir den Kompaß der finanzpoli­
til;chen Möglichkeiten nicht benutzen, denn ei; wird in 
diesen Jahren viel gefordert. Für uns stellt sich die 
Frage. ob wir noch mehr tun können, als das llbher d er 
Fall war. Wenn ich daran erinnere, daß in Nordrhdn­
Westfälen, das immer als das finan:ckräftigste Land ge­
golten hat, der Landtag b e!>chlossen hat, statt 90 Mil­
lionen DM nur 30 Millionen DM im Landeshaushalts­
plan für die Gewährung der Lernmittelfreiheit einzu­
setzen, dann merken Sie, daß auch dort die Herren 
Ang!lt vor ihrem eigenen Mut belwmmen und die Gieß-

k.annenpolitik, von der vorhin gesprochen wurde, nicht 
mitmachen wollen . 

.... i .a .1 • 

Zur Erwachsenenbildung : Selbstverständlich ha~n Sie 
recht, Herr Kollege Fuchs, wenn !=lie meinen, die Er­
wacb~n.enpllqqng leide Not. Ich finde auch, daß sie 
gesichert bleiben muß. Darum hat. das sehr geschmerzt, 
daß wir uns dazu durchringen mußten, entscheidende 

1 Ki,i,l:;?,i,m.&.~m ... .Y.91:?;1'\P.~hrnen . . Ich erinnere mich: Als ich 

l
! hiel' im Landtag angefangen habe - jetzt kann ich mich 

täuschen, ich spreche aus der· Erinnerung heraus -, 
.!. wurde das Volkshochsd1u1wesen 1951 - Frau Hennans­

Hlllcsheim;·· Sie "sind. ja eine alte Mitkämpforin - m it i etwa 150 000 DM dotiert. Mittierwelle sind wir- bei 
t 1750000 DM ·angekommen. Wir haben also verzwölf­
i facht, möchte ich fast sagen, und zwar wurde der An-

1

, satz in einem Tempo angehoben, wie kein anderer Be­
reich im kulturellen Sektor den Vergleich anbieten 
kann. Nebenbei bemerkt: Bei einem Vergleich der Be­

l- zuschussung von Volkshochschulen, etwa mit Hessen 
, „P~~F.. .• ~tl9.filr.1r.n .. ,~~!:1~.es.n 1. I,ie~t Rheinlal'.ld-Pfalz durchaus 

in einer gut vertretoaren Mitte. Ich bin der Meinung, 
daß die KUrzung~n der Finanzierungshilfen, so be­
dauerlich sie sind, nicht die Folgen hab~n. von denen 
gesprodien wurde. Es handelt sich dabei um eine Um­
gruppierung von Ausgaben, die schon in der Vergan­
genheit diese und jene öffentliche Kritik erfahren ha­
ben. Ich meine in dem Zusammenhang, dit.> Volkshoch­
schiule würde eine entscheidende Förderung erfahren, 
wenn sich der H err Kultusministt.>r dazu entsliiließen 
könnte, wiederum die Leiter seiner Schulen regelmäßig 
zu veranlassen, die Kinder, dje unsere Schulen besu­
chen, in die Volks·hochschuilehrg8nge w schicken. Der 
Besuch •von Volkshochschulen ist ein echtes Stück W ei­
ted:lildung auf priivater Basis. Hier könnte die Lehrer­
schaft durchaus etwas Zusätzliches t.un. Ein aufmun­
ternd zuspttch~ndes \l/ort \väre erfo!·der!ic.l-i~ 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! 
Daß die Volkshochschulen einen staatsbürgerlichen Bil­
dungsauftrag haben, das wissen wir auch. Der Kom­
munismus kann - das wissen wil' so gut wie Sie - nicht. 
mit Waffengewalt überwunden werden, sondern nur 
geistig. 1'.n den Volkshoch!>chulen ist in der Auseinan­
dcrset:wng mit den Erwa<.:hsen~u eine Möglichkeit der 
fruchtbare.n Gesprächsführung gegeben. Deshalb meine 
ich, sollten wir audi aus dieser staatspC1litischen Ver­
antwortung heraus bereit sein, Volkshochschularbeit zu 
unterstützen. 

Ich könnte noch· eine Reihe von Betrachtungen über 
diese und jene Ausbildung von Lehrpersonen machen. 
Wir haben die h U11eren Fachschulen, d ie Wirtsd1alts­
oberschuien eingerichtet, die den Anschluß an die Uni­
versitätslehrgänge finden, damit sie dann später das 

· höhere Lehrarnt an Berufschulen beginnen und über­
nehmen können. Ich verzichte aber darauf. 

Lassen Sie mi.ch zum Sc.11luß einige ganz allgemeine 
Bemerkungen machen. Wir alle sind Kinder u nserer 
Zeit und sind bestlmmt vom Zeitgeii>t. Dieser Zeitgeist 
zeigt sich in widersprechenden 7..eit.striirnungen. Da hört 
man immer wieder die Mahnung : Seht mal hinüber 
über d en Rhein, dort drüben ist das Land, das vorbild­
lich pädagogisch wirkt. 

(Abg. Schwarz: Das von Mikh und Honig fließt!) 

trnll"w'en~ 'ID:än genauer hinsieht, merkt man, daß auch 
dort die Suppen mlt Wasser gekocht werden . Ich finde: 
Wenn leb. da und dort etwas von den widerspruchsvol­
len Außerungen richtiger Pädagoge n lese und höre, in 
dem sie den Qualitätsschwund der Studierenden bekla-
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gen, und wenn dann von Herrn Dichgans gesagt wird, 
man müsse die Studienzeit abkürzen, man käme mit 
dreißig Jahren erst in den Beruf und dann die Real­
schullehrer das 11. Schuljahr fordern, andererseits Pro­
fessor Schütte den Gymnasien das 13. Schuljahr weg­
nehmen will, dann merken Sie, daß wir pädagogisch 
gesehen, in einem babylonischen Sprachwirrwarr stek­
ken. Es wird von der Fünftagewoche gesprochen und 
gesagt, sie sei ein unerhörter pädagogischer Fortschritt. 
Sie ist aber nur möglich, wenn man den Nachmittags­
unterricht einrichtet. Nachmittagsunterricht im Schicht­
unterricht bedeutet aber einen unerhörten Rückschritt. 
Wir meinen, man sollte sich in aller Ruhe und Sach­
lichkeit mit diesen Fragen beschäftigen. Wir brauchen 
nicht von heute auf morgen d i e Schulreform. Euro­
päische Nachbarländer, ich denke an England und 
Schweden, haben sich für pädagogische Reformen Jahr­
zehnte Zeit gel'lommen. Wir wollen alles innerhalb von 
paar Monaten machen. Das geht nicht. Alles Vernünf­
tige erfordert eine vernünftige Zeit. 

<Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Politik machen heißt zwei­
follos Zukunft mitgestalten helfen. Wir stehen wieder 
einmal, schulpolitisch gesehen, vor einem neuen Jahr. 
Ich möchte fast ~gen, wenn man in der Mitverantwor­
tung steht, wie wir, dann möchte man gleichsam die 
Gegenwiart !esthalten, um die Fülle von Aufgaben, die 
sich ?eigen, besser erledigen zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Pledmont: 

Das Wort hat Herr Kultusminister Dr. Orth. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Herren! 
Es ist mir gesagt worden, ich möchte nach Möglichkeit 
um 17 Uhr mit dem, was ich vorzutragen habe, zu Ende 
Sc> in. 

(Abg. Thorwirth; Sprechen Sie ruhig etwas länger!) 

Ich glaube aber, daß ich das hinbringen werde. Auf 
jeden Fall haben mir beide Herren Vorredner zunächst 
einmal vieles von dem, was ich als Antwort auf Ihre 
Ausführungen, Herr Kollege Fuchs, sagen wollte, in 
dankenswerter Weise bereits richtiggestellt und somit 
meine Arbeit erleichtert. 

Zunächst zu dem Zehnjahresplan, Herr Kollege Fuchs, 
mit dem Sie begonnen haben. Es gibt ein altes Sprich­
wort, das heißt; Sieben Städte streiten sich darum, 
welche die Geburtsstadt Homers war. Und hier habe 
ich heute erlebt, drei Fraktionen in diesem Hohen Hause 
streiten darum, wer der Initiator des Zehnjahresplans 
war. Nehmen Sie es einem Kultusminister bei seiner 
Deschcidenheit nicht übel, wenn er sagt; Schon bevor 
ein Antrag vorlag, war der Zehnjahresplan im Kultus­
ministerium fertig. Als der Antrag kam, war es für uns 
gar nicht schwer, ihn in gedruckter Form und deshalb 
auch in kurzer Zeit vorzulegen. Der Plan lag deshalb 
schon vor, weil wir für die Kultusministerkonferenz 
und für eine Gesamtkonzeption in der Bundesrepublik 
eine ganze Anzahl Einzelfragen auszuarbeiten hatten. 
Wir hatten mit anderen Ländern schon in einer Ab­
sprache und in einer statistischen Vorarbeit für unser 

Land festgestellt, was zu tun notwendig war. Der Kul­
tusminister will sich in den Streit nicht einmischen, 
darf aber sagen, daß er der Initiator dieses Zehnjahres­
planes gewesen ist. 

Herr Kollege Fuchs, Sie haben in einem Satz diesen 
Zehnjahresplan als eine gute Sache dargestellt und be­
urteilt; dafür danke ich Ihnen. Gleichzeitig haben Sie 
gesagt, in diesem Plan seien eine ganz Anzahl Pro­
bleme unberücksichtigt. Sie stellten die Frage, was mit 
den Pädagogischen Hochschulen geschehe. Es war nicht 
die Aufgabe des Zehnjahresplanes, festzustellen, was 
aus diesen Schulen werden soll. Aber daß wir unsere 
Pädagogischen Hochschulen in den vergangenen Jahren 
- wir haben oft darüber diskutiert, deshalb war ich 
über das, was Sie vorgetragen haben, sehr erstaunt -
wirklich von einer Lehrerbildungsanstalt zu einer Hoch­
schule gebracht haben - nicht dadurch, daß wir sie 
deklariert haben, sondern daß wir sie in ihrem Innern 
dazu ausgestaltet haben -, kann wahrlich niemand be­
streiten. Wenn Sie fragen, warum man sie nicht zur 
wissenschaftlichen Hochschule mache, dann bemerke 
ich, daß ich darüber auch schon einmal gesprochen habe . 
Ich sage noch einmal - die Lehrer gehen mit mir kon­
form -: Wissenschaft kann man nicht dekretieren, sie 
muß erarbeitet werden, dazu braucht man Jahre. Un­
sere Pädagogischen Hochschulen wissen, daß sie in den 
Rang einer wissenschaftlichen Hochschule kommen in 
dem Moment, in dem sie das alles, was als Rahmen den 
Hochschulen heute schon geboten Ist, auch ausfüllen, 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU.) 

Ich habe selbst gestern abend - rein zufällig - mit einer 
Anzahl Professoren an Pädagogischen Hochschulen in 
der Gaststätte dieses Hauses meinen Abend verbracllt. 
Es war mir interessant, einmal deren Sorgen zu hören. 
Wir haben über alles, was wir in unseren Hochschulen 
tun wollen, miteinander diskutiert. Wir richten an allen 
Hochschulen Institute ein. Und dort beginnen wir eben 
damit, was bis jetzt an der Pädagogischen Hochschule 
war, wirklich mit einer Arbeit, wo nicht nur die Didak­
tik gelehrt wird, die der Lehrer für seinen Beruf später 
braucht, sondern wir kommen jetzt soweit, daß auch 
der Student an der Pädagogischen Hochschule wie der 
Student an anderen Hochschulen und Universitäten ein 
Studium in seiner universell abgerundeten Form be­
treiben kann. Wenn nun festgestellt wird, daß' vielleicht 
in dem einen oder anderen Land die Pädagogischen 
Hochschulen die Bezeichnung „wissenschaftliche Hoch­
schule" haben, dann ändert das daran gar nichts. Dar­
über haben wir gestern abend gesprochen. Ich kann 
Ihnen eines sagen : Ich merke gar nicht, daß Profes­
soren oder Dozenten abwandern, weil unsere Pädagogi­
schen Hochschulen schlechter seien als in anderen Län­
dern. Der Rektor der Pädagogischen Hochschule in 
Worms beispielsweise, der jetzt zum Rektor gewählt 
wurde, hatte einen sehr ehrenvollen Ru! nach Hessen. 
Er war bei mir und sagte, daß er im Land Rheinland­
PCalz bleiben wolle, dieser Betrieb an der Pädagogi­
schen Hochschule gefalle ihm. Wir haben in den letz­
ten Jahren eine ganze Anzahl von Dozenten und Pro­
fessoren, tüchtige junge Leute, von anderen Ländern 
angeworben. Sie wären sicherlich, wenn der Stand un­
serer Pädagogischen Hochschulen nicht dem Rang de­
rer, an der sie wirkten, entsprochen hätte, nicht in un­
ser Land gegangen. Alle sind sie gerne gekommen. 

Sie haben den zweiten Bildungsweg angesprochen. Zu­
nächst darf ich sagen, daß wir mit dem Ersten Bil­
dungsweg in Rheinland-Pfalz schon früh begonnen und 
neben unseren Beru!sschulen die Berufsfach- und Be-
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rufsaufb<tuschulen betrieben haben. Das wissen Sie. Ich 
14laub<~ , dann kann niemand von einem Versäumnis 
l't•d(<n, Die Ol:wrslu!e des Zweiten Bildungsweges haben 
wir in Speyer vor Jahren begonnen. Ich bin heute noch 
der M.-inung - ich glaube, sie wird von der Mehrheit 
gPt~'ilt -. daß wir gut daran getan haben, bei der gro­
UC'n r'iilll" der Bewerber zunächst einmal nur die ge­
nomm.cn zu haben, die sich dem Lehrerberuf zuwenden, 
wt'il dort die größte Sorge besteht. Wenn ich einem Miß­
~timct abhdten wiil, muß idl fragen, wo ich im Grund 
dRmit be~innen muß. Es bestand kein Zweifel darüber, 
<laß wi1· dort beginn en mußten, wo di.e größte Not be­
staud und wo man .auibaiuen mußte, wenn man ein 
ganzes Schulwesen etTichten wollte. Ich mußte als.o 
ml"'-hr Volksschullehrer haben. Dei.halb haben wir in 
Speyer die Bewerber bevorzugt, die sich für ein Stu'­
dium an einer Pädagogischen Hochschule bereit er­
klärten . 

Ben Kollege Fuchs, Sie lesen doch als Politiker die Zei­
tung, S ie sind ein versierter Mann, der weiß, was um 
ihn herum vorgeht. Der Herr Ministerpräsident hat 
damals in seiner Regierungserklärung gesagt: Wir wer­
den sofort e inen Zweiten Bildungsweg in Speyer ein­
rich1 <:>n und es wird daran anschließend im Nordteil des 
Landes (!benfalls ein solcher eröffnet. Dankenswerter­
weise - hier muß ich Ihren Herrn Kollegen Dr. Skopp 
einmal loben - hat uns die Stadt Speyel" sehr rasch das 
Gelände zur Verfügung gestellt; die Pläne sind fe rtig, 
dPr groU?'..iigige Neubau wird im Frühjalu· 1967 ange­
fangen. Wir haben schon im Dezember veröffentlicht 
- das llal.Jt:>n Sie, glaube ich, gelesen, de1;halb hätten Sie 
di.;>sen Vorwurf gegen die Regierung nicht erheben dür­
fen -, daß im Speyerer Institut •am 1. April 1966 ein 
Zw<:-ih~r Bildungsweg unter dem Namen „Speyer-Kolleg„ 
~'rüffnc1 wird. Wir werden uns zwar in dem alten Haus 
b«helf~n müssen, aber ich hoffe, daß wir den Anschluß 
finden. bis wir den Neubau beziehen können. Wenn Sie 
dRnn l'agen. die Regierung müsse dieses oder jenes 
sctrnf?llf'r machen, muß ich Ihnen anworten: \Vir haben 
von d t>r Stadt Koblenz leider bis heute noch k~inen 
Bauplatz bekommen, auf dem wir das Koblenzer Kol­
leg, das ebenfalls am !. April 1966 eröffne t wird, cr­
richtt>n wollen. Wenn man so als KommunalPolltiker 
unrl Obt>rbür-gcrmeister im Glashaus sitzt, dann sollte 
man - -

<Abg. Fuchi; : Iili bin nicht in Koblenz Oberbürger­
meister!) 

- Ihnen sage ich nachher noch, welche Bauplätze in 
Mainz fehlen, die uns die Stadt geben wollte. 

iHeit.erkeit bei den Regierungsparteien. - Abg. 
i''uch:>: Abel', Herr Kultusminister, machen Sie es 

mit mir nicht so hart!) 

- Sie ha tten j a auch etwas gnädiger mit mir umgeh~ 
kiinnen! 

(Abg. Fuchs: Das war nicht so gemeint!) 

Wir hlihtm uns abe1· etwas einfallen lassen, Herr Kol­
lege Fuchs: Wir haben in Koblenz ein ganzes Haus für 
sehr teures Geld gemietet, in dem wir auch am 1. April 
!!Hm dE>n zweiten Bildungsweg unter der Bezeichnung 
- ic::h habe das schon gesagt - „Koblenzer Kolleg" er­
öffnen. Sie dürfen wirklich nicht bei einer solchen 
Skala sagen, die Landesregierung tue nichts oder sie 
liiH 1 e s ieb et was einfallen lassen sollen. 

Wenn wir zwei Institute des zweiten Bildungsweges 
- mit einer Oberstufe - in Koblenz und in Speyer ha­
ben, dann können wir uns - ich bJ:auche von dem in 

1 
l 
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Mainz nicht zu reden, obwohl wir uns hier auch finan­
ziell engagiert haben, nicht nui· bei den Baumitteln, 
sondern auch bei den Stipendien und den Unterstüt­
zungen nach dem Honne[er Modell - im Reigen der 
übrigen Bundesländer wahrlich sehen lassen. Es wird 
wenig Länder geben, die uns in dieser Sache- übertref­
fen oder erl'eit.:hen. 

Herr Kollege Fuchs, Sie sagten dann: „Die Gemeinden 
haben einen Anspruch darauf, daß sie von der Regie­
rung für ihre SchulbRuten unterstü tzt w erden. Sie müs­
sen endlich einmal mit einem Rechtsanspruch wissen, 
was sie bekommen!" - Unsere Verfassung h'<lt fest~t!legt, 
daß sowohl das Land als auch der Schulträger - Ge­
meinde oder Landkreis - diese Aufgabe gemeinsam zu 
tragen haben. Wir haben doch eint! vorbildliche Lösung 
getroffen, Herr Kollege Fuchs. Wir haben zunäehst ein­
mal nur die Sachlasten bei der Gemeinde oder l.Jd d en 
Gemeindeverbänden belassen und alle Personalk-0sten 
samt und sonders für alle Schulen zu Lasten des Lan­
des Übernommen. Das ist doch eine großzügige Rege­
lung; das kann man doch nicht bestl'eite n. Es g ibt doch 
heule noch Ländet• in der Bundesrepublik, die Perso­
mtlkostenzuschüsse von den Gemeinden verlangen. Zu 
diesen Ländern gehört Rheinland-Pfalz nicht. Deshalb 
darf man nit:l.ll sagen: Das Land sollte das oder jenes 
tun. Wir tun hier wirklich sehr viel. 

Ich erk~ni:i(;"äri: · ;;.;;as die Gemeinden auf dem Gebiet des 
Schulbaues getan haben. Ohne die Gemeinden hätte 
~ LauA .. :ir.Me. Djnge 1n dieser Zeit nicht scharren kön­
nen. Deshalb haben wir auch diese saubere und sach­
liche Trennung, die Dinge nach der Nähe der Aufgaben 
zu .t',r~~·„ Pii~ „heißt ~l.so, die Sachkosten tragen die 
Gemeinden oder die Gemeindeverblinde, während die 
Personalkosten vom Land getrag~n werden, da sieauch 
dort hlnge~ören. 

Sie sagen: Was tut dii>i"I" Landesregierung? Denkt sie 
zum Beispiel nicht an das Problem der Ganztagssch.u­
I.en? „- Sie wissen .genau, daß wir nicht nur daran denken, 
Ste w'!'ssei'i ' es in Ihrer E1genschaft als Ausschußvor­
sitzender; wir haben neulich darüber gesprochen. Wir 
bauen gemeinsam mit der Stadt Kaiserslautern ein 
großes Schulzentrum. Hierzu benötigen wir ein großes 
Gelände. Was passiert aber? Seit acht Tagen befinde 
ich mich - wenn ich eine Kaiserslauterner Zeitung auf­
schlage - auf der Anklagebank. Dort heißt es: „Was 
will das Land und dieser Kultusminister e igentlich? Sie 
wollen eine Masse Gelände auf dem Stiftswald" - oder 
wie das heißt - „und wollen das noch und jenes. Das 
müssen wir ablehnen!" Der eine will es aus dem Ge­
sichtspunkt der Naturschönheit ablehnen, der andere 
aus anderen Gesichtspunkten . W ir kommen nicht wei­
ter, weil wir von den Bürgern dieser Stadt, zu deren 
Wobl wir die Ganztagsschule enichten wollen, täglich 
in der Presse unter Beschuß genommen werden. Ich 
hoCCe, daß wir doch zu einem guten Ende kommen und 
daß diese Schule in Kaiserslautern bald er-Of!net wer­
den kann. Dies wird uns zeigen, wohin wir mit den 
beabsichtigten Vorhaben kommen werden. 

Eines ist klar: Die Ganztagsschule hat große Vorteile. 
Niemand wird sich diesem Problem und dieser Zu­
kunftsaufgabe entziehen wollen. Dabei müssen wir je­
doch folgendes b er eits heule sehen: Millionen und aber 
.Mil~~pne.o..„wird es mepr kosten als heute, was wir für 
die Schulen aufwenden müssen, wenn wir zu dieser 
Sd1ulform gelangen. 

{Abg. Theisen: Sehr richtig!) 
• •:•t • •• „ . 

Sie 'Hagt.en: 'Welchen Anspruch 1wf einen Zuschuß zu 
ihrer Schule haben die Gemeinden? - Zunächst einmal 

• 



• 

53. Sitzung, 8. Februar 1966 1863 

!ICult\ll:imlnlster Dr. Orth) 

haben wir im Realschulgesetz und im Gesetz über die 
höheren Schulen festgelegt, daß die untere Grenze 
50 Prozent beträgt; die Kann-Vorschrift lautet 80 Pro­
zent. Dies ist eine großzügige Leistung, die überall an­
erkannt wird. Es gibt kaum ein Bundesland, das den 
Gemeinden solch hohe Zuschüsse für Schulbauten gibt 
wie das Land Rheinland-Pfalz. Es gehört sich jedoch 
auch, und zwar deshalb, weil unsere Gemeinden nicht 
das aufbringen können, wie beispielsweise eine gut­
situierte Stadt im Ruhrgebiet. Diese braucht von der 
Regierung keine solchen Zuschüsse. Weil wir wissen, 
daß unsere Gemeinden dieser Zuschüsse bedürfen, 
geben wir sie in dieser Form. 

Ich habe bereits gesagt, daß wir diese Aufgabe als eine 
Gemcinschaftsau!gabc zu betrachten haben. Sie dürfen 
dann nicht immer, Herr Kollege Fuchs, den schwarzen 
Peter der Landesregierung hinschieben und sagen: Da 
hast du ihn wieder, zieh du ihn einmal! Wenn ich Ihre 
Vaterstadt hier nehme - das darf man wohl sagen, 
nachdem Sie nunmehr Oberbürgermeister sind -, was 
haben wir in den letzten Jahren für Kummer und Sor­
gen mil der Stadt Mainz gehabt. 

CHört. hört! bei den Regierungsparteien.) 

- Ja, doch. Herr Kollege Fuchs, wir haben für eine An­
zahl von Schulen das Geld zur Verfügung gehabt, und 
es ist nicht gebaut worden, weil uns die Stadt mitge­
tdlt hat: Wir können in diesem Jahre noch nicht bauen, 
und im nächsten Jahr können wir ebenfalls noch nicht 
gleich! 

(Zurufe: Hört, hört!) 

Wir haben Sie gebeten, Sie möchten eine Gymnastik­
halle für das Rabanus-Maurus-Gymnasium - -

(Abg. Fuchs; Wir schai!en es finanziell nicht!) 

- Sie schaffen es finanziell nicht? Ich habe heute mor­
gen einen Brief von Ihrem Bürgermeister Zahn er­
halten. Er schreibt: Wir können es nicht machen. -
Dann dürfen Sie aber doch uns keine Vorwürfe machen! 

(Abg. Fuchs: Habe ich nicht gemacht! - Vereinzelt 
Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

- Doch, doch! Was Sie hier getan haben, war von einem 
Vorwurf nicht zu unterscheiden. Ich wüßte wirklich 
nicht, wie es davon zu unterscheiden wäre. Sie wissen, 
daß wir dringend hier noch ein neues Gymnasium be­
nötigen. Wir haben Ihnen schon längst mitgeteilt, daß 
wir bc1·eit sind, die entsprechenden Zuschüsse für ein 
solches Gymnasium zu gewähren. Es ist uns wiederholt 
von Ihrer Stadtverwaltung mitgeteilt worden: Wir ha­
ben noch keinen Bauplatz; das bedarf einer gewissen 
Zeit. - !c.~ könnte Ihnen eine ganze Anzahl ... -

<Zurufe: Hört, hört! - Abg. Schadt: Geben Sie das 
Geld der Stadt Bingen; die baut es! - Weitere Zu­

rufe der SPD.) 

- Bei der Stadt Bingen ist es noch viel schlimmer! 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

In Bingen steht - wenn ich recht unterrichtet bin - ein 
Gymnasium. Es ist zwar nicht neu, wilhelminischer Stil 
oder so ähnlich. Da hat man jetzt beschlossen: Wir 
brauchen ein neues Gymnasium! Weil wir doch immer 
wieder von Ihnen auch zur Sparsamkeit aufgefordert 
werden und uns gesagt wird: Ihr müßt Wünsche, die in 

diesem Augenblick noch nicht erfüllt werden müssen, 
zurückstellen, haben wir in Bingen gesagt: Wir können 
doch nicht ein neues Gymnasium mit einem Millionen­
zuschuß errichten, wenn ein solches Gymnasium noch 
vorhanden ist. - Dort ist die Sache umgekehrt. Dort 
haben wir der Stadt und dem Landkreis den Neubau 
zunächst einmal abgeschlagen, weil wir sagen : Das 
geht noch ein paar Jahre in diesem Bau, der immer 
noch verwendbar ist. 

Vizepräsident Picdmont: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Kultusminister Dr. Orth: 

Ja! 

Vizepräsident Piedmont: 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Thol'­
wirth (SPD) zu einer Zwischenfrage. 

Abg. Thorwirth: 

Herr Minister, befinden Sie sich nicht in einem Irrtum 
in bezug au! die Schilderung, die Sie eben für die Stadt 
Mainz gegeben haben, wegen des Baues eines weiteren 
Gymnasiums? Es handelt sich, soviel ich weiß, um einen 
Erweiterungsbau, 

(Kultusminister Dr. Orth: Zwei Erweiterungsbauten!) 

von dem ich weiß, daß er in diesem Jahr geplant ist. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Es sind zwei Erweiterungsbauten. Seit Jahren sagen 
wir in Mainz: Die Schülerzahl in den Gymnasien steigt 
so an, daß wir unbedingt ein neues Gymnasium planen 
müssen. Über die Erweiterungsbauten sind wir uns 
einig. 

Herr Kollege Fuchs, etwas anderes. Die Stadt Mainz 
kam zu uns und sagte: Errichtet doch bei uns eine 
höhere Wirtschaftsfachschule. Dies ist eine Schule, die 
ganz vom Land getragen wird, bei der also die Ge~ 
mcinde lediglich den Bauplatz zu stellen hat. Ich bin in 
solchen Dingen vorsichtig. Obwohl ich alle Beteiligten 
darauf aufmerksam gemacht und gesagt habe: „Errich­
tet ist die Schule schnell. Aber könnt ihr mir auch in 
absehbarer Zeit das Gelände geben, um die Schule zu 
errichten?", hängen wir auch fest. Die Stadt Mainz ist 
auch hier nicht in der Lage, uns einen Bauplatz zur 
Verfügung zu stellen. In der Schule jedoch werden die 
Vorwürfe erhoben, und es heißt: Es ist ein unwürdiger 
Zustand. Hier sitzen zu viele Schüler in den alten Räu­
men, und zwar deshalb, weil dieser Kultusminister sich 
hat breitschlagen lassen, die Schule zu eröffnen, ob­
wohl Baugelände noch nicht vorhanden war. Das geht 
nicht gegen die Stadt Mainz; wir haben auch andere 
Städte. Ich bin dadurch jedoch gewitzigt worden. Ich 
habe gesagt: „Künftig wird keine Wirtschaflsfachschule 
und keine Schule, die vom Staat zu tragen ist, erö!!net, 
solange nicht die Voraussetzungen auch von der Ge­
meinde erfüllt sind, daß auch der Bauplatz zur Ver­
fügung steht." 

Vizepräsident Piedmont: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischen.frage? 

Kultusminister Dr. Orth: 

Ja, selbstverständlich! 
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Vizepräsident Pledmont: 

Ich o:-rteile das Wo:rt zu einer Zwischenfrage dem Herrn 
Abg'"ordneten Fuchs (SPD). 

Abg. Fucbs: 

Herr Minister, Ihnen ist sicher bekannt, daß die Stadt 
Mainz eine Reihe von Schulen, auch Sonderschulen und 
heilpädagogische Schulen, freiwillig eingerichtet und 
erhebliche Aufwendungen gemacht hat. Bei der Wirt­
schaftsfad1schule hat die Stadt einen Bauplatz bereit­
ge~tE>11t. Es war alles in Ordnung. Dann hat das Kul­
tusministerium erklärt: Da müssen. wir leider umfas­
sender bauen als ursprünglich vorgesehen, aber auf 
diesem Baugelände geht das nicht. Außerdem sind wir 
ni<.'ht bneit, Tiefgaragen zu bauen. - Die Stadt hatte 
verlangt, Garagenplätze für die Schule zu errichten. 

tAbg . Dr. Neubauer : Wo ist die Frage, Herr Fu~s?) 

- Die Frage ist: Ist Ihnen das unbekannt, Herr Minister? 

<Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Kultusminister Dr. Orth: 

Nein, He rr Kollege Fuchs! Erstens einmal erkenne ich 
an, daß Sie auf dem Gebiet der Sondcrsch1..1len viel ge­
tan haben. Ich habe auch keinen Vorwurf gegen Sie 
erhoben. Aber Sie haben mich heute doch dauernd 
attackiert, 

1Heiterkeit im Hause. - Abg. Dr. Kohl: Jawohl, 
Herr Minister, Sie haben ganz recht') 

und deshalb mußte ich Ihnen dieses Buch einmal auf­
schlagen, in dem auch Ihr Sündenregister a~fgezählt 
werden kann. 

(Beifa ll der Regierungsparteien. - Abg. Fuchs: 
Wenn Sie erst mein richtiges Sündenregister 
kennen würden, dann wäre das viel schlimmer! 

- Heiterkeit.) 

- H<:>rr Kollege Fudls! Ich bemühe mich, in meinem 
Lebenswandel das zu vermeiden. De::;halb habe ich also 
davor keine Angst! Nun wollen wir dieses Thema 
Jassen. 

Herr Kollege Fuchs! Sie haben gefragt: Warum tut 
diese Landesregierung nichts wegen der Förderstufe? 
- Ich habe Ihnen von dieser Stelle au"3 doch oft genug 
gesagt, daß wir die Förderstufe in der Volksschule nicht 
wollen, weil wir sie nicht für r ichtig halten. Aber ich 
mt>ine, man kann das nicht nux mit einer solchen Fest­
stellung abtun. Aus diesem Grunde läuft ja jetzt der 
V<'rsudl einer Förderstufe in der Volksschule der Stadt 
Ludwigshafen. Es .soll mir keiner sagen, ich hätte ja 
nicht einmal den Versuch gemacht, das auszuprobieren, 
oder ich hätte von vomh~1·e1n ein!ach gesagt, ich wolle 
e~ nicht. - Aber die Förderstufe hatten wir nlcht nur 
in Altenkin:hen, sondern wir haben Versuche in ein 
paar Dutzend unserer Schulen, in der Realschule und 
in dem Gymnasium, eingeführt. Ich halte an dem ver­
tikalen Aufbau unseres Schulwesens für weiterführende 
Schulen fest. Ich bin nicht der Meinung, daß die Ein­
heil.,:;~tlwte einen Vorteil bringt. Aber auch das - :;a,:en 
wir E'inmat - sind nicht Dinge, die jetzt einfach für alle 
Zeiten feststehen. Darüber mag man sich, wenn andere 
Verhältnisse da sind - andere soziologische, andere 
wirtschaftliche -, eines Tages unterhalten. Im Augen­
blick haben wir aber nach meiner Meinung viel, viel 

dringendere Sorgen, als daß wir noch die Unruhe in 
unsere Schulen hineintragen, indem wir jetzt auch noch 
mit Experimenten, die iman vermeiden kann, in unsere 
Scllulen gehen. 

Herr Kollege Fuchs - wenn Sie es nicht getan haben; 
Thr Kollege Dr. Raas tut es sicher - , lassen Sie sich ein­
mal die Zeitungen geben, in denen über unsere Presse­
konferenz In Altenkirchen berichtet wird. In Altenkir­
chen war ja der erste Versuch; er ist jahrelang gelau­
fen und ist mit einem großen Erfolg ab.geschlossen 
worden. Wir haben jetzt in e inigen Dutzend Schulen 

· - "icn"sä'g'fä'"es"S'ffiöff"::: 'diese Förderstufe eingeführt. Das 
alles ist in det Pressekonferenz dargelegt worden. Ich 
bitte Sie, das einmal nachzulesen, dann werden Sie auch 
sidier' äreseh Vorv:urf nicht mehr gegen micll erh"'ben. 

Sie haben weiter von dem Schuljahrbeginn gesprochen. 
Ich darf mich bedanken, daß mir bestätigt wurde, daß 
ich mich in diesen Dingen richtig verhalten habe. Es 

·war bedauerlich, daß die Kieler Beschlüsse nicht einge-
halten wurden. Aber warum wurden sie nicht einge­
halten? - weil zwei Kultusminister, die zuge::Jtimmt 
hi..tten, von Kiel nach Hause kamen, und ihre Landtage 
haben dann etwas anderes gewollt als die Kultus­
minister. 

kh meine, ich b efinde mich da in einer guten Lage, in 
W.ese.r .Sa~e .ctoqi das Vertrauen meiner Fraktion und 
- vielleicht auch über die Fraktion hinaus - das Ver­
trauen des Hohen Hauses zu haben, sicherlich der Mehr­
heit des Hohen Hauses. Und damit, glaube ich, werden 
wir auch in Rheinland-Pfalz mit unserem Schuljahr­
beginn sehen, wie sich die Dinge im letzten entwickeln. 
In zwei Tagen wird die Landesregierung das Landes­
gesetz .zur Änderung des Scl1uipflichtg~~tzes verab­
schiedet haben, und dann können wir uns über diese 
Frage unterhalten. Ich möchte nur sagen, ich bin der 
Me!nung, nachdem alle Länder um uns herum - es sind 
fün! Länder, die 60 Prozent der Bevölkerung der Bun­
desrepublik umfassen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, 
Baden-Württemberg, Rhelnland-P!alz und Saarland -
nun eine gemeinsame Lösung abgesprochen haben und 
finden, können wir nicht gegen den Strom schwimmen. 
Ich bin der überzeugung, daß wir mit dieser Sache 
konform mit den anderen Ländern sicherlich zu einer 
Regelung kommen, die alle Eltern befriedigL Die Schwie­
.+~g.l!;i;:Aien, di~ sich in der Schule ergeben, werden wir 
schon überwinden. Sie dürfen sich darauf verlassen, 
daß wit- da zu einer guten Regelung kommen. 

Herr Kollege Fuchi:;, nun habE:n Sie mir noch als Ver­
säumnis vorgewol"fen: Wo bleibt die Novelle zum Volks­
schulgesetz'? - Es ist vorhin schon gesagt worden, das 
Volksschulgesetz kommt mit dem Schulpftichtgesetz, 
d.äS VolkSsdiulgesetz Hegt schon i;t!it Wochen beim Mi­
nisterrat. Wir h aben aber gewartet, damit die beiden 
Ge-Setze gemeinsam verabschiedet werden können. 

Sie vermissen - so !Sagten Sie - die Novelle zum Vo.Jks­
l!kilulgesetz wegen des 5. Schuljahres. Herr Kollege 
Fuchs, Sie wissen als AussehußvorsHzender, daß wir 
alle Planungen bis jetzt so durchgeführt haben, daß 
wir jede Schule, die als Verbands- und Mittelpunkt­
schule eingerichtet wird - obwohl in der 1. Novelle 
steht: 7. und .folgende Schuljahre -, im Bau jetzt so vor­
gesehen haben, daß sie vom 5. Schuljah1· an die Ober­
stufe aufnehmen kann, und daß also diese Maßnahme 
- wie es im Hamburger Abkommen steht - in einer sau­
beren Regelung und mit einer sauberen Organisation 
dutthgeführt \\:erden kann. Also auch hier liegt kein 
Versäunis vor. 

Sie sagten weiter: Warum tut diese Landesregierung 
nichts? Wir brauchen mehr Realschulen und mehr 
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Gymnasien! - Ja, Herr Kollege Fuchs, das haben wir 
doch alles längst besprochen. Wir haben einen Plan, den 
Sie im Kulturpolitischen Ausschuß und im Landtag 
gebilligt haben, einen Plan über den Aufbau unserer 
Realschukn und unserer Gymnasien. Das alles ist mit 
ein Bestandteil - wenigstens bei den Gymnasien - des 
'.lehnjahresplans, so daß ich glaube, wir brauchen dar­
über gar nicht zu reden. 

\Venn vorhin gesprochen wurde - das würde mich in­
teressieren; vielleicht wissen Sie darüber mehr als ich, 
Herr Kollege Fuchs - von dem Bildungsgefälle - auch 
soziologisch - zwischen manchen Bevölkerungsschichten, 
möchte ich sagen, ich habe heute morgen gelesen, daß 
gestern im hessischen Landtag die Feststellung getrof­
fen wurde - ich weiß nicht, ob sie stimmt, aber ich 
möchte sie heute doch einmal in diesem Zusammenhang 
vortragen -, daß das Land Hessen im Prozentsatz der 
Kinder aus Arbeiter!amilien und von der Landbevöl­
kerung, die in weiterführende Schulen gehen, an aller­
letzter Stelle steht. Dem sollte man - glaube ich - ein­
mal nachgehen. 

(Abg. Fuchs: Wer hat denn das festgesteUt?) 

- Das ist gestern im hessischen Landtag zum Ausdruck 
gekommen. Ich lasse mir morgen einmal den Bericht 
geben. Ich hoffe, daß ich ihn schon bekomme. 

(Abg. Fuchs: Das hat sicher dort die Opposition 
festgestellt! - Abg. Dr. Kohl: Das ist wie bei uns!) 

- Es kann sein, daß es die Opposition festgestellt hat. 
Vielleicht hat dort die Opposition einmal das gemacht, 
was Sie hier gemacht haben, Versäumnisse oder irgend­
etwas festgestellt, was nicht siimmt. Das kann sein! 

(Heiterkeit im Hause. - Beifall der CDU.) 

Vizepräsident Plcdmont: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
rforrn A·bgeordneten Fuchs (SPD)? 

Kultusminister Dr. Orth: 

Ja! 

Abg. Fuchs: 

Herr Minister! Wenn der Sachverhalt wirklich so wäre 
- obwohl uns ein anderes Bundesland nichts angeht -, 
daß die Arbeiterkinder und die Landkinder benachtei­
ligt sind, stimmen Sie dann mit mir überein, daß das 
dringend geändert werden muß? 

Kultusminister Dr. 0J"th: 

Ja, da bin ich dafür! 

Herr Kollege Fuchs, wenn Sie meine Schulpolitik in 
den neun Jahren, in denen ich dieses Amt führen darf, 
betrachtet haben, dann haben Sie gesehen, wie wir 
Gymnasien und jetzt auch Realschulen aufs Land hin­
aus legen und wie wir doch ein großes Netz von Gym­
nasien ausgebaut haben, das vor neun Jahren über­
haupt noch nicht bestanden hat. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Es sind noch ein paar andere Dingen angesprochen wor­
den, Herr Kollege Fuchs. Ich will sie alle gar nicht 

mehr ansprechen. Aber lassen Sie mich noch eines sa­
gen. Sie haben die dringende Frage hier erhoben: Was 
erfahren denn unsere Schüler in den höheren Schulen 
vor allem über die ganzen weltpolitischen Ereignisse, 
über die Ideologie des Ostens, über all die Gefahren, 
die uns hier bedrängen und die vor uns stehen; was 
erfahren sie - so sagten Sie zum Beispiel -, was in 
China geschieht'? -

Sehen Sie, vor etwa zwei Stunden hat mir der Vater 
eines Unterprimaners gesagt: Darf ich Ihnen einmal 
den Vortrag meines Sohnes bringen, den er in der Un­
terprima gehalten hat zu dem Thema: „Welches ist der 
Anteil Sowjetrußlands am Handel und an der Produk­
tion der gesamten Welt, und was halten Sie nicht nur 
von dieser wirtschaftlichen, sondern auch von der ideo­
logischen Haltung dieses Gebietes?" Wenn das ein Un­
terprimaner nach einer sorgfältigen Ausarbeitung vor­
trägt - Sie können sich vorstellen, was es heißt, zu 
einem solchen Thema das Material zu untersuchen -, 
Herr Kollege Fuchs, dann müssen Sie mir sagen: Hut 
ab vor diesem Lehrer, der das in seiner Schule tut. -
Ich wollte das nur sagen, weil Sie die Frage gestellt 
haben: Was geschieht? -

Ich bin der Meinung, unsere Lehrer in unseren Schulen 
nehmen die Frage mit diesem Unterricht sehr ernst, 
und es wird vielleicht viel, viel mehr geleistet, als man 
in der Öffentlichkeit erfährt. Das ist auch gut so. Die 
Welt der Schule ist nicht die Welt der O!!entlichkeit, 
und was dort geschieht und erarbeitet wird, ist nicht 
etwas, was man auf den Gassen und Märkten der 
Städte draußen dann publiziert. 

(Zuruf von der SPD: Eine Schwalbe macht noch 
keinen Sommer!) 

- Was heißt, eine Schwalbe macht noch keinen Sommer? 
Ich weiß ja nicht, was in jedem einzelnen Gymnasium 
für ein Unterricht gehalten wird. Aber ich sage Ihnen, 
das ist bestimmt kein Einzelfall, sondern da wetteifern 
die Gymnasien schon untereinander, daß keines hinter 
dem anderen zurücksteht. Darauf dürfen Sie sich ver­
lassen. 

Lassen Sie mich noch ein Letztes sagen, und zwar Ih­
nen, Herr Kollege Dr. Skopp, weil ich glaube, auch diese 
Frage sollte heute noch vom Kultusminister beantwor­
tet werden. Es ist gestern gesagt worden, daß durch die 
Negativliste an unserer Universität große Schwierig­
keiten auftreten und daß manches vielleicht unterblei­
ben müsse. - Das ist nicht richtig. Ich darf Ihnen sagen, 
wir haben zunächst einmal einen Antrag für das kom­
mende Jahr für Bauten an der Universität in Höhe von 
46 Millionen DM gehabt. Wir haben mit Bindungs­
ermächtigungen zusammen rund etwas über 20 Millio­
nen DM vom Wissenschaftsrat, und zwar bei den Kli­
niken 30 Prozent, bei den Universitätsbauten 50 Prozent. 
Wir sind also mit etwa 20 Millionen DM in der Liste. 
Es sind allerdings eine Anzahl von Anlagen, die nicht 
berücksichtigt werden konnten; das heißt aber nicht, 
daß sie nicht erstellt werden, sondern diese Liste, die 
hier aufgestellt wurde beim Wissenscha!tiirat, soll be­
zwecken, daß <lie Regierung und der Bundestag einmal 
sehen, wie notwendig es ist, ihren Anteil - den der 
Wissenschaftsrat mit 530 Millionen DM erwartet hat, 
der aber im Bundeshaushalt mit 350 Millionen DM an­
gesetzt ist - zu erhöhen und Ihnen vor Augen zu füh­
ren, welche Projekte entweder nur langsam oder gar 
nicht weitergeführt werden können, wenn nicht mehr 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

Es gibt also keinen Grund, hier Alarmstimmung :LU 

rnachen. Sie haben sicherlich heute alle in der Frank-
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furtN Allgemeinen Zeitung die Ausführungen über 
rli<.> ~•' Negalivliste gelesen. Ich muß sagen, ich b.iu mit 
viel(•m mdlt einverlltanden. kh bin aucli der Meinung, 
(htU Studenten wegen einer soldlen Sache nidtt demon­
strieren und nicht streiken sollten, sondern in den 
Landt.agt>n und im Bundestag sollten sich die Abgeord-
1wt..-n zu:-ammentun und überlegen, wie man das not­
\'.'l'ildigP Gdd zur Verfügung stellen kann. Abe1· hinter 
;tllem muß ein Kultusminister doch sehen und anerken­
tH:n. e1· kann für seine Schulen, auch wonn ihm dai1 
H0r~ ct;;inm hängt, niC'ht. mehr Geld ausgeben, als vor­
h<'l' t•11w Wirts<:'ha ft. in ihrer Prosperität verdient hat. 

0:3<.>ifall bei den Regierungsparteien.) 

Viz<'11räsidcnt Pieclmont: 

r>as Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Haas (SPD). 

Abi(. Dr. Ilaas: 

Ht•n· Pr~isident! Meine Damen und Herren! Die Land­
wirt;ö1d1:1ft. iF.t. P.in Gewerbe, das man mit Aussicht auf 
Erfolg nur bei Tageslicht betreiben kann. Wenn diese 
p1·;.,kti:><'hc-n Erfahrungen ;mch für die Erörterungen 
a~r11rPQliti1wher Probleme am heutigen Tage gelten, 
tl<11111 ,.:.-li ... ich diesen Erörterungen mit einigen Bedcn­
l<en .-ntgegcn. Aber die Anordnung des Herrn Präsi­
denten ist sowohl für uns als Abgeordnete als auch für 
den Herrn Minister maßgdlend. 

M0ine l111mc-n und Herren ! In diesen Tagen und Wo­
C'h(•n fin<lcn übcr1:11l in der Bundesrepubiik Haushait,.:­
bcl'lilun~en statt, sowohl Beratungen des Bundeshaus­
halts ali- auch der Länderhaus.halte. Diese Beratungen 
stehen unter der Überschrift und de.r Forderung des 
Spanms. der Kürzungen, der Streichung von Haushalts­
an;;ät?.en. Wenn man diese Fragen mit politiscll orien­
liP.rtf'n. abPr nirht politisch engagierten Bürgern be­
s1•richl, dann stößt man i;ehr häufig auf die Meinung, 
nichts sei einfacher. als bei den Haushaltsplänen der 
einzelnc>n Lä nder diese Kür-.t:ungen vorzunehmen. Es 
w1'rden einem dann immer wieder die Subventionen 
und vor allen Dingen die landwirtschciillichcn Subven­
tionen <>ntgegengehalten. 

DN Minister dieses Landes hat es ja trotz der Devise 
df's Sp<m:ns !erliggebrndtt, in diesen Haushalt sogar 
ll<'llt- I\isitionen mit neuen Subventionen einzubauen. 
kh halft> ('" del'halb für richtig, zu der Frage der Sub­
v~·ntionen hier einmal grundsätzlich Stellung zu neh­
tlll'll. kh muß dabei sagen, daß mir schon das Wort al­
ldn nicht gefällt; denn soweit solche Subventionen für 
den landwirtschaftlichen Bereich zur Verfügung gestellt 
werden. h11ndelt. es sich um nichts mehr und nichts 
\~·(•niger als um das, was wir jahrzehntelang als För­
dPrung cter Landwirtschaft bezeichnet haben. Das Wort 
.. Subven1ion" hat aber einen recht unangenehmen 
I{ t11n~ bekommen. Ihm wird allzu leicht unterstellt, daß 
:-:olche Unterstützungen unverdienter- und unbcrechtig­
kt·maßcn gegeben werden. 

tAbg. Dr. Kohl: Am meisten schreien die, Herr 
Kollege Haas, die die höchsten Subventionen be­

kommen!) 

- lfnrl Wf'n meinen Sie damit? 

1 Al>~. Dr. Kohl: überlegen Sie mal. messerscharf!) 

- Herr Dr. Kohl, dann können wir uns auch darüber 
verständigen. 

(Abg. Dr. Kohl: Siehe Mtlchpfonnig !) 

- Wollen Sie ihn abschaffen? 

{Abg. Dr. Kohl : Nein, ich habe gesagl, am mei­
sten schreien die, die die höchste Subventionen 
bekommen. Ich will ihn nicht abschaffen, es sei 

denn. wir schaffen ihn in allen Ländern ab!) 

- Einverstanden! - Meine IYclmen und Herren! Nun sind 
die Subventionen für die Landwirtsch11 ft - ich darf der 
Einfachheit halber das Wort gebi-auchen - ja keine 
Neuerscheinung in der BundcsrepubHk. Der Haushalts­
plan des alten Deutschen Reich~ aus dem Jahre 1901 
wies zum erstenmal einen Etatansatz zur Unte ri;tüt­
zung, der Landwirtschaft auf. Es handelte si<'h dabei um 
einen Betrag von 55 000 Mark, der ausr:ewiesen war: 
zur Förderung der landwirts1.:he1Cllichcn Erzeugung und 
Unterstütwng wissenschaftlicher, technischer und ähn­
licher Be~trf'bungen auf dem Gebiete der Landwirt­
sdlaft. Im Jahre 1931, also 30 Jahre später, war dieser 
Betrag auf 3 Millionen angewachsen. Und wiederum 30 
Jahre später - in unserer Zeit - bewegt sich der Agrar­
etat des BWldes au! die Größenordnung von 5 Milliar­
den DM zu. Ich glaube, es sind in diesem Jahre 4,75 
Milliarden DM. Wer diese drei Zahlen nebeneinander 
stellt, dem drängt sich die :Frage auf: Wie wird das in 
abermals 30 Jahren aussehen? Werden diese Subven­
tionen !Ur die Landwirtsdtaft weiter wachsen oder 
wird un.c;ere Agrarpolitik dahin führen, dall im Ablaufe 
weniger Jahrzehnte die deutsch~ Landwirtsdiaft au! 
diese Form der Untet'Stlitzung verzkhlen kann·~ 

Noch etwas anderes, meine Damen und H erren, muß 
man in diesem Zusammenhang sagen. Subventionen für 
die Landwirtschaft sind keine Erscheinung, die auf die 
Bundesrepublik Deutschland und auf die europäischen 
Staaten bescl:u·änkt wäre. Sle gibt es in steigendem 
Umfange in allen modernen Industriestaaten. Die ame­
rikanische Land'<Nirtschatt als die Landwirtschaft des 
höchstindustrialisierten Staatt>s f'rhfüt zm· Zeit auch 
die höchsten Subventionen mit einem Pro-Kopf-Be­
trag von 4 000 DM pro Arbeitskraft. Diese Unter­
stützung der Landwirtschaft durch die öffentliche 
Hand scheint eine unvermeidbare .Begleiterschei­
nung der modernen Industr iewirtschaft zu sein . 
Je stürmischer sidt die industrielle Entwicklung 
vollzieht, desto größer wird der wirtscllaftliclie Ab­
stand der Landwirtschaft und desto höher werden die 
Subventionen_ Wer aber diese in allen modernen Indu­
striestaaten gezahlten Subventionen als eine Hück.­
ständigkeitsprämie bezeichnet - diese Bezeichnung hö rt 

.mim„ i.r.l„.li~I„.Qff!'!~tU~e~ Diskussion i;ehr o ft - und da­
mit sagen wiU, daß diese Subventionen nur deshalb 
notwendig sind, weil die deutsche Landwirtst:haft sich 
nicht modernisiert habe, der beweist mit einer solchen 
Feststellung nur die Tatsache, daß ihm die grundlegen­
den Unterschiede zwischen den landwirtschaftlichen und 
gewerblichen Produktions- und Entwiddungsmöglir.h­
keiten unbekannt g~blieben sind . 

Die moderne Industi·iegesellschaft ist unter anderem 
durch d ie Tatsache gekennzeichnet, d~ß sie einen Mas­
senkonsum, aber auch eine Massenproduktion von Gü­
tern des täglichen Verbrauchs au!'weist. Vieles, was im 
Jahre 1900 noch a ls Luxu,:; galt, ist heute eine Selbst­
verständlichkeit des Alltags ge\vorden. Auf beiden 
Ebenen, sowohl auf dem Gebiet des Konsums. als auch 
auf dem Gd.iiet der Produk1ion, vermag die Landwirt­
schaft nicht gleichzuziehen. Der Vel'b rauch von Lebens­
mitteln hat seine gewissen Grenzen. Niemand kann 
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mehr tun als sich satt essen. Ich darf in diesem Zusam­
menhang an eine Debatte im Deutschen Bundestag er­
innern, die vor Jahren stattfand, als der derzeitige 
Bundespräsident noch Landwirtschaftsminister war. 
Dort wies er auch au! diese Tatsache hin. In seiner bie­
deren Art sagte er dann: Ja, meine Herren, satt ist satt, 
und wenn man satt ist, dann kann man nichts mehr 
essen und nichts mehr trinken, da geht nichts mehr 
rein. Daraufhin erhielt er eine Reihe von Zurufen von 
bayel'ischen Abgeordneten, die meinten: Herr Land­
wirtschaftsminister, Sie waren sicher niemals auf dem 
Münchner Oktoberfest, sonst könnten Sie eine solche 
Behauptung nicht aufstellen. Die Konsumgewohnheiten 
und -möglichkeiten der deutschen Bevölkerung sind 
aber nicht am Münchner Oktoberfest zu messen. 

Nun hört man sehr häufig, wenn man Absatzfragen 
der Landwirtschaft anschneidet, den Hinweis auf die 
Tatsache, daß es dodl widersinnig sei, wenn man in 
einigen Gebieten der Welt sich Sorge um den Absatz 
landwirti;chafUicher Erzeugnisse mache und auf der 
anderen Seite große Bevölkerungsteile in der Welt vor­
handen seien. die vor Hunger sterben müßten. Es Hegt 
ja nidlts näher als der humanitäre Gedanke, hier 
einen Ausgleich herbeizuführen. Der Bauer, der Erzeu­
ger dieser Ernährungsgüter, kann ihn nicht herbeifüh­
ren. Er muß seine Ware verkaufen können, es müßte 
irgend jemand da sein, der ihm für seine Erzeugnisse 
bare:; Geld gibt. 

Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite kann die 
deutsch\! Landwirtscllaft auch nicht in der willkür­
lichen Steigerung der Produktion irgendeinen Vergleich 
mit der modernen Industriegesellschaft aushalten. Wo 
dc:r Versuch unternommen wird, Vorstellungen von 
gewerblichen und industriellen Produktionsmethoden 
01ur die Landwirtschaft zu übertragen, ist mit die­
sem Versuch die Gefahr verbunden, daß die Gesund­
heit von Boden und Pflanzen, von Tieren und Men­
,;chen. Schaden leidet. In der Landwirtschaft handelt es 
sich um ein organisches Wachsen, dessen Gesetzmäßig­
keit nicht vom Menschen bestimmt und nicht durch 
Menschen geändert werden kann. Solange diese Tat­
sachen bc~tehen, wird man auch der Landwirtschaft 
nicht gcxecht, wenn man sie mit den Vorstellungen und 
Begriffon der modernen Industriegesellschaft zu be­
urteilen versucht. Es wird heute . sehr oft die Forde­
rung erhoben, der moderne Bauer müsse Kaufmann 
und Unternehmer sein. Daran ist viel Richtiges. Er muß 
Kaufmann und Unternehmer sein hinsichtlich der Ver­
wertung seiner Erzeugnisse und hinsichtlich der Folge­
rungen, die er aus der Verwertungsmöglichkeit seiner 
Erwugnisse für deren Anbau zieht. Im eigentlichen und 
engsten Bereich seiner Produktion hört aber die unter­
nehmerische Tätigkeit mehr oder weniger auf. Dort 
sind ihr gewisse Grenzen gesetzt. Dabei ist die de r­
zeitige Situation unserer Landwirtschaft nicht, wie 
häufig gesagt wird. eine Folge de r EWG, sondern eine 
Folge der davoneilenden industriellen Entwicklung. 
Und die EWG, wenn sie mehr ist und sein soll - ich 
glaube, darin sind wir einig - als eine Absatzorganisa­
tion für die Überschüsse der französischen Landwirt­
schaft, dann ist sie das einzige Instrument zur Über­
windung dieser Disparität, dieses wirtschaftlichen Nach­
hinkcns der Landwirtschaft. 

Aber sehen wir uns einmal die EWG an, welche Wege 
sie beschreitet, um den Ein- und Angliederungsprozeß 
der Landwirtscha!t zu vollziehen. Auch sie beschreitet 
den Weg der Subvention. Dabei, Herr Landwirtsdlafts­
ministcr, ergibt sich folgende Frage: Die EWG leistet 
ja nicht nur Subventionen zur Verbesserung der Markt­
struktur, sondern auch zur Verbesserung der Agrar-

struktur, allerdings, wie ich dieser Tage gelesen habe, 
nur für Gemeinschaftsprogramme, und zwar unter der 
Voraussetzung, daß der Anteil der in der Landwirt­
schaft tätigen Bevölkerung noch mindestens 30 Prozent 
beträgt und daß das Einkommen nur ein Drittel des 
Durchschnittseinkommens der gesamten Bevölkerung 
ausmacht. Wenn das der Fall ist, dann weiß ich nicht, 
welche Gebiete in Rheinland-Pfalz oder sonst in der 
Bundesrepublik überhaupt in den Genuß solcher För­
derungsmaßnahmen kommen könnten. Da nun auch 
die EWG den Weg der Subventionen beschreitet und 
hoffentlich auch in diesem Jahr in Rheinland~Pfalz 
zum erstenmal bestimmte Einrichtungen in den Ge­
nuß solch~r Förderungsmaßnahmen kommen, ist die 
deutsche Agrarpolitik dreispännig geworden. Es ist die 
Frage, welche Rolle die Länder dabei überhaupt noch 
spielen. Dürfen sie mit die Zügel halten, dürfen sie ab 
und zu einmal die Peitsche in die Hand nehmen, sind 
sie Bremser oder ist ihnen nur die Rollc des Mitfah­
rers und unter Umständen des blinden Passagiers zu­
gedacht? 

Wer nach den eben gemachten Ausführungen auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft und auch dem speziellen 
Gebiet der Anpassung unserer Landw'rtsdlaft an die 
moderne Industriegesellschaft schnelle ReCormcn er­
zwingen zu können glaubt, der irrt sich. Hier kann es 
nur darum gehen, durch Stetigkeit und Zähigkeit ein 
bestimmtes Ziel zu verfolgen und anzustreben. Es er­
gibt sich die Frage, ob die deutsche Agrarpolitik der 
vergangenen Jahre eine solche Stetigkeit und Nach­
haltigkeit unter Beweis gestellt hat. Lassen Sie mich 
dafür einige Tatsamen an!ühren. Wir erfuhren vor 
einigen Wochen, daß der Bundeslandwirtschaftsmini­
ster durch einen Erlaß vom 7. Januar dieses Jahres die 
Förderung der Aussiedlung. der Althcf~anicrung und 
einige andere Maßnahmen zur Strukturverbessernng 
sozusagen aus seinem Programm gestrichen hat, weil 
Mittel dafür nicht zur Verfügung stehen. Das ist für 
uns alle, die wir draußen mit den Bauern Kontakt ha­
ben, eine sehr bedrückende Entwicklung und Erschei­
nung. Denn in einem Zeitpunkt, in dem man die Auf­
klärung soweit vorgetrieben hatte, daß der einzelne 
Bauer sich Gedanken um diese Dinge und ihre Konse­
quenzen für seinen eigenen Hof machte, in dem Augen­
blick wird hier sozusagen ein Schlußstrich gezogen, 
ganz abgesehen davon, daß eine Reihe von Betrieben 
bereits Maßnahmen eingeleitet haben, die einen finan­
ziellen Aufwand nach sich ziehen, der über die eigene 
Leistungsfähigkeit hinausgeht. 

Herr Minister, ich darf Sie von dieser Stelle aus bitten, 
Ihren Einfluß dahin geltend zu machen, daß im Laufe 
des Jahres nach Möglichkeit diese Art der Förderung 
unserer Landwirtschaft wieder aufgenommen wird. 
Aber in der gleichen Zeit, in der von Bonn aus Maß­
nahmen zur Agrarstrukturverbesserung gestrichen oder 
nicht mehr dotiert werden, verkündet der Herr Land­
wirtschaftsminister ein Kleinbauernprogramm, ohne zu 
sagen, welche Maßnahmen er vorgesehen hat, auf wel­
chen Kreis sich dieses Programm erstrecken soll und 
welche Mittel dafür benötigt werden. Idl meine, wenn 
man Agrarpolitik be treibt, djmn soll man bestimmte 
Ziele über einen längeren Zeitraum konsequent ver­
folgen,· dann kann man nicht in einem gegebenen 
Augenblick von der einen Maßnahme abspringen und 
zu einer anderen übergehen. 

Etwas gleiches müssen wir leider feststellen zur Frage 
der Schulmilchspeisung. Eine Reihe von europäischen 
Ländern, England, Dänemark und Holland, liefern den 
Schulkindern seit Jahrzehnten die tägliche Schulmilch 
kostenlos. Wir sind dazu übergegangen, diese Schul· 
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milch um 0,05 DM z.u verbilligen, e ine Maßnahme zur 
Förd.;>rung des Trinkmilchabsatz.es, die man in diesem 
Jahr t>bc-nfalls aufgegeben hat. Ich weiß nicht, ob da s 
unbedingt notwendig war bei einer Gesamtbelastung 
d1's BundPshaushalts von 8,6 Millionen DM. Denn auch 
Pin•• sr>klw Maßnahme kann man ja nicht heute für 
Pr!orderlidl und morgen für nicht mehr notwendig er­
klären. Wenn es aber gar keinen anderen Weg gab, als 
<lit>sP Mittel einzusparen - wir haben sie im eigenen 
H11ushi.ltspliin auch eingespart -, dann hätte man zu­
mindt?st rtie Eltern über diese Notwendigkeit aufkläre n 
können. Man hätte ihnen in einem persönlichen An­
q·b r ... ilwn mitteilen können, warum man diesen Weg 
gdien muH, man hätte sie bitten können, doch nun von 
:.;ich :1Ull <lie~e 0,05 DM zuzulegen, d11.mit nicht der Er­
fnl~. der bis .ietzt durch die staatliche Unterstützung 
'.'••rh<inrlf'n Wl'lr, wieder in Frage ge::;tellt würde. 

Eine !;Okhe Art. der Agrarpolitik , des Ausweidlens und 
<IPs Änd1•rn1< von Richtlinien usw., führt zu einer Situa­
iion ctt>r Unsicherheit und der Sorge. Aber, meine Da­
men und Herren, auch wenn wir den vot·!iegendcn Ein­
zelplan 07 daraufhin untersuchen und überprüfen, ob 
Pr diP Nachhaltigkeit und Stetigkeit der Förderungs­
nu-1f:ln:1hmen für die LandwirlS<.:h.afl garantiert, eq:e­
bl'n sich eine Heihe von Zwei!elsfragen. Dieser Pla.n ist 
J..\ck<•nnzeichnet durch die Einsparung von 15,6 Millio­
nen DM gegenüber dem Haushaltsplan 1965. Er v.iro 
d<1lwr als .-in Haushalt des Sparens bezeichnet. Richti­
gt•i· wfü·•! vielleicht, von einem Haushalt des Verzichts 
w reden, nämlich des Verzichts auf die Erfüllung drin­
gend notwendiger und allgemein anerkanntet' agrar­
potitisd1P.r Maßnahmen. Die erfolgten Einsparungen 
rliirl'<•n ·'"' nicht darüber hinwegtäuschen, daß der ge­
,.:;11111~ Aufgabenkatalog bes tehen bleibt, nur das Tempo 
~einer Erfüllung wird sich wesentlich verringern. 

Es blPibt. weiterhin festzustellen, ob dieser Haushalts­
plan Hlti6 den sachlichen Notwendigkeiten Rechnung 
tdigt , die wir im ve1·gangenen Jahr in diesem Hause 
l'n >rterl haben. In einer ganzen Reihe von Anträgen 
der einzelnen Fraktionen zu den verschiedensten agrar­
P<•l ilbdum Proulemen - ich will sie im einzelnen gar 
11i<'ht aufzählen, sie behandelten die Eingliederung un­
sct'Pl' Landwirtschaft in die EWG, die Frage der Was­
);t:'t'\".'n<{'•l'gung, de1· Alt hofsanierung usw. - hatten 'wir 
<'in ... 111.;rrechendes Aufgabenpaket herausgestellt , von 
O('lll wir erwarteten Wld erhofften, daß seine Ve1·wirk­
lichung im Haushaltsplan dieses Jahres auch einen fi­
mmzicllen Niederschlag oder eine finanzielle Grund­
lage finden könnte. Wenn wir heute feststellen. daß 
von diesen agrarpolitischen Überlegungen in diesem 
HnushHlt.splan nichts enthalten is t, dann dürfen wir 
wohl sagen. daß die agrarpolitische Ernte in diesem 
.hthre red1l gering \.'.'ar. Das im vergangenen Jahr ge­
ford»rte und von diesem Hohen Haus einmütig bc­
scblosio<'ne EWG-Anpassungsprogramm liegt zur Stunde 
noch nkht vor. Es bleibt also, auch für die Maßnah­
men dieses .Jahrf's; bei einem beziehungslosen Neben­
einander von Einzelmaßnahmen. Diese Situation wurde 
ja besonaers deutlich, als der Herr Minister für die­
~(·n Haushaltsplan .zwd neue Positionen forderte, ver­
anlaßt durch EWG-Maßnahmen, obwohl für die glei;­
chen Zwecke und Ziele l.>creits in dem bil!hel'igen Haus­
haltsrlan bestimmte Elatansätze vorhanden sind. Es 
<•rgibl sich die Frage - ich glaube, n iem<ind von uns 
wird i;ich der Notwendigkeit der erhöhten Mittelbereit­
s tc•llung für bestimmte Zwecke verschließen -, ob man 
dafür neu<" Titel sch.affcn mußte, ob das nicht zu einer 
Verwirrung beiträgt, oder ob eine Verstärkung bisherl­
gt>r Titel nicht klarer und eindeutiger gewesen wäre. 

In diesem Zusammenhang eine ganz andere Frage, 
nämlich die der Verwendungsrichtlinien für agrarpoli-

tisc:he Förderungsmiltel. rch -darf das in aller Kürze 
::;agen. Wir stoßen draußen auf d"E"m Land bei Bespre­
chungen von Aussiedlungsvorhabcn oder anderen Sa­
nierungsmaßnahmen immer wieder auf gewisse 
Schwierigkeiten, da der eine oder andere Partner sich 
nicht an die Ausganggpo!<ilion gebunden fühlt . Nun, 
zwisdlen Planung und Besprechung liegt ja meistens 
ein längerer Zeitraum mit einer gewis::;en Preisent­
wicklung. Aber ich glaube doch, daß man hier hinsicht­
lich der Bindung dieiw.r Mittel einen etwas strengeren 
Maßstab anlegen müßte, als es von i;eiten des Land­
wirl<;chartsminb;teriums In den vergangenen Jahren 
der Fall war. Ich denke dabei an die verpflichtende 
Tatsache, nun aud1 festzu~lellen, daß mit diesen Mit­
teln ein bestimmter agrarpolitischer Erfolg erreicht 
worden ist. Wenn ich also, um das an Hand eines Bei­
spiels zu sagen, für eine bestimmt~ Maßnahme, sagen 
wir zur Sanierung von Altgehöften. einen Betrag von 
100 000 DM au!gcwandt habe, dann mul~ ich damit eine 
Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten, eine Einspa­
rung an Arbeitskräften, eine Verbesserung der Innen­
wirtschaft usw. erreichen, die sich am Ende des Jahres 
auch in Mark und Pfennig .ausdrück<.>n 1 äßt. Ich glaube. 
von dieser Erfolgskontrolle sind wir in der I..andwirt­
scha!t noch. recht wt:il entfernt. Dab~i scheinen die Be­
lastungen, die .auf unsere Bauern zukommt?n, bei Aus­
siedlungsvorhaben bereits eine obere Grenze erreicht 
zu haben. Wir haben h eute bl'rcits Vorhaben, b<?i denen 
nach Durchführung eine Bl•lastung von 180 !JM pro 
Hektar au! den Aussiedler zukommt. 

•.•• „ ... „(Abg. Meyer: 320 DM haben wir schon pro 
Hektar gezahlt!) 

-,-Sie sehen - ich wollte an der unteren Grenze blei­
ben -, daß die Zahl überboten wird. Ich weiß nicht, wie 
ein solcher Bauer mit einer derartigen Belastung über­
n<J."1P~ n,;o.~ ~e~tehen kann. 

Noch ein paar Einzelfragen zu dem vorliegenden F:tat. 
. Ich , br1".u.tjl,~ zur Flurbereinigung nur folgendes zu sa­
gen: Unsere Hoffnung der vergangenen Jahre, die ge-
rade im Jahre 1965 verstärkt wurde. hat skh nicht er­
füllt. Wir werden auch in diesem jahr nicht über eine 
Flächenleistung 'von 30 000 Hektar hinauskommen. Das 
Landwirtst:ha!tsmlnisterium selbst hat uns in einem 
Vorentwtll'f zu dem geforderif'n und beschlossenen 
EWG-Anpas:::ungsgesetz dargelegt. daß die Flurbereini­
gung fn Rheinland-Pfalz mindE"st<"ns noch zwanzi.e; 
Jahre dauern wird. . ' 

Das ist eine recht bittere Erkenntnis, aber wir vcrmo­
gen das ja nicht zu ändern. 

Ich hätt.f' nur In diesem Zusammenhang folgende Bitte : 
Wenn man noch mit 20 Jahren rechnen muß, dann er­
scheint es notwendig, wirklich einmal Dringlichkeits­
stufen aur:r.ustellen, das heißt, mit der Flurbereinigung 
in den kommenden Jahren in die G ebJPt." hineinzugehen, 
wo sie am notwendigsten ist. Das sind nach 111einer Auf­
fassung die klai;sischen Realteilungsgebiete und vor 
allen Dingen unsere Höhengebiete. 

Meine Damen und Herren! Der Ahsatz landwirtschart­
licher Er7.cugnisse war früher einmal die einfachste 
Sache der Welt; denn der größte Teil dieser Erzeug­
nisse wurde vom Er.leuger direkt an den Verbraucher 
abgegeben. Dai; war die Zeit. in der in der Stadt je­
der Städter seinen Bauern hatte-, und in der jeder 
Bauer seine Städter hatte, die er mit. den notwendig­
i;tPn Lebensmitteln bcliefot•te. Dieser Direktverkehr, 
der keine Debatte über die Difforeru. zwischen Erzeu­
get- und Verbraucherpreis aufkommen ließ, gehört der 

• 
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Vergangenheit an; ich will nicht untersuchen, aus wel­
chen Gründen. Wir sind heute darauf angewiesen, dem 
Markt große Mengen einheitlicher und qualitätsmäßig 
i:h~icher Waren zur Verfügung zu stellen. Darin liegt 
die Schwierigkeit, die verhältnismäßig geringe Erzeu­
gungsleistung von Tausenden von Betrieben zu solchen 
Angc;-boten zu verbinden. 

Nun ist Rheinland-Pfalz ein Land, das auf dem Er­
nährungssektor einen zuschußbedar! hat. Das ist eine 
Chance und eine Gefahr zugleich; eine Gefahr unter 
dem Umstand, daß sich in Nachbarländern solche 
Marktorganisationen früher bilden als in unserem eige­
nen Land, und nun diese fest organisierten Organisa­
tionen auf unseren Markt drängen und diesen Markt 
erobern. Anzeichen einer solchen Bewegung sind heute 
bereits vorhanden. 

Eine zwt'ill! Gt'fahr liegt in der Tatsache, daß wir in­
nerhalb <les Landes auch eine Reihe land wirtschaft­
licher Erzeugungsgebiete haben, die seit Jahr.tehnten 
ihre Absatzgebiete außerhalb des Landes liegen haben; 
die großen Verbraucherzentren des Rhein-Ruhr-Gebiets 
und des Rhein-Main-Gebiets liegen ja außerhalb des 
r .andes. Auch diese landwirtschaftlichen Erzeuger dür­
fen bei der Behandlung von Marktfragen in der Zu­
kunft nicht übersehen werden. Wenn man die Absatz­
verhältnisse der rheinland-pfälzischen Landwirtschaft 
sichern will, muß man auch an jene denken, die diesen 
Absatz bisher außerhalb des Landes gefunden haben 
und auch in Zukunft suchen müssen. 

Eine letzte Frage, meine Damen und Herren, darf ich 
in aller Kürze nur noch erwähnen, nämlich die Frage 
der Wasscrwirt:;chaft. Sie werden sich erinnern, daß die 
Fi•aktion der SPD in den vergangenen Jahren durch 
eine Reihe von Anträgen zum Teil mit Erfolg ver­
sucht hat, diese Beträge zu erhöhen. Die Ansätze des 
vergangenen Jahres bleiben erhalten. 

Dagegen haben die Ansätze für die Abwässerbeseiti­
gung der Einsparungsnotwendigkeit und dem Einspa­
rungswillen nicht standgehalten. Es ist bereits gesagt 
worden, daß diese Beträge um sieben Millionen DM 
gekürzt wurden. Daraus ergibt sich in der Frage der 
Abwässerbeseitigung für unsere Gemeinden eine neue 
Situation. Wir können auf der einen Seite die Auf­
lagen des Landeswassergesetzes in der vorgeschriebe­
nen Zeit nicht erfüllen. Zum anderen aber werden wir 
bei der Begrenzung der Mittel mehr als bisher Wert 
darauf legen müssen, daß Schwerpunkte gebildet wer­
den, das heißt, daß diese Mittel wirklich an den Stel­
len verbaut werden, wo sie auch im Augenblick unbe­
dingt notwendig sind. kh meine damit folgendes: Wenn 
in der Vergangenheit bei einer Gemeinde zwischen 500 
und l 000 Einwohnern ein Stück klassifizierter Straße 
ausgebaut wurde, stand die Gemeinde vor der Auf­
gabe, die Kanalleitung zu vel'legen. Sie mußte einen 
Gesamtplan aufstellen, der ungefähr 50 000 DM kostete, 
und zwar für eine Baumaßnahme, die unter Umstän­
den diesen Betrag noch nicht einmal erforderte. Dieser 
Kanalplan wies am Ende eine Kostenbelastung zwi­
schen einer Million DM und fün! Millionen DM auf; es 
gibt eine Reihe solcher Beispiele. Ich meine, hier wäre 
die Architektenplanung bis zum letzten Schieber, bis 
zum letzten Kanalrohr weggeworfenes Geld. Ich stehe 
nicht an zu erklären, daß man alles das verhindern 
muß, was einer künftigen Entwicklung hemmend im 
Wege steht, abet· rein theoretisch solche Unkosten in 
einem Umfange den Gemeinden zu einer Zeit aufzu­
lasten, da an die Durchführung dieser Kanalpläne über­
haupt nicht zu denk.::n ist, halte ich nicht für vertret­
bar. Vielleicht, meine Damen und Herren, bringt uns 

der Zwang zur Sparsamkeit auch auf diesem Gebiet zu 
neuen Überlegungen. 

Lassen Sie mich damit die recht kurze Stellungnahme 
zu dem vorliegenden Haushaltsplan abschließen. 

(Abg. Schwarz: Recht kurze?) 

Ich habe dabei mehr von nichterfülllcn als von erfüll­
ten Aufgaben gesprochen; das liegt sicher im Sinne und 
im Wesen einer solchen Haushaltsbetrachtung. Aber. 
meine Damen und Herren, noch einmal: Wenn auch 
dieser Haushaltsplan ein Haushaltsplan des Sparens 
ist, so soll man doch nicht aus der Not eine Tugend ma­
chen. Sparen ist ja eine wohlge fällige Eigenschaft für 
alle diejenigen, die es selbst nicht zu tun brauchen. 
Wir sollten an der Tatsache und der Erkenntnis fest­
halten, daß diese Einsparungen auch in dem vorliegen­
den Einzelplan 07 nur dadurch zustandekommen, daß 
man Aufgaben von gestern und vorgestern auf mor­
gen und übermorgen verschiebt und daß alle die Auf­
gaben, die wir zur Stunde nicht lösen können, in den 
kommenden Jahren auf uns zukommen. Diese Tatsache 
sollte man nicht übersehen und nicht nur vom Haushalt 
des Sparens, sondern auch vom Haushalt d es Verzichts 
oder des Verzichlenmüssens sprechen. 

(Beifall der SPD.} 

Unter dieser Voraussetzung, meine Damen und Herren, 
stimmt die Fraktion der SPD dem vorliegenden Einzel­
plan 07 zu. 

(Beifall der SPD.) 

Vb:epräsident Piedmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Meyer (CDU). 

Abg. Meyer: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich bin der Meinung, daß im Verlaufe des heutigen 
Tages in der Debatte über die Bildungs- und Schulpoli­
tik schon ein Teil der EWG-Anpassung behandelt 
wurde, und zwar der Teil - darüber waren sich die 
Sprecher aller Fraktionen wohl einig -, der die Ver­
besserungen der Bildungsmöglichkeiten auf dem Lande 
beinhaltet. Auch das ist mit eine Voraussetzung für die 
EWG- Anpassung der Landwirtschaft. 

Die Problemstellung der rhein!and-pfälzischen Land­
wirtschaft hat sich gegenüber der letzten Besprechung 
in diesem Hohen Hause nur unwesentlich geändert. Nach 
wie vor bestehen die beiden Schwerpunkte „Verbesse· 
rung der Agrarstruktur" und „Verbesserung der Markt­
struktur". 

Ich will mich in der Kürze der mir zur Verfügung ste­
henden Zeit nur kurz mit diesen Problemen ausein­
andersetzen. Wir können grundsätzlich feststellen, daß 
die Landesregierung von Rheinland-Pfalz mit zwei 
Maßnahmen bewiesen hat, daß sie in der Agrarpolitik 
eine klare Konzeption hat. Zum einen hat Rheinland­
P!alz als erstes Bundesland ein Programm der Richt­
größen aufgestellt. Dieses Programm ist inzwischen in 
vielen Bundesländern nachgeahmt worden. Weiterhin 
ist die agrarstrukturelle Rahmenplanung zu nennen, 
die eine Bestandsaufnahme im großen Rahmen dar­
stellt und einen großen Aussagewert besitzt. 
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Ich glaube, das Hohe Haus wird Gelegenheit haben, in 
:t.ukunfl be>i vielen Anlässen den Wert einer solchen 
Hah111«n1ilanunp; zu ermessen. 

Daß die Flurbereinigung nach wie vor die wichtigste 
M<ißnahme bl"i der Verbesserung der Agrarstrnklut· ist, 
J,,.„,.1dw ich nicht besonders zu erwähnen. Es ist auch 
in dem vorgelegten Haushall.splan keine Kürzung der 
Mi1t1•I vorge8chen. Selbstverständlich hät.ten wir alle 
l.\l't'JW t>int> El'höhung gerade bei diesem Titel gesehen. 
Jm 7.ugc: der Sparma!.!nahmen war das leider nicht 
miiglich. Uie 1''1urbereinigung wird in dem seii heri~cn 
R:ihmPn fortgeführt werden. 

Zur Aufslockung eine kurze Anmerkung. In den letzten 
Jahren stellen wir fest, daß die Aufstockung in vielen 
FiillE>n an den hohen Bodenpreisen scheitert. Die In­
v;.•,;1.itionen, die in den Wirtsd1aftsgebi:iuden gemacht 
\\'„t'<h·n mü:;scn. erlauben in sehr vielen Fällen einfach 
nid1t, daß noch Landkäufe getätigt werden. Es bleibt 
de:-:halb hier nur der eine Weg, die Aufstockung stär­
kf'l' voranzutl'eiOL'n über Pachtland; selbstverständlich 
über langfristige Pachtve1träge. Unter langfristigen 
Pacht.vert1·ägen verstehe ich Pachtverträge, die minde­
:-:t„ni- i:>ine Laufzeit von zwölf Jahren haben. !eh bm 
dabei der Meinung, selbst wenn nicht unbedingt ein 
Vnrknufärecht eingf"t!'agen wird, doch in sehr vielen 
Flllle>n wäht·end der Laufzeit eines sokll~n Pachtver­
tra~es dn E1·bfaH eintritt oder das Land irgendwie 
zum V1!rkauf kommt und der seitherige Pächter zumin­
dest ei1wn Vornmg hat. dieses Land zu erwerben und 
zur Aufi-;toc·kung zu verwenden. 

Bl'i der Aussiedlung machen uns selbstverständlich die 
ges1.iegr,nen Kosten Schwierigkeiten. Es ble ibt al.lzu­
w;11"ten. in welchem Rahmen durch den Bau mil vor­
.1?.<'ferogten Bauteilen vielleicht eine Verbilligung er­
rt•i(']lt werden kann. Eines muß hier doch einmal ganz 
klar gesagt sein: Wir werden in Zukunft bei der Dorf­
::;anierung, bei der Althofsanierung, in_ vielen F ä llen um 
diE> Aus:siedlun.ii: nicht nerumkommen. - Aber ich 
glaubl', hier :sagen zu müssen, wir sollten uns übcr­
lt>.l{en. in welchen Fällen nicht doch auf eine Althof­
;-;aniPt'tlfll< zurückgcg1·iffen werden kann angesichts der 
hohen Kosten für eine Aussiedlung. Ich warne aller­
dings davor, diese Überlegungen dürfen nicht zu Fehl­
inVf'l'tHion?n führen, denn in vielen unserer J..,1:::.:::ngten 
Gi~nwinden wird es einfach nicht möglich sein, den Be­
t rid; ;111 der alten Hofstätte auszubauen. 

HPrr f>r. Haas, Sie haben das Kleinbauernprogramm 
<1lll;l'es1)rm:hen, von dem Herr Minister .H.cicherl gespro­
ch1m hat„ kh wcW nicht, welche Vorstellungen er im 
<>inzelnen hat. Ich darf aber hier für die CDU-Frak­
tion e1·klären, daß wir ein J a .sagen zum Nebenerwerbs­
b~trieb 

!Beifall der CDU.) 

auch für die Zukunft. Das enl~pl'icht einmal unserer 
EiÄentumspolitik, und zum anderen glaube ich, daß 
be i der h<>utigen Arbeitszeitregelung mancher Inhaber 
eines Nebenerwerbsbetriebes auch vor der Frage steht, 
ob er Überstunden machen oder Schwarzarbeit leisten 
:soll, oder ob er nicht. seinen landwirts(!haftlichen Ne­
bcnerwerbsnctrieb für die Zukunft beibehält. 

Vizepräsident Piedmont: 

Herr A\Jg(>()rdneter Meyer, gestatte n Sie eine Zwisc:hen­
fra~e des Herrn Abgeordneten Dr. Haas (SPD)? 

Abp:. Meyer: 

.Ja! 

Abg. Dr. Baas: 

Herr Kollege Meyer! Wer verneint denn den Neben­
M'"W'('TbsbP.trleb? 

Abg. Meyer: 

Ich weW es nicht; Sie haben dazll nichts gesagt. Ich 
habe nur für ctie CDU-Fraktion festge,;tt:illt, daß wir 
ihn bejahen! 

'(Abg. Dr'. Haas: Für uns ist das eirie Selbst­
v~n<t.ändlich keit !J 

- Das freut mich, daß es für Sie eine Selbstverständ­
lkhkeit ist! 

(Abg. Dr. Haas: Sie machen eine Tugend für die 
CDU daraus; ich habe n o<'h ni?m•md gehört, der 

ihn verneint!) 

- Habe ich das ~hauptet? 

<"Abg. Dr. Haas: Ich wollte es klären!) 

Nachdem diese Frage, Herr Kollege Dr. Haas, sehr 
stark in der öffentlichen und in der agrarpolitischen 
Diskussion steht, hielt ich es für richtig, hier an dieser 
Stclle ein Wort dazu zu sagen. Ich bin heute Sprechei· 
der CDU-Fraktion, und Sie müssen sich das dann ge­
fallen lassen, was ich hier sage! 

(Beifall der CDU.} 

Der zweite Schwerpunkt unsel'er Anpa~sung liegl auf 
dem Gebiet der Veredlungswirtschaü. Der GroLStcil 
unserer l.a.nd\ltirtschaftlichen Betri~be hat Höhen­
gebietscharakter und ist auf die Veredlungsproduktion 
angc~iesen, vor allen Dingen um<e-re Grünlandbetriebe. 
Hier spielt die Miktl\virlscl1ait eine s€ht· große Rolle. 
D~halb gestat~en Sie mir', daß ich hier ein Problem 
herausgreife, das heute ebl'nfalls sehr stark in der öf­
fentlichen Dlskussion steht und bei der Beratung <ier 
Haushaltspläne in Bund und Land, vor allen Dingen 
auch durch die Behandlung, die es in der Presse er­
fahren hat, zum Teil zu Mißverständnissen gt:?führl hat: 
Es ist die Frage der Milchförderungsprämien, der so­
genannten Milch:>ubventionen. - Sie wurden einmal 
eingeführt in der Zeit der Tbc-Sanierung der Rinder­
besUinde und waren damals gekoppelt an eine Quali­
tätsverbesserung der angelieferte-n Milch. Heute sind 
diese MilchtörderungsprämiPn, die mit 4 Pfennigen vom 
Bund und mit 2 Pfennigen von dE'n Ländern - mit Aus­
nahme der Stadtstaaten - gezahlt werden. Beötandteil 
des Milchpreises. 

Die cteuisdie Landwirtschaft hat im letzten Jahr aus 
dem Ve1·kauf von Milch und Mil~hprodukten pro Lilet· 
Milch 32 bis 33 Pfennige e rlöst . Der Richtpreis der 
EWG-Konunission für 1965/1966 beträgt. aber bei einem 
.Fettgehalt von 3,7 Prozent für die Bundesrepublik 
Deutschland 38 Pfennige, so daß die Milchsubvention 
inzwischen BestandtPil des Milchpri>i~P.~ geworden ist. 
Käme diese Milchsubvention in' Wegfall, so kann sie 
nur ersetzt werden iili"'r e ine Erhöhung der Verbrau­
cherpreise. 

(Sehr rkhtig bei der CDU.J 

In diesem Zusammenhang sei einmal darauf hinge­
wiesen, daß die Richtpreise der EWG-Kommission in 
Italien 41, in Luxemburg 39, in Belgien 39,4, in Holland 
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35 und in Frankreich 34 Pfennige betragen. Damit soll 
vor allen Dingen gegen das Argument angegangen 
werden, daß der Milchpreis in Deutschland der höchste 
sei. Die Bundesrepublik liegt nämlich nach dieser Auf­
stellung hinsichtlich des Richtpreises in der Mitte. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch etwas 
sagen. Herr Kollege Dr. Haas hat vorhin auch schon 
1.u dem Problem der Subventionen Stellung genommen. 
Wenn im Rahmen der EWG von einer Beseitigung der 
Wcllbewerbsverfälschungen gesprochen wird, wenn für 
die deutsche Landwirtschaft gleiche Voraussetzungen 
gelten sollen, das muß auch gesagt werden, d ann muß 
das füt• alle gelten, dann müssen auch die übrigen Län­
der au! ihre Milchsubventionen verzichten, und die sind 
ebenfalls recht beträchtlich. Luxemburg zahlt 6, Hol­
land 4,5 Pfennige. Italien ist das einzige Land, das 
keine Milchsub ventionen zahlt, aber dort beträgt auch 
der Trinkmilchpre is 71 Pfennige. 

Ein kurzes Beispiel, wie man mit Exportsubventionen 
seitens unserer EWG-Partner arbeitet: Im Jahre 1964 
hab~n die deutschen Molkereien die Lieferung von 
'l'rinkmilch an die US-Streitkräfte in Deutschland ver­
loren, und zwar deshalb, weil günstigere Angebote aus 
anderen EWG-Ländern gemacht wurden. Die deutsche 
Milch, die aus Oldenburger Molkereien geliefert wurde, 
muß inzwischen ebenfalls zu Butter verarbeitet wer­
d~·n. Die Angebote, die gemacht wurden, lagen 14 Pfen­
nige untel' dem deutschen Preis, und zwar nur deshalb, 
weil entsprechende Exportsubventionen von diesen 
Ländern gegeben wurden. Diese Angelegenheit ist auch 
für uns nicht ganz unbedeutend. Es handelt sich hier 
immerhin um die Menge von 22 Millionen Kilo.gramm. 
Ich meine, das im Rahmen der Diskussion um den Fra­
genkomplex der Subventionen doch einmal feststellen 
müssen. 

Im übrigen verlagert sich die Milchproduktion immer 
stürker in den bäuerlichen Familienbetrieb. 82 Pro­
zent der gesamten Milch wird in Deutschland in Betrie­
ben erzeugt, die man zu den bäuerlichen Familienbe­
trieben rechnen kann, nämlich in Betrieben, die unter 
20 Kühe hallen. Eine weitere Verlagerung von den 
Lohnarbcltsbett·ieben, also den größeren Betrieben, zu 
den Familienbetrieben is t sehr eindeutig festzustellen. 
In den ~rößcren Betrieben sind in stärkerem Ausmaß 
Rationalisierungsmaßnahmen notwendig, da die ent­
spre>Ch(•nden Arbeitskräfte fehlen. Der Milchpt·els lohnt 
jedod1 diese Investitionen nicht, so daß aus diesem Ge­
sicht:;µunkt he raus die Milchproduktion sich stärker in 
die Familienbetriebe verlagert. So hat die Milch für 
Rheinland-P falz eine außerordentliche Bedeutung; sie 
ist die Haupteinnahme4uclle unserer landwirtschaft­
lichen Familienbetriebe. Deshalb sei auf diese Entwick­
lung noch einmal hingewiesen. 

Nun zu dem EWG-Anpassungsprogramm, das im Som­
mer des vergangenen Jahres vom Hohen Hause be­
schlossen wurde. Die Landesregierung wurde au! An­
trag der CDU-Fraktion aufgefordert, ein solches Pro­
gt"Umm vorzulegen. Ein erstes Programm haben wir 
bereits Im Agrarpolitischen Ausschuß besprochen; ein 
endgültiges Programm - so hat die Landesregierung 
angekündigt - wird vorgelegt. Die Frage, die hier auch 
gestern von Hen-n Dr. Skopp angesprochen wurde, ob 
Programm oder Gesetz, ich glaube, das ist kein Evan­
gelium; über diese Frage kann man spr echen. Wir 
legen nur Wert darauf, daß wir mit einem Gesetz nicht 
unbeweglich werden, sondern daß wir ein Programm 
haben, in dem wir je nach Situation ab- und zutun 
können. 

Baden-Württemberg hat als einziges Land bisher ein 
Gesetz gemacht. Wie es sich bewährt'! Nun, Erfahrun­
gen hat Baden-Württemberg bis jetzt noch nicht. Im 
Rahmen dieses Gesetzes wurde auch t:!ine sogenannte 
Landesanstalt für die EWG-Anpassung mit einem gro­
ßen Beirat gebildet. Ich weiß nicht, ob man dazu unbe­
dingt ein Gesetz braucht, um eine solch neue Institu­
tion zu schaf!en. Wir sollten die Frage im Fachaus­
schuß erneut beraten, wenn die Regierung das .Pro­
gramm vorgelegt hat. Wir werden dann die Einzel­
fragen in den Fraktionen noch einmal besprechen müs­
sen. 

Nun ist in diesem Jahr ein erstes Teilprogramm vor­
gelegt worden, das dem entspricht, was ich vorhin als 
Schwerpunkt der Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz 
herausgestellt habe, nämlich die Anpassung an den 
Markt. Es sieht vor allem Hilfen bei der Rationalisie­
rung in der Milchwirtschaft vor, für die Konzentration 
der Molkereiwirtschaft, für bauliche und maschinelle 
Veränderungen. 

Die Fusion von Molkereien in Rheinland-Pfalz wird 
sich auch in der Zukunft weiter fortsetzen. Wir werden 
zu einer noch stärkeren Konzen tration kommen. Damit 
wird sich die Zahl der Anbieter auf dem Markt ver­
ringern. Wir werden weiter durch eine gewisse Spe­
zialisierung zu einer verbesserten Qualitä t kommen. 

Als zweiten Schwerpunkt im Rahmen dieser Marktan­
passung ist die Vieh- und Fleischwirtschaft w ne nnen. 
In Rheinland-Pfalz sind zwei Werke im Ausbau, die 
hauptsächlich das Vieh aus marktfernen Gebie ten von 
Eifel und Hunsrück verwerten. Es war zwinge nd not­
wendig, eine solche Verwertungsmöglich keit für Vieh 
und Fleisch zu schaffen. Es sind zwei Betriebe, die auf 
verschiedener Basis arbeiten, e inmal ein Betrieb, der 
bis zur Fertigverarbeitung geht, und einmal ein Be­
trieb, der mehr als Versandschlachtcrei angesprochen 
werden kann. \Vir sollten hier die Entwicklung auch 
sehr aufmerksam beobachten. Wenn die Totvcrmark­
tung in Zukunft stärker notwendig wird, vor allen Din­
gen auch a us der Struktur des gesamten Fleischmark­
tes heraus, dann werden wir auch in den marktnahen 
Gebieten Überlegungen anstellen müssen, ob hie r wei­
tere Fleischwerke notwendig werden. Wir sollten die 
Privatinitiative nach Kräftt:!n unte1·stützen, die von Ge­
nossenschaften oder vom Handel a usgehe n wird. Zur 
Zeit können wir sagen, daß in den marktnahen Gebie­
ten ein sehr hoher Bedarf an Verarbeitungsfleisch be­
steht, an sogenanntem warmem Fleisch, und die Frage 
von Fleischwerken in den marktnahen Gebieten n och 
nicht akut ist. 

Für Obst, Gemüse und Kartoffeln ist ebenfalls eine 
Hilfe für die Vermarktungseinrichtungen vorgesehen. 
Das gleiche gilt für eine Rationalisierung im Weinbau 
und in der Weinwirtschaft. Für die Rationalisierun& 
der Milchwirtschaft, und zwar speziell in der Umstel­
lung auf Tankwagenanlieferung, sind Beihilfen vorge­
sehen. Ebenfalls im Zuge dieses EWG-Anpassungspro­
gramms sind Beihilfen vorgesehen, die de r Rationali~ 
sierung der Molkereiwirtschaft dienen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich will hier 
nicht noch auf die Einzelheiten des Einzelplanes 07 ein­
gehen. Ich glaube, ich kann mir das ersparen. Ich habe 
die Schwerpunkte der Landwirtschaftspolitik angespro­
chen. Ich habe versucht, in aller Kürze e ine Aufzeich­
nung zu geben von dem, was für die Zukunft ansteht 
in den beiden großen Schwerpunkten : Verbesserung 
der Agrarstruktur und Verbesserung der Marktstruk­
tur. Ein weiteres Problem wird in Kürze im Agrar­
politischen Ausschuß b esprochen werden. Das ist die 
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l"rng-e einer Konzentration bei unsrem landwirtschafl.­
lkhP>n Schulwesen und bei der Wirt.<1chaCtsberatung. Ich 
l(Laube. daß wir auch hier mit guten Vorsd1läg-en seitens 
de;; I..andwirtschartsministcriums rechnen können. 

(AbK Dr. Raas: Die I'l'otestversammlungcn sind 
;;chon im Gange!) 

- Die Pff•te t'tversammlungcn sollten wir bei dieser Be­
rnlung t!inmal übersehen. Ich glaube, daß für die zu­
ltünftigt> Planung des Schul- und Beratungswesens aud1 
die agt'arstrnkturelle Rahme11planung des Landwirt­
;;chilftsminii:;teriums eine gute Grundlage ist. 

lns~csamt gesehen möchte ich sagen, selb::itverstäodlich 
hlcib(•n viele Wünsche offen, aber das ist ja nichL nur 
>'<• <:1t1f <km Gt:biete der Landwirlscliart, das ist in allen 
Herekh(•n der Landespolitik genauso. I<.:h glaube, daß 
wir ?<<'i1P.ns der Agra1·politiker in diesem Lande ein­
;;khtip, genug waren, auf diesem Sektor Streichungen 
hinzunehmen. Wir wünschen, daß die Agrarpolitik in 
der !:eitherigen Form in Rheinland-Pfalz fortgesetz t 
-.vii·d. daU die Mittel, die das Land für die agt·arpoliti­
:-:chen Maßnahmen einsetzt, zum Erfolg führen. Die Be­
rei lsd1C1!l des Berufsstandes ist da. Sie verdient die 
t'.'ntspre~'hPnde Unterstützung durch den Staat. 

(BC>ifall bei der CDU. ) 

Vi·1.!'präsident Piedmont: 

l hlE> Worl hnt Herr- Abgeordneter Martcmtein (FDP). 

AIJ.11:. Martcnstein: 

Herr l'riü;irtent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
t'<!nl Haben 8ie nicht die Befürchtung, daß ich den Ehr­
gl'iz habe, mich hier auf dem Gebiete der Agrarpolitik 
a uszuzt•ichnen. 

iT,andwirtscha!tsminister Stübinger : Eine Neu• 
erscheinung !} 

Ein<' Neuerscheinung, Herr Minister ! Ich werde Ihnen 
gl'undlegcnde „ Weisheiten" anzubieten wissen. Das Land 
Rheinland-Pfalz, meine Damen und Herren, das wis­
>'<'n Si„ so ~ut wie kh, ist ein Land der kleinen und 
Mittelbctrit>be. Die Fragen der Strukturverbes::;erung 
sind heute wiederholt angesprochen worden. Unserer­
seits b(•merke ich, daß wir hier auch die Akzente der 
l~ndPspolitischen Bemühungen vorwiegend sehen mödl­
tcn. Auf WilS es uns ankommt, ist, zu Betriebsgrößen 
und Betriebseinheiten zu kommen, die als optimale Be­
tl'iebseinheiten betrachtet werden können, die also in 
sich die Ausgewogenheit höben, um die Rentabilität im 
grtrag der Arbeit zu zeigen. Das Ziel ist, weil wir eine 
Gruppe von politisch denkenden Leuten sind, die dem 
Ei~Emtumsgedanken zufüd:st verhaftet sind, den Fa­
milienbetrieb zu erhalten. 

In diesem Zusanunenhang ist es wichtig, daß wir bei 
der strukturellen Umlegung der Bodenfläcl)e zu Ergeb­
nbsen kommen, die mehr Dauer versprechen. Ich per­
sönlich habe die Defürchtung, daß die Umlegungs­
ämter eine Arbeit machen, die nach wenigen Jahr­
zehn'\Pn wieder ein wenig gutes Ergehnis zeigt. 

Vizeprä!lidt\nt Piedmont: 

Hl.'rr Martenstein, gestattA?n Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Haas (SPD)? 

.i 

Abg. Martenstein: 

J'1WOh!! 

Abg. Dr. Raas: 

Herr Kollege Martenstein, Sie sprachen von Betriebs­
größen, die eine Rcntabllität siclier.-tPllen. Wie stehen 
Sie zu den NebenerwerbsbC'trif>ben? 

Abg. Marteustein: 

Iu1 persönlich p<>!;itiv, meine Freunde wohl auch. Ich 
darC in diesem Zusammenhang iiUS der Erinnerung 
meiner wirtschafü.;geschichtlidlfm und politischen Er­
fahrungen folgendes sagen: .Wir alle, soweit wir älter 
sind, haben die traurige n zwanziger und dreißiger Jahre 
in Erinnerung. Das war besonders schlimm so etwa von 
1930 bis 1933. Zu der damaligen Zeit ist immer wieder 
mit Nachdruck versichert worden. daß das Land Badcn­
Württembcrg die gesündeste soziale Struktur habe, und 
zwar einfach deshalb, weil die lndustriearbeiterschaH, 
die dort tätig war und zu eine-m ~utt>n Teil auch e-r­
we1fa;los wurde durch die unerhörten wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten. noch in der Lage ~e·.ve:;{!!I ist , im 
Nebenerwerb sich Einnahmen zu verschaffen. 

Herr Dr. Haas. im habe das Q:roße Vergnügen, immer 
·wieder einmal zum Südwestfunk nam Baden-Baden 
fahren zu dürfen. In der Nähe von Baden-Baden ist 
eine Ge meinde, sie heißt Varnhalt. Die Bewohner die­
ser Gemeinde sind ausschließlich Arbeiter, Ang~tellte 
und Beamte. Herr Thonvirth. Sie kommen auch dort­
hin. und ich empfehle, Herr Dr. Haas, wenn s ie soziale 
wirtschaftliche - - ' 

(Abg. Thorv,;irth: DE'swegen is t Herr Martenstein 
immer dort!) 

• Sie waren nodl nicht dort: dann haben Sie etwas 
versäumt. 

(Abg. Dr. Skopp: Doch, wir kennen das sehöne, 
gesegnete Markgräfler Land!) 

Ic:h wollte erklären. wir stehen positiv zum Nebenbe­
trieb, um die Frage abzukürzen. In der Vergangenheit 
s1nd auch Beweise erbracht worden daß von da aus 
sofern die Leute die Bereitschaft h;tten, im Nebener~ 
WPrh noch landwirtschaftlich tätig zu sein, ein durch­
aus positivPr volkswirtschaftlicher Beitrag geleistet 
wurde, abgesehen von . der Hilfe, die sie sich privat­
wirtschaftlich damit gaben. Id1 meine also, wir sind 
durchau::: für die Stiukturve1·bess<'rung und wollen da-

; bei für alle Leute, die im Nebenerwerb Landwirt blei­
i bcn wotten. sei es in welcher Größeneinheit auch im­
j · mer, die Zukunft gesichert sehi:n. 

1 
i 

Iclir habe eben davon gesprochen - da bin ich durch 
Ihre Fragestellung unterbrochen worden -, daß die 
Arbeiten der Umlegungsämter, die diese Feldbereini­
gung machen, im:ofern problematisch zu sein scheinen 
weil nach wenigen Jahr7~hnten das Er~ebnis viele~ 
Feldbereinigungen durch die Realtellung wieder auf­
gehoben wird. Hier eine Änderung herbeizuführen 
würde aber walm;d1e inlich cinen sehr tiefen Eingrifl i~ 
die Eigentumsverhä itni!:se bedeuten. Ich denke an die 
Vergangenheit. als das Dritte Reich mit seinen sehr 
drakonischen Maßnahmen geglaubt hat, in Eigentums­
vel'hältnisse eingreifen 2'.U können. 

• 
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Wir als ein freiheitlicher Redltsstaat können uns diese 
radikalen Maßnahmen nicht erlauben. Im Grundsatz 
(!l lt natül'lich die Forderung, daß die zusammengeleg­
t<'O Felder bleiben, um die Voraussetzungen der An­
\Wndung der modernen Maschinentechnik auch im 
landwil't:scha!tlichcn Bereich zu sichern. Noch etwa~ 
darf ich sagen. Meine Damen und Herren! Das ist von 
Herrn Dr. Haus gesagt worden. Sie haben diesen Ge­
d<mken anklingen lassen und in der Vergangenheit 
schun sehr deutlich ausgesprochen! Der moderne Land­
wirt kann gar nicht genug wissen und können. Ich bin 
dc1· Meinung, daf.l es nichts Dümmeres gibt als zu sa­
gen: der dumme Bauer. - Der moderne Bauer ist - so 
meinen wir - ein wissenschaftlich angeleiteter Mann. 
Er muß nicht nur auf dem Gebiete der Agrarchemie zu 
IIause sein, um mit dem Kunstdünger etwas anfangen 
zu können, er muß nicht nur etwas von der Viehwirt­
schaft wi::;::;cn, er ist heute, wenn er eine moderne Land­
wirt::;chafl betreiben will, auch gezwungen, sich mit der 
Mechanik der Maschinen, die er im Einsatz hat, zu be­
schäftigen. 

Un<l wenn man die Gesamtheit der Anforderungen, 
denen er ausgesetzt ist, sich vergegenwärtigt, dann muß 
kh ::;ugcn, daß wi r der Ausbildung unserer landwirl­
r;Lhaftlichen Jugend nicht genug Aufmerksamkeit schen­
ken können. Insofern ist der Beitrag, den die Schul­
politik hier liefert. durch die Verbesserung des länd­
lic:hen Volksschulwesens, ein wesentlicher Beitrag, weil 
es meines Erachtens gilt, den Blick der landwirtschaft­
Ji<.'hcn Jugend für die großen zusammenhänge zu öff­
nen. Nebenbei bemerkt ist die Gefahr immer gegeben, 
auch bei modern denkenden Landwirten, daß sie am 
Markt vorbeiproduzieren. Die Hilfe, die von Markt­
beobachtern gewährt werden muß, könnte bestimmt 
noch intensiviert werden. So gesehen finden wir, daß 
wir den Landwirt in der Zukunft nur als modernen 
Kaufmann uns vorstellen können. 

In diesem Zusummenhang eine Betrachtung, die die 
EWG angeht. Wir sind das Nachbarland zu Frankreidl. 
Rheinland-Pfalz ist ein Land der landwirtschaftlidi.en 
Sonderkulturen. Wir haben es hier mit Obst, Wein, 
Gemüse und ähnlichen Dingen zu tun. Ich finde, daß 
gerade auf diesem Gebiet noch sehr viel zu schaffen 
ist. beispielsweise in der Sortenauswahl den Leuten 
c[nc bessere Hilfe zu geben. Ich habe in der Vergan-
1:enhelt, wenn ich mich so gelegentlich mit agrarpoliti­
sd1l'n Fragen beschäftigte. immer wieder gemerkt, daß 
durch eine vernünftige Sortenauslese die Ertragskraft 
der feldcr wesentlich erhöht werden kann. Die ober­
Hulienischen Landwirte, die mit ihren Obstkulturen 
dem deutschen Obstbauern Konkurrenz bereiten, sind 
b<)l'l'its sehr viel weiter als wir, einfach deshalb, weil 
:;lc weite Obstfelder haben, die in der Abcrntung der 
P.rtrtige weniger Arbeitszeit verursachen a ls unsere 
l lochstummfelder. 

(Abg. Dr. Skopp: Herr Kollege, dar! ich fragen, 
wo die FDP-Fraktion ist?) 

- Die FDP wird durch mich und andere Kollegen ver­
tn>t('ll. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Ich wullte das zu Ihrer Beruhigung sagen, Herr 
DI'. Skopp! 

(Finanzminister Glahn: Bei der SPD sind auch 
nicht viele da!} 

Noch eine letzte Bemerkung. Wir sollten es uns ange­
Jci::cn sein lassen, im Zuge der Betrachtung unserer 

landwirtschaftlichen Fragen, die in diesem Land zur 
Diskussion gestellt sind, zu überlegen, ob wir nicht auch 
auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Verwaltung 
da und dort die Organisation reduzieren und intensi­
vieren könnten. 

Vbcpräsident Piedmont: 

Herr Abgeordneter Martenstein, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Haas (SPD)? 

Abg. lUartenstein: 

Bitte sehr! 

Abg. Dr. Haas: 

Herr Kollege Martenstein! Als der neu~ Bundesland­
wirtschaftsminister Höcherl in Bonn sein Amt antrat , 
da meinte der Vorsitzende Ihrer Bundestagsfraktion, 
das sei so gut wie eine Mißernte. Haben Sie eine Be­
gründung für ein solches Werturteil? 

Abg. Martenstein: 

Wollen Sie darin einen Bezug in dieser Au:s:;age, die 
der betl'e!!ende Herr gemacht hat, zu meinen Ausfüh­
rungen sehen? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Das ist eine Frage, die mir irgendwie naheliegt. Bitte, 
Herr Thorwirth. 

Abg. Thorwirth: 

Man könnte zumindes t daraus schließen, daß aus einer 
solchen Bemerkung die Auffassung hervortritt, daß 
man davon etwas verstehen sollte. 

(Abg. Hilf : Das ist keine Frnge !) 

Abg. Martenstein: 

Herr Thorwirth, ich glaube, ich habe Ausführungen ge­
madlt, die, so,1r·eit ich beurteilen konnte, das Verständ­
nis des Hauses gefunden haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

So sachfremd bin ich gewiß nicht, als daß diese Be­
merkung, die persönlich gezielt war, ihre Rechtferti­
gung ableiten könnte aus meinen Betrachtungen, die 
ich hier darlege. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich wollle noch eine Schlußbemerkung machen; Sie 
haben mich unterbrochen und ich !ange deshalb von 
neuem an. 

Im Zuge der Betrachtung unserer landwirtschaftspoli­
tischen Beziehungen ln dem begrenzten Rahmen, den 
ein Bundesland anzubieten weiß. ist die Frage zu ste l­
len, ob wir uns den Aufbau unserer Landwirtsclrn(ts­
verwaltung, so wie er sich heute zeigt, aur die Dauer 
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bt>t.rnc.'htet, noch leisten können. kh glaube, daß hier 
eine 7.u;.ammenfassung von Amtern und Kammern 
durch<1us diskussionswcrt wäre. Mindestens ist mir 
aus <iP.r Betrachtung der Organisation der Landwirt­
st•h<1ft;;v„~rwaltung anderer Länder eine strafiere Zu­
satntn•mfassunli( dieser Ämler bekannt. Ich glaube, was 
d·11·1 in ,.;roßer Einhcil ~eboten wird, ist durchaus auch 
für das L<tnd Rheinland-Pfalz als nachahmenswert zu 
ümp!ehkn. 

i:Ht-ifall bei den Regierungsparteien.) 

\'izrpriii;;id~nt Piedmont: 

iJ;is Wort hat Herr Abgeordneter Hoos (SPD). 

Ab~. lloos: 

Hrrr Priisidf'nt! Meine Damen und Herren! Haben Sie 
k~ine Anf(st. ich werde Ihre Zeit nicht allzulange in 
An,..pl'lll'n nehmen. Ich halte an sich d ie Absicht, über 
W<'inm::irktfri:l~cn zu sprechen. Abm· die Zeit ist zu 
kur:r.. 

kh will dei<halb zwei konkrete Fragen an den Herrn 
Minister l"ichlen. Wir haben im Haushaltsjahr 1966 
t•incn An!lalz. für die Förderung der Winzergenosscn­
-~ctrnft.•n in Höhe von 2,5 Millionen DM. Für 1965 be­
frlij! rl<>r Ansatz 3 Millionen DM. Wenn man nach­
f•>1·,..1·ht, wohin die 3 Miilionen DM geflossen sind, dann 
muß mi:in feststellen - aber erst auf nachd.rücklichei; 
HPfragtm -. daU von diesen 3 Ivlillionen Drvl überhaupt 
nid1b zur Verfügw1g stand, und zwar de:;halb, weil es 
Btmrlf'~mit.1.el waren, versehen mit einer Dotationsauf­
li•~f' von 1-5 Millionen DM. die das Land angeblich 
nicht. erfüllen konnte. 

kh frage den Herrn Minister: War es nicht möglich, 
<iie Dolationsauflage zu erfüllen, und weshalb hat man 
dem Weinb<1u11u;;l\d1uß oder dem A.grarpolitischen Aus ­
;;chu l.i nicht €inmal gesagt, daß man 3 Millionen DM an 
Bundesmitteln erhalten könne, wenn man die Dota­
t inn,..auflap;e erfülle0! War es nicht möglich, durch Um­
<fü::prisitionen im Landwirlschart;;t!tat irgendwie das 
G<:>ld trei1.1muachen'? 

Di<> zweite Frage ist etwas schwieriger; sie bezieht sich 
~iuch auf das Finanzministerium. Lassen Sie mich daher 
im Zusammenhang mit dem Genossenschaftswesen 
11o<'h auf etwas aufmerksam machen. Im Sinne der 
Verbesserung der Märkte und der Absatzstruktur ist 
m.in be~trebt - es spieli hier keine Rolle, ob Milch oder 
Wein -, kleine Genossenschaften zusammenlegen. Man 
\'Prwdgerl un ter d iesen Umständen sogar den kleinen 
Geno~senschaftf'n weitere Zuschüsse und Hilfen, wenn 
sie nicht bereit sind, den notwendig erkannten Zu­
-.:;immenschluß vorzunehmen. 

CAbg. Ludes: Das hat man bereits getan!) 

Dagegen ist nun nichts einzuwenden und ich billige 
das. 

lnt.ere~sant und ott mehr als unverständlich ist aber, 
daß diese Genossenschaften, die zum Zusammenschluß 
bereit sind, in der Form bestraft werden, daß sie 
6 Prozt'nt Grunderwerbsteuer zahlen müssen. Darüber 
hinaui;: unterliegen alle Warenbestände einer einpro-

zentigen Umsatzsteuer. Ausgenommen von dieser 
Steuerpflicht ist nur die griSßtt> Genossenschaft als 
autnelunender Teil. Das mag nun jeder Finanzbeamter 
und auch das Finanzministerium in Ordnung finden. 
Ob das aber im Sinne der Verbesserung der Markt­
struktur liegt und die notwendigen Anreize dazu 
schafft, ist eine andere Frage. Es wäre interessant, 
Herr Minister, einmal hierzu Ihre Stellungnahme zu 
hö1·en. Ich weiß, die Frage ist komp1iziert. Vielleicht 
k:.inn man die Deantwortung unter Umständen auch im 
AgrarpQlitische11 Aussrhuß vornehmen. S ie ist mir von 
maßgeblichen Leuten des Raifreisenverbandes vorgelegt 
wMden und hat wirklich ihre Berechtigung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Plcdmont: 

Dal'l Wort hat Herr Minister Stübinger. 

Landwirtschaftsminister Stübinger: 

Herr Präsident! Meine sehr verehl'ien Damen und 
Herren! Ich darf mir gestatten, kurz auf die Diskussion 
des heutig;en Abends einzugehen. Ansom;ten hat ja det· 
Etat unser Haus in \vesentlich längeren .Stunden be­
schäftigt. Aber ich glaube trotzdem, da!.I die Kern­
punkte der agrarpolitischen Probleme hier von den 
einzelnen Sprechern der Fraktionen erwähnt worden 
sind. 

Herr Dr. Haas, Sie sind in Ihren Ausführungen zu­
nächst davon ausgegangen, daß S ie die !<'rage an mich 
ge-stellt haben, wie im Augenblick in Brüssel die Mittel 
bei der Vergabe aus dem Garantie- und Ausrichtungs­
fonds gegebenenfalls auch von uns in Anspruch ge­
nommen werden könnte. Sie sagten, es wäre Ihnen 
bekannt. daß in den Richtlinien die erste Voraussel­
a:.ung bedeuten würde, daß nur dort in die Gegenden 
Hilfsmaßnahmen gP.Zielt gelenkt werden könnten, in 
denen 3D Prozent der Bevölkening ha>uptberufliche 
Landwirte seien, und zweitens in denen diese Land­
wirte pro K-0pf der Bevölkerung mindestem; ein Drittel 
weniget: verdienen würoen als ein Industriearbeiter . 
Habe ich Sie richtig verstanden? 

<Abg. Dr. Haas: Bei dem Gernein.schaftsprog1·amm 
„ . .z.ux: Strukt1,1rverl.>est>et·u11g !) 

- Jawohl! Dazu ist folgendes zu sagen. Die Voraus­
setzung von 30 Prozent ist längst :tiallenge lassen wor­
den und steht jet:zt bei 20 Prozent. Al.J'"L. aud1 die­
ser Anteil erscheint mir noch verhältnismäßig hoch, 
insbesondere für die hoch it1d ustrialisierten Mitglieds­
länder wie die Bundes republik Dcutsc:hland, wie Hol­
land und Belgien. Und aus diesem Grunde ist es so, 
daß das · Problem, das Sie angespt·ochen haben, noch 
völlig in der Diskussion in Brüssel steht und wir auch 
dort noch sehr hart darum ringen, daß diese Bedin­
gungen, wie wir sie hier haben, an und für skh wc:sent­
Iich abgeschwlii::ht werden. Ich bin auch der Meinung, 
daß bei der Festlegung dieser Hilfsmaßnahmen natür­
lich nicht die ganze Bundesrepuhlik Deutschland ge­
sehen wi>rden kann, sondern nur da!'; Gebiet, das in 
diesem F4lle als Gebiet für das Hilfsprog1·amm in Frag~ 
kommt. 

S(e haben ja alle von den verschiedensten Parteien 
heute hier die gesamte Situation im Etat des Landwirt-
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schaflsministers von Rheinland-Pfalz angesprochen, del' 
natürlich sehr eng verbunden ist mit dem Bundesetat. 
Es ist zweifellos so, daß wir aus der Sicht der Agrar­
minister es natürlich bedauern, daß es nicht möglich 
war, im Jahre 1966 die Mittel in demselben Ausmaße 
wie in der Ve1·gangenheit zur Verfügung zu stellen. 
Aber Sie wissen selbst, Herr Dr. Haas, daß wir mit 
diesen Fakten rechnen müssen. Die Möglichkeiten, die 
wir als Parlament, Agrarpolitischer Ausschuß, Haus­
halts- und Finanzausschuß und Abgeordnete haben, 
bestehen heute darin, dafür zu sorgen, daß die uns noch 
zur Verfügung stehenden Mittel entsprechend ver­
nün(tig und schwerpunktartig auch durchgezogen wer­
den. So glaube ich doch, daß alles in allem gesehen 
auch bei der außerordentlich schwierigen Situation, in 
der sich die Landwirtschaft heute nach diesem neuen 
Etat befindet, !eslstellen zu können, daß sowohl in Bonn 
wie auch hier bei uns im Lande zunächst einmal ein 
Punkt vollkommen in den Vordergrund gerückt wor­
den ist, das ist die Flurbereinigung und Agrarstruktur­
vcrbessel'Ung auf diesem Gebiet. Hier sind weder beim 
Bund noch beim Land die Mittel gekürzt worden, beim 
Bund wurden s ie sogar etwas angehoben. Bei uns sind 
si~~ zum mindesten in der Höhe geblieben wie bisher. 

Sie sagten mit Recht, daß unsere Wünsche, die dahin 
gingen, in einer verhältnismäßig kurzen Zeit die Flur­
bereinigung im Lande abzuschließen, auf Grund dieser 
Tatsache natilrllch nicht verwirklicht werden können 
und daß wir in etwa bei den 30 000 Hektar stehen­
blieben, wie wir das die ganze Zeit gesagt hätten. So 
ist es auch! Herr Dr. Haas, Sie sagen weiter, es sei 
untct· diesen Umständen notwendig, dafür einzutreten, 
daß wir aus der Sicht unseres Landes bei der Planung 
der Flurbereinigung davon ausgehen, in erster Linie 
nur dort die Flurbereinigung durchzuführen, wo s ie 
am notwendigsten sei. Herl' Dr. Haas, ich stimme 
Ihnen hier hundertprozentig zu. Wir s ind auch dabei, 
im Augenblick einen Zehnjahresplan zu erstellen. Aber 
die Schwierigkeiten sind doch immer die: Wir können 
nur dort die Flurbereinigung durchführen, wo auch die 
Teilnehmer, das heißt die einzelnen Betrof.fenen, bereit 
sind, die Flurbereinigung von sich aus 1. zu beantragen 
und 2. zu trngen. Da kommt nun der kritische Punkt. 
Interessant ist, daß gerade in den Gebieten, in denen 
wir die Flurbereinigung am notwendigsten durchzufüh­
ren hätten, dfo geringste Bereitschaft zu verzeichnen 
ist. Gerade dort müssen wir 1aufklärend besonders aktiv 
.sein und versuchen, durch besonderes Entgegenkommen 
auch in diese Gebiete vorzustoßen. Wir haben sehr häu­
tig eine unheimliche Zahl von Anträgen gerade aus Ge­
bieten, die bodc.>nmäßig und teilweise agrarstrukturell 
gesund sind, wo heute schon <lie zweite Zusammen­
legung gefordert wird - zum Beispiel aus dem Kreis 
Simmern usw. -, und man sagen muß, daß das beim 
besten Wi!Lcn nicht geht. Ich teile hier völlig Ihre Mei­
nung. Nur sind uns unsere Grenzen gezogen. 

Ich hin aber der Überzeugung, bei der Auseinander­
setzung, in der wir in der EWG stehen und bei 
der wir den Wirtschaftskampf mit Frankreich 
und Italien durchführen müssen, \v·erden wir fest­
stellen, daß wir bestimmt nicht am Ende ste­
hen mit der Durchführung der Flurbereinigung 
und der Strukturmaßnahmen, sondern daß wir 
da schon sehr im Vordergrund stehen. Die Sorgen in 
Frankreich und in den übrigen anderen Ländern liegen 
aur einer ähnlichen Basis wie bei uns. Auch dort ist 
man bemüht, in etwa die Dinge voranzutreiben. Aber 
auch die Leute in Frankreich und Italien werden nicht 
in der Lage sein, in einem verhältnismäßig sehr kurzen 
Zeitraum diese großen Probleme der Flurbereinigung, 
die auf die Dauer gesehen Millionen und Milliarden 

verschlingen, durchzuziehen, so daß ich glaube, daß wir 
in dem Rahmen im großen und ganzen Schritt halten 
können und in der Lage sein werden, konkurrenzfähig 
zu bleiben. 

Herr Kollege Dr. Skopp, ich darf auch noch ein Wort 
sagen zu Ihren grundsätzlichen Ausführungen, die Sie 
bereits beim Etat des Ministerpräsidenten vorgetragen 
haben, ob wir hier ein EWG-Anpassungsprogramm 
oder ein EWG-Anpassungsgesetz machen. Ich bin per­
sönlich der Meinung, daß es völUg unwesentlich ist, ob 
wir ein Programm oder ein Gesetz machen, das wird 
nicht entscheidend sein. Entscheidend wird sein, wieviel 
Mittel dem Landwirtschaftsminister für dieses Pro­
gramm der EWG-Anpassung am Ende zur Verfügung 
stehen. Wir sind gerne bereit, die gnmdsätzlichen Pl'O­
bleme, die wir hier schwerpunktartig auCgreiien wol­
len, im Agrarpolitischen Ausschuß und auch im Haus­
halts- und Finanzausschuß zu besprechen. Aber in der 
Grundsatzfrage, ob wir es als Programm oder als Ge­
setz durchführen, bin ich der Meinung, kommt es viel 
entscheidender darauf an, welche Mittel uns die kün!ti­
gen Jahre überhaupt für ein solches Programm noch 
im Rahmen unserer etatmäßigen Möglichkeiten zur 
Verfügung stehen. 

Vizepräsident Piedmont: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zusatzfrage des Hel'rn 
Abgeordneten Dr. Skopp (SPD)? 

Landwirtscha.Usminister St übinger: 

Bitte sehr! 

Abg, Dr. Skopp: 

Herr Minister, sind Sie nicht der Meinung, daß, wenn 
ein Gesetz gemacht wird, Sie eher die Möglichkeit ha ­
ben, mehr Mittel zusammengefaßt zu bekommen als 
durch das Programm, wo die Mittel bei den verschie­
denen Ansätzen zerstreut bleiben? 

Landwirtschaftsminister Stübinger: 

zweifellos Herr Dr. Skopp ist es so: Wenn wir ein 
EWG-Anpassungsgesetz machen, ist das Pal'lament von 
s ich aus gesehen allgemein stärker gebunden, als wenn 
wir das nur als Programm tun. Wenn die „Luft" aber 
nicht mehr reicht, dann wird das Parlament gezwun­
gen sein, selbst bei einem Gesetz gegebenenfalls ent­
sprechende Anteile abzuschneiden. Von mir aus gese­
hen ist das kein Problem, ich will gerne ein Gesetz 
vorlegen. Ich bin nur auch der Meinung, was Herr 
Meyer hier zum Ausdruck brachte, daß wir mit einem 
Programm von uns aus gesehen gegebenenfalls etwas 
be\•,reglicher sind und etwas mehr nach diesem od<?r 
jenem Schwerpunkt ausweichen können. 

Vizepräsident Piedmont: 

Herr Abgeordneter Dr. Skopp, bitte noch eine Zusatz­
frage. 



1876 5tenographische Berichte des Landtages von Rheinlar1d-Pfalz, V. Wahlperiode 

1 

/ 
Abg. Dr. Skopp: 

Uns ging e.s um die Ansätze, Herr :MJnister:. Ich danke 1 
Ihnen! Sie haben mir aber bestätigt, daß das sicherli<'h -· · 
d<is bes~rt- ist. . i 

f,andwirtsdlaftsmtnister Stübinger: 

Ich wollte nO<!h abschließend ein Wort sagen zu dem 
landwirtschaftlichen Schul- und Beratungswesen. Meine 
~ehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegen! Ich 
l>in mir bewußt, daß gerade auf diesem. Ge~lete uns in 
der allernäch~ten Zeit mit die schwierigsten Probieme 
bt:gi;?gnen werden. Und ich darf heute schon von dieser 
Stelle aus alle dringend bitten. uns, das heißt dem Mi­
nisterium, in den Maßnahmen, die wir ergreifen müs­
sen, zu helfen. Wir werden gezwungen sein, ob wir 
wollen oder nicht, einen erheblichen Teil der bisher 
betitehenden landwirtscha!tlichen Schulen aufzulösen 
bZ\\f. zusammenzulegen. Nun kennen Sie die allgemeine 
Mentalität. Es b esteht dann immer die Gefahr, daß 
jeweils der einzelne von Ihnen dann zu mir kommt und 
~agl: kh bin auch dafür, daß hier eine vernünftige Zu­
„ammenlegung zu Mittelpunkt- und Schwerpunktland­
wirtscha!ts:idiulen gemacht wird, aber bloß meine 
Sdwle nicht. Deshalb hätte ich den dringcndep. Wunsch, 
daß das Parlament mir gestattet - und zwar werde ich 
das im Laufe der nächsten vier Wochen bereits tun -
daß ich dem Agrarpolitischen Ausschuß zunächst e.in~ 
mal einen großen Ubcrsicht:;µlan unterbreite, in dem 
wir ihm unsere Vorschläge mitteilen, aus denen her­
\'orgeht, wie groß das Einzugsgebiet ist, in welchem 
Ausmal3e noch bäuerliche Familienbetriebe vorhanden 
sdn w"-'rdcn und in welchem Ausmaße die: tatsäc."lliche 
Frequenz der Schulen auf eine längere Zeit garantiert 
~ein wird, so daß wir am Schlusse eigentlich uns auf 
tdnen gemeinsamen Plan einigen sollten, in dem ge­
wis.~e Streichungen unvermeidlich sind. 

!d1 darf heute schon die Bitte an das Parlament rich­
ten, uns in diesen Bemühungen zu untersttitzen. 

sprechende Lagerkapazitäte n sowohl bei den Genossen­
schaften als auch beim Handel - auch dieses möchte ich 
unterstreichen - zu planen. Nur wenn wir in der Lage 
sind, bei einer oder zwei oder drei aufeinanderfolgen­
den übt::rrdchen Ernten diese vernünftig abzunehmen 
und einzulagern, wird es uns möglich sein, auf weite 
Sicht einen stabilen und vernünftigen Preis halten zu 
können. Insofern waren diese Millionen, die wir über 
den Dund bekommen haben und mit denen wir zum 
großen Tell die Genossenschaften aufziehen konnten, 
für uns eine angenehme Unterstützung. 

···wtr-häl>en im letzten .Jahr b!s jetzt erst 1,2 Millionen 
DM zugesagt. Icll habe aber, Herr Kollege Hoos, die 
!fof!flung ·noch nic..11t aufgegeben, daß wir hier größere 
Mitter aus· deth Verbund zwischen Bund und Land, das 
heißt insbesondere aus dem Grünen Plan, speziell für 
die Auswertung der Lagerkapazitäten erhalten werden, 
weil ich davon überzeugt bin, was auch Sie in Ihrem 
Vortrag zum Ausdruck gebracht haben, daß das eine 
der wichtigsten und bedeutsamsten der von uns anzu­
:>trebenden und zu verfolgenden Maßnahmen ist. 

Ich würde Sie bitten, Ihre zweite Frage im Agrarpoliti­
schen Ausschuß beantworten ?.U dürfen; ich bin im 
Augenblick. i.iberfragt und kann sie daher hier nicht 
l;onkret beantworten. 

(Abg. Hoos: Einverstanden!) 

Absdlließend sei mir noch gestattet, ein Wort zu dem 
Zweig unserer Landwirtschaft zu sagen, der uns in die­
~cm Hause schon immer die größten Sorgen bereitet 
hat, zu unserem Weinbau und zu unserer Weinwirt­
schaft. Das Parlament von Rheinland-Pfalz ist noch 
selten in einer so glüddlchen und ausgeglichenen Si­
·tuation gewesen w!e bei der diesjährigen B eratung des 
Einzelplanes des Weinbauministeriums. Wenn wir heute 
die Situation betrachten, habe ich das ~fühl, daß un­
ser~ Winzer wie auch Handel und Verbraucher mit dem 
Preis, den sie heute erhalten, zufrieden sein können. 
Hoffen wir, daß es auch in Zuk•mft so bleibt und daß 
uns dieser Sektor, der in unserem Lande von so ent­
scheidender Bedeutung ist, weiterhin so wenig Sorgr.m 
ben~itet wie im Augenblick. 

Im übrigen darf ich recht herzlich für die vom Parla­
ment in den vergangenen Jahren meinem Hause ge­
genüber geleistete Mitarbeit danken. 

Nun noch ein paar Bemerkungen zum Weinmarkt und 
z11 den l•'ragen des Herrn Kollegen Hqos. Wir haben in 
d<.>r Vergangenheit immer über den Bund Mittel zur 
l"iirderung des Genossenschaftswesens erhalten. Herr 
Kollege Hoos, Sie wissen, daß speziell auf diesem Ge­
biet unser Land Vorbildliches geleistet hat und wir ge­
w<iltige Kapazitäten bei den Genossenschaften und Ge­
bietsgenos.senschaften errichtet haben. Es ist zweifellos 
diesem unserem Wollen, das von den Winzern unter­
sl.ützt worden war, mit zu verdanken, daß im allgemei-
1wn getiehen der gesamte Weinmarkt wieder in eine 
vernünftige Stabilität hineingekommen ist. · Ich Qin 
heute noch der Meinung, daß auf die Dauer gesehen 
das beste Mittel für eine vernünftige Weinmarkt- und 
Weinpreisgestaltung in erster Linie darin liegt, ent-

1 .. (Beifall des Haui<es.) 

l 
Vizepräsident Piedmont: 

Die nächste Sitzung beginnt mo1·gen um 9.30 Uhr. Die 
Sitzung ist beendet. 

Sc h l u ß d er S l t zu n g : 16.35 Uhr. 
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